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OECD: Veröffentlichung des Konsultationsdokuments zur Besteuerung der 

digitalen Wirtschaft 

Zur Vorbereitung des für Juni 2019 geplanten Zwischenberichts hat die OECD 

das Konsultationsdokument zur Einleitung der öffentlichen Anhörung veröffent-

licht. 

Demnach wird – wie bereits berichtet – ein Zwei-Säulen-Modell favorisiert, wo-

nach ergänzend zu einer Neuordnung der Besteuerungsrechte (nicht nur) bei di-

gitalen Geschäftsmodellen eine weltweite effektive Mindestbesteuerung sicher-

gestellt werden soll. In dem Konsultationsdokument sind die folgenden Grundzü-

ge der geplanten OECD-Arbeit beschrieben: 

Die bisherigen Gewinnzuordnungsregelungen stellen auf das Vorhandensein ei-

ner physischen Präsenz des Unternehmens ab. Sie sprechen grundsätzlich dann 

einem Staat das Besteuerungsrecht an Unternehmensgewinnen zu, wenn dort 

eine Betriebsstätte o.ä. vorhanden ist. Mit Blick auf digitale Geschäftsaktivitäten 

wird konstatiert, dass die Allokationsregelungen mangels physischer Präsenz in 

Marktstaaten angepasst werden könnten. Hierzu werden drei verschiedene Maß-

nahmen/Ansätze diskutiert: 

Der Vorschlag einer „User Participation“ aus dem Vereinigten Königreich sieht ei-

nen Wertschöpfungsbeitrag von „aktiven“ Usern (insbesondere) sozialer Netz-

werke (z.B. Facebook), Suchmaschinen (z.B. Google) oder online Marktplätzen 

(z.B. Amazon Marketplace) durch ihre Überlassung der Nutzerdaten. Im Ergebnis 

soll hierdurch eine Reallokation eines Gewinnanteils von Gesellschaften einer 

Unternehmensgruppe hin zu Jurisdiktionen erfolgen, in denen die User ansässig 

sind. 

Aus den USA stammt der Vorschlag, den Gewinnanteil basierend auf „Marketing 

Intangibles“ separat zu ermitteln und diesen den jeweiligen Marktstaaten zuzu-

ordnen. Mithin könnte der Zugang zu lokalen Märkten darin berücksichtigt wer-

den. Für die Ermittlung dieses Anteils wird in den Unterlagen für die öffentliche 

Konsultation neben dem Fremdvergleichsgrundsatz noch eine alternative 

Formelaufteilung vorgeschlagen. Anders als der Vorschlag der „User Participati-

on“ wäre dieser Vorschlag nicht nur auf hoch digitalisierte Geschäftsmodelle an-

wendbar, sondern hätte einen breiteren Einfluss auf die Digitalisierung der Wirt-

schaft. 

Einem Vorschlag von 24 Staaten (u. a. Indien, Kolumbien, Ghana) zufolge könnte 

eine signifikante ökonomische Präsenz im Marktstaat dann begründet werden, 

wenn der Nutzerstamm und die von den Endkunden generierten Daten wesentli-

ches Merkmal der Wertschöpfungskette sind (basierend auf der "fractional appor-

tionment method“ aus dem BEPS Action 1 Report, s.o.). Der Vorschlag beinhaltet 

ferner die Einführung einer Quellensteuer als Erhebungsverfahren und Vollzie-

hungsinstrument. 

Den drei Vorschlägen ist gemein, dass sie über das traditionelle Konzept der 

physischen Präsenz hinausgehen und einen globalen Ansatz für die Gewinner-

mittlung vorsehen. Jedoch gehen die Vorschläge unterschiedliche Wege hinsicht-



 

 
Seite 2 von 8 

 

# 06 
15.02.2019 

 
28.03.2014 

lich der Gewinnzuordnung. Das Konsultationsdokument beinhaltet weitere Über-

legungen zu möglichen Ausgestaltungen dieser Vorschläge. 

Basierend auf einem Vorschlag aus Deutschland und Frankreich wird parallel und 

ergänzend zu den drei zuvor genannten Vorschlägen ein Mechanismus zur Etab-

lierung eines Mindestbesteuerungsniveaus diskutiert. Hierzu sollen zwei in ge-

genseitiger Beziehung stehende Regelungen durch Änderungen in nationalen 

Gesetzen und Doppelbesteuerungsabkommen implementiert werden. 

Die „income inclusion rule“, welche das Einkommen einer ausländischen Branch 

oder einer verbundenen Gesellschaft der Besteuerung unterwirft, sofern dieses 

Einkommen im Ausland lediglich einer niedrigen Effektivbesteuerung unterliegt. 

Die „tax on base eroding payments rule“, welche den Abzug oder eine Befreiung 

basierend auf einem Doppelbesteuerungsabkommen untersagt, solange eine 

Zahlung nicht einer Effektivbesteuerung mit oder über einem Mindeststeuersatz 

unterliegt. 

Hiermit sollen Gewinnverschiebungen in Niedrigsteuerländer verhindert werden. 

Ziel sei jedoch nicht, Mindeststeuerniveaus verbindlich für die am BEPS-Prozess 

teilnehmenden Staaten des Inclusive Frameworks (IF, mittlerweile 129 Staaten) 

vorzugeben. Vielmehr sollen international einheitliche Maßnahmen gefunden 

werden, mit denen negativ betroffene Staaten bei Gewinnverschiebungen in die-

se Jurisdiktionen reagieren können. 

Die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der öffentlichen Konsultation 

über das dargestellte Zwei-Säulen-Modell besteht bis zum 01.03.2019 und wird 

mit einer öffentlichen Anhörung bei der OECD in Paris – voraussichtlich am 

13./14.03.2019 – abgeschlossen. Ziel ist ein detailliertes Arbeitsprogramm her-

auszuarbeiten, welches dann bei dem geplanten Treffen des IF im Mai 2019 be-

schlossen werden und in dem Zwischenbericht an die G20 münden soll. 

 

Bundesrat: Brexit-Übergangsgesetz beschlossen  

Am 15.02.2019 hat nun auch der Bundesrat dem sog. Brexit-Übergangsgesetz - 

BrexitÜG zugestimmt. Das Vorhaben sieht die Anwendung des Unionsrechts auf 

Großbritannien für eine Übergangszeit zwischen dem geplanten Austritt am 

29.03.2019 bis zum 31.12.2020 vor. Das Gesetz tritt allerdings nur und erst in 

Kraft, wenn das Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Groß-

britannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen 

Atomgemeinschaft in Kraft tritt. 

 

Bundesrat: Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Brexit-

Steuerbegleitgesetzes  

Der Bundesrat hat mit Beschluss vom 15.02.2019 zum Regierungsentwurf eines 

Gesetzes über steuerliche und weitere Begleitregelungen zum Austritt des Verei-

nigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union 

(Brexit-Steuerbegleitgesetzes) Stellung genommen. Das Brexit-StBG soll insbe-
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sondere eine Lösung für Sachverhalte bringen, in denen der Steuerpflichtige be-

reits in der Vergangenheit alle steuerlich relevanten Handlungen vollzogen hat (z. 

B. Überführung eines Wirtschaftsguts ins Vereinigte Königreich) und allein der 

Brexit, ohne weiteres Zutun des Steuerpflichtigen, zu nachteiligen steuerlichen 

Rechtsfolgen führen würde (z. B. Auflösung eines Ausgleichspostens nach § 4g 

EStG; „Brexit als schädliches Ereignis“). 

Der Referentenentwurf (vgl. hierzu TAX WEEKLY # 37/2018) enthielt bereits fol-

gende steuerliche Regelungen : 

 Stundungsregelung gem. § 4g EStG: Der Austritt des Vereinigten Königreichs 

aus der Europäischen Union führt nicht dazu, dass ein als entnommen gelten-

des Wirtschaftsgut als aus der Besteuerungshoheit der Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union ausgeschieden gilt. 

 Einbringungsgewinnbesteuerung: Es wird gesetzlich sichergestellt, dass allein 

der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union nicht zu 

einer rückwirkenden Versteuerung des Einbringungsgewinns führt. Der Austritt 

ist unkritisch hinsichtlich der Voraussetzungen von § 22 Abs. 1 Satz 6 Nr. 6 

und Abs. 2 Satz 6 UmwStG in Verbindung mit § 1 Abs. 4 UmwStG.  

In den Regierungsentwurf wurden aus steuerlicher Sicht folgende weitere Rege-

lungen aufgenommen: 

 Klarstellung, dass der Brexit allein nicht die Rechtsfolge des § 12 Abs. 3 KStG 

(Auflösungsfiktion) bzw. des § 6 Abs. 5 S. 4 AStG (Widerruf der Stundung bei 

der Wegzugsbesteuerung) auslöst, sondern – neben den bereits ausdrücklich 

geregelten Gründen – erst ein anschließender Wegzug nach dem Brexit in ei-

nen anderen Drittstaat (noch im Referentenentwurf ergab sich dies nur aus 

der Begründung). In § 6 Abs. 8 S. 2 AStG-E werden darüber hinaus Widerrufs-

tatbestände des § 6 Abs. 5 S. 4 AStG ergänzt. 

 Verhinderung einer Verzinsung des Zahlungsaufschubs nach § 6b Abs. 2a 

EStG in Fällen, in denen der Antrag auf Ratenzahlung bereits vor dem Zeit-

punkt gestellt worden ist, zu dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mit-

gliedstaat der EU ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist. 

Die Gesetzesbegründung des Regierungsentwurfs bestätigt auch die Fälle des 

§ 17 Abs. 5 S. 2 EStG und des § 36 Abs. 5 EStG als Regelungen, die für den 

Eintritt einer nachteiligen Folge nach dem Gesetzeswortlaut eine aktive Handlung 

des Steuerpflichtigen voraussetzen (u. a. Sitz-oder Betriebsverlegung, Wegzug), 

sodass der Brexit allein noch keine für den Steuerpflichtigen nachteilige Folge 

auslösen würde. 

Der Bundesrat fordert nun, auch eine Änderung des Erbschaftsteuer- und Schen-

kungsteuergesetzes in das Gesetz einzufügen. Mit § 37 Abs. 17 ErbStG-E soll si-

chergestellt werden, dass für Erwerbe, für die die Steuer vor dem Zeitpunkt ent-

standen ist, ab dem das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 

nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und auch nicht wie ein sol-

cher zu behandeln ist, das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 



 

 
Seite 4 von 8 

 

# 06 
15.02.2019 

 
28.03.2014 

weiterhin als Mitgliedstaat der Europäischen Union gilt. Auf diese Weise wird im 

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz der „Status quo“ gewahrt. Prakti-

sche Bedeutung kann dem beispielsweise bei Anwendung der Lohnsummenre-

gelung bei der Steuerbegünstigung für Unternehmensvermögen zukommen. 

Für Erwerbe ab dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte Königreich Großbritannien 

und Nordirland nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und auch 

nicht wie ein solcher zu behandeln ist, gilt das Vereinigte Königreich Großbritan-

nien und Nordirland – vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarungen – als Drittstaat. 

Das Brexit-StBG soll am 29.03.2019 in Kraft treten. Insofern ist die 2./3. Lesung 

Bundestag bereits am 19.02.2019 und die Zustimmung des Bundesrats am 

15.03.2019 geplant. 

 

EuG: Kommissionsbeschluss zu Steuervorteilen für internationale Unter-

nehmen in Belgien gekippt 

Das Gericht der Europäischen Union (EuG) hat mit Urteil vom 14.02.2019  

(T-131/16; T-263/16) eine Entscheidung der EU-Kommission zu mutmaßlich ille-

galen Steuervorteilen für multinationale Konzerne in Belgien gekippt. Bei der von 

Belgien 2005 eingeführten Steuerregelung „Excess Profits Tax“ für internationale 

Konzerne handele es sich nicht um eine unerlaubte staatliche Beihilfe (vgl. Pres-

semitteilung vom 14.02.2018). 

 

BFH: Einbringungen mehrerer Mitunternehmeranteile mit teilweise negati-

ven Kapitalkonten in eine GmbH 

Der BFH hatte im Urteil vom 13.09.2018 (I R 19/16) zu entscheiden, ob die Vo-

raussetzungen des § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 UmwStG 2006, wonach die Passivpos-

ten des eingebrachten Betriebsvermögens die Aktivposten nicht übersteigen dür-

fen, im Falle der Einbringung mehrerer Mitunternehmeranteile sowohl für jeden 

Gesellschafter als auch für jeden einzelnen Sacheinlagegegenstand gesondert 

zu prüfen sind. 

Im Streitfall waren die Kläger A und B (nat. Personen) zu gleichen Anteilen an der 

A-GbR und der B-GbR beteiligt. Im Mai 2010 errichteten die Kläger die E-GmbH, 

an deren Stammkapital A und B jeweils zur Hälfte beteiligt waren. Die Stammein-

lagen sollten im Wege der Sacheinlage der von den Klägern "als Gesellschafter 

der Gesellschaften bürgerlichen Rechts zu gleichen Anteilen betriebenen Unter-

nehmen mit allen Aktiva und Passiva" aufgebracht werden. Steuerrechtlich sollte 

die Einbringung zu Buchwerten auf den 01.01.2010 zurückbezogen werden. In ih-

rer Bilanz auf den 31.12.2009 wies die A-GbR ein negatives Kapital und unter 

dem Konto 1461 ("Verr.Kto. Organgesellschaft") als sonstige Verbindlichkeiten 

einen Betrag in Höhe von ... EUR aus. Das Kapital der B-GbR war zum 

31.12.2009 positiv; hierzu gehörte als sonstiger Vermögensgegenstand ein Be-

trag i.H.v. ... EUR (Konto 1461 "Verr.Kto. Organträger).  

Nach Ansicht der Kläger war das negative Kapitalkonto der A-GbR mit dem posi-

tiven Kapitalkonto der B-GbR zu saldieren. Demgegenüber vertrat das Finanzamt 
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die Auffassung, dass eine Saldierung nicht in Frage komme und die Buchwerte 

der eingebrachten Wirtschaftsgüter der A-GbR gemäß der Regelung in § 20 

Abs. 2 Nr. 2 UmwStG auf 0 EUR aufzustocken seien. Dies führe zu einem ent-

sprechenden Veräußerungsgewinn. Einspruch und Klage beim Finanzgericht hat-

ten keinen Erfolg. 

Nunmehr bestätigte der BFH die vom Finanzgericht getroffene Entscheidung, 

wonach die Wertansätze der beiden von den Klägern eingebrachten Mitunter-

nehmeranteile an der A-GbR aufgrund ihres negativen Kapitals aufzustocken wa-

ren. In der Urteilsbegründung wurde zunächst festgestellt, dass in Rechtspre-

chung und Schrifttum eine übereinstimmende Auffassung dahingehend bestehe, 

dass die Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 UmwStG 2006 für jeden 

Gesellschafter gesondert zu prüfen seien. Umstritten sei allerdings, ob auch bei 

der Einbringung mehrerer Sacheinlagegegenstände durch dieselbe Person die 

Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 UmwStG 2006 für jeden Sacheinla-

gegegenstand gesondert zu prüfen seien oder ob insoweit eine Gesamtbetrach-

tung bzw. Saldierung erfolgen könne. 

Der BFH schloss sich der erstgenannten Auffassung an, derzufolge die Voraus-

setzungen des § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 UmwStG 2006 sowohl für die beiden Kläger 

als auch für die insgesamt vier eingebrachten Mitunternehmeranteile gesondert 

geprüft werden müssten. Nur eine solche Sichtweise sei mit der gesetzlichen Re-

gelung vereinbar. Eine Gesamtbetrachtung bzw. Saldierung der jeweils einge-

brachten Mitunternehmeranteile an der A-GbR und B-GbR sei nicht im Geset-

zeswortlaut angelegt. Des Weiteren ließen sich auch aus den Ausführungen der 

Gesetzesmaterialien keine Hinweise für eine hiervon abweichende Auslegung 

entnehmen.  

Der BFH konnte jedoch nicht entscheiden, mit welchen konkreten Werten die 

eingebrachten Mitunternehmeranteile an der A-GbR anzusetzen waren, weshalb 

eine Zurückverweisung an das Finanzgericht habe erfolgen müssen. Denn die 

Vorinstanz habe keine ausreichenden Feststellungen dazu getroffen, ob es sich 

bei dem Verrechnungskonto der A-GbR um eine betrieblich veranlasste Verbind-

lichkeit handele oder ob dieses Konto durch das Gesellschaftsverhältnis veran-

lasste Einlagen ausweise und somit als Unterkonto des Kapitalkontos das bisher 

angesetzte negative Kapital mindere. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 08.02.2019 

Aktenzeichen Datum Stichwort 

C‑591/17 06.02.2019 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Art. 259 AEUV – Art. 18, 34, 56 und 
92 AEUV – Richtlinie 1999/62/EG – Benutzung von Autobahnen – Infrastruk-
turabgabe für Fahrzeuge mit einem Gewicht von weniger als 3,5 Tonnen – 
Steuerentlastung bei der Kraftfahrzeugsteuer – Mittelbare Diskriminierung – 
Maßnahmen gleicher Wirkung – Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit – 
Gemeinsame Verkehrspolitik – Stillhalteklausel 

 

 

Alle am 13.02.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

I R 19/16 13.09.2018 
Wertaufstockung bei Einbringung eines Mitunternehmeranteils mit negativem 
Kapitalkonto - Keine Saldierung bei mehreren Sacheinlagegegenständen 

I R 59/16 11.09.2018 
Bescheidänderung nach § 32a Abs. 2 KStG nur bei Berücksichtigung von ver-
deckten Einlagen 

IV R 35/16 25.10.2018 
Teilwert gemäß § 5a Abs. 6 EStG als neue AfA-Bemessungsgrundlage; Kür-
zung nach § 9 Nr. 3 Satz 3 GewStG erfasst auch Gewinn aus der Hinzurech-
nung eines Unterschiedsbetrags 

XI R 16/17 14.11.2018 Garantiezusage eines Kfz-Händlers als Versicherungsleistung 

 

Alle am 13.02.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

XI B 103/17 25.07.2018 Zur Steuerbarkeit der Leistungen eines Teilnehmers an einer Fernsehshow 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=210529&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=10529293
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39144&pos=0&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39147&pos=1&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39150&pos=2&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39153&pos=3&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39156&pos=4&anz=36
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Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

IX B 60/18 04.12.2018 

Keine grundsätzliche Bedeutung bei Anwendung des Teilabzugsverbots bei 
Auflösungsverlust - Absicht zur Erzielung von Betriebsvermögensmehrungen 
oder Einnahmen - Wahlrecht zwischen Abgeltungssteuer und Teileinkünftever-
fahren - Verzicht auf Zeugenbeweis 

I B 26/18 10.10.2018 Revision in Thüringer Kirchensteuersachen 

IX B 79/18 07.01.2019 Einkommensteuer: Entrichtungspflicht des Zwangsverwalters 

IX B 142/17 19.12.2018 Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung; Verfahrensfehler 

VI R 28/16 21.11.2018 
Kein Abzug von Kfz-Aufwendungen eines Schwerbehinderten als außerge-
wöhnliche Belastung 

IV R 40/16 25.10.2018 

Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 25.10.2018 IV R 35/16 - Gewinn aus 
der Auflösung des bei Übergang zur Tonnagebesteuerung gebildeten Unter-
schiedsbetrags unterliegt auch bei Betriebsaufgabe der Gewerbesteuer; Kür-
zung nach § 9 Nr. 3 Satz 3 GewStG erfasst auch Gewinn aus der Hinzurech-
nung eines Unterschiedsbetrags 

IV R 41/16 25.10.2018 

Teilwert gemäß § 5a Abs. 6 EStG als neue AfA-Bemessungsgrundlage; Kür-
zung nach § 9 Nr. 3 Satz 3 GewStG erfasst auch Gewinn aus der Hinzurech-
nung eines Unterschiedsbetrags (weitgehend inhaltsgleiche Parallelentschei-
dung zu BFH-Urteil vom 25. Oktober 2018 IV R 35/16) 

 

 

 

Alle bis zum 15.02.2019 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

 
IV A 3 -S  
0030/16/1000
4-21 

08.02.2019 

 
Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorga-
ben der Artikel 12 bis 14 der Datenschutz-Grundverordnung in der Steuerver-
waltung; Korrektur des allgemeinen Informationsschreibens 
 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39159&pos=5&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39162&pos=6&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39165&pos=7&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39168&pos=8&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39171&pos=9&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39174&pos=10&anz=36
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39180&pos=11&anz=36
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2019-02-08-Korrektur-Allgemeine-Informationen-Datenschutz-Grundverordnung-Steuerverwaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2019-02-08-Korrektur-Allgemeine-Informationen-Datenschutz-Grundverordnung-Steuerverwaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2019-02-08-Korrektur-Allgemeine-Informationen-Datenschutz-Grundverordnung-Steuerverwaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Public Consultation Document 
Following a mandate by G20 Finance Ministers in March 2017, the Inclusive Framework 
on BEPS, working through its Task Force on the Digital Economy (TFDE), delivered an 
Interim Report in March 2018, Tax Challenges Arising from Digitalisation – Interim 
Report 2018. One of the important conclusions of this report is that members agreed to 
review the impact of digitalisation on nexus and profit allocation rules and committed to 
continue working together towards a final report in 2020 aimed at providing a consensus-
based long-term solution, with an update in 2019. 


Since the delivery of the Interim Report, the Inclusive Framework further intensified its 
work and several proposals emerged that could form part of a long-term solution to the 
broader challenges arising from the digitalisation of the economy and the remaining 
BEPS issues. The work on these proposals is being conducted on a “without prejudice” 
basis; their examination does not represent a commitment of any member of the Inclusive 
Framework beyond exploring these proposals. In this context, the Inclusive Framework 
agreed to hold a public consultation on possible solutions to the tax challenges arising 
from the digitalisation of the economy on 13 and 14 March 2019 at the OECD 
Conference Centre in Paris, France. The objective is to provide external stakeholders an 
opportunity to provide input early in the process and to benefit from that input. 


As part of this public consultation, this consultation document describes the proposals 
discussed by the Inclusive Framework at a high level and seeks comments from the 
public on a number of policy issues and technical aspects. The comments provided will 
assist members of the Inclusive Framework in the development of a solution for its final 
report to the G20 in 2020. 


Interested parties are invited to send their comments on this consultation document. 
Comments should be sent by 1 March 2019 at the latest by email to TFDE@oecd.org in 
Word format (in order to facilitate their distribution to government officials). They 
should be addressed to the Tax Policy and Statistics Division, Centre for Tax Policy and 
Administration. 


Please note that all comments on this discussion draft will be made publicly available. 
Comments submitted in the name of a collective “grouping” or “coalition”, or by any 
person submitting comments on behalf of another person or group of persons, should 
identify all enterprises or individuals who are members of that collective group, or the 
person(s) on whose behalf the commentator(s) are acting. Speakers and other 
participants at the upcoming public consultation in Paris will be selected from among 
those providing timely written comments on this consultation document. Registration 
details for the public consultation will be published on the OECD website in March. 


The proposals included in this consultation document do not represent the 
consensus views of the Inclusive Framework, the Committee on Fiscal Affairs 
(CFA) or their subsidiary bodies. Instead, they intend to provide stakeholders with 
substantive proposals for analysis and comment.  


  



mailto:TFDE@oecd.org
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1.  Introduction  


1. The tax challenges arising from the digitalisation of the economy were identified 
as one of the main areas of focus of the Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) Action 
Plan, leading to the 2015 BEPS Action 1 Report on Addressing the Tax Challenges of the 
Digital Economy (the Action 1 Report).1 The Action 1 Report recognised that digitalisation 
and some of the business models that it facilitates present important challenges for 
international taxation. The report also acknowledged that it would be difficult, if not 
impossible, to ‘ring-fence’ the digital economy from the rest of the economy for tax 
purposes because of the increasingly pervasive nature of digitalisation. It highlighted the 
ways in which digitalisation had exacerbated BEPS issues, but also noted that the measures 
proposed under the other BEPS Actions were likely to have a significant impact in this 
regard. In addition, the Action 1 Report observed that beyond BEPS, digitalisation raised a 
series of broader direct tax challenges, which it identified as data, nexus and 
characterisation. These challenges chiefly relate to the question of how taxing rights on 
income generated from cross-border activities in the digital age should be allocated among 
countries. While identifying a number of proposals to address these concerns, none were 
ultimately recommended. After the release of the OECD/G20 BEPS package, countries 
agreed to renew the mandate of the Task Force on the Digital Economy (TFDE) and 
continue to monitor developments in respect of digitalisation. 


1.1. The Interim Report 


2. In March 2017, the G20 Finance Ministers mandated the TFDE, through the 
Inclusive Framework on BEPS, to deliver an interim report on the implications of 
digitalisation for taxation by April 2018 and a final report in 2020. The interim report, Tax 
Challenges Arising from Digitalisation – Interim Report 2018 (the Interim Report)2 was 
agreed by all members of the Inclusive Framework and delivered to the G20 in March 2018. 
Building on the Action 1 Report, the Interim Report reflects among other things the 
progress made by the TFDE and the Inclusive Framework since 2015 in considering the 
two previously identified direct tax issues, namely the exacerbated BEPS issues and the 
broader tax challenges.  


3. On the former issue, related to the impact of digitalisation on BEPS issues, the 
Interim Report took stock of progress made in the implementation of the BEPS package, 
and its impact on the various challenges raised by digitalisation. The Interim Report noted 
that despite the fact that only a small number of BEPS measures were minimum standards 
and that many of the BEPS measures have only recently been introduced, there was 
evidence that countries already had gone a long way in achieving a widespread 
implementation of the various BEPS measures, and that this was already having an impact. 
In reaction to BEPS Actions 8-10, for example, some multinational enterprises (MNE 
groups) have realigned their tax arrangements with real economic activity by reconsidering 


                                                      
1 OECD (2015), Addressing the Tax Challenges of the Digital Economy, Action 1 - 2015 Final 
Report, OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting Project, OECD Publishing, Paris. 
2 OECD (2018), Tax Challenges Arising from Digitalisation – Interim Report 2018, Inclusive 
Framework on BEPS, OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting Project, OECD Publishing, 
Paris. 
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their transfer pricing positions and by relocating and on-shoring valuable intangible assets. 
In addition, several highly digitalised MNE groups have also changed their distribution 
models, which were based on remote sales, to local “buy-sell” distributors in response to 
the work on BEPS Action 7. In connection with the remaining BEPS challenges, some 
countries highlighted the risks that even after such a restructuring digitalised MNE groups 
would be able to use local limited risk distributors to justify only minimal tax in the market 
jurisdiction, while being able to shift a disproportionately high amount of profit to a small 
number of affiliates in remote locations provided there is a correlation with a certain level 
of physical activity (e.g. functions that control risks and functions relating to the 
development, enhancement, maintenance, protection and exploitation of intangibles 
(DEMPE)). These countries were concerned that while the BEPS project had significantly 
contributed to realigning income from intangibles with value creation, notably by putting 
greater emphasis on real economic activities (e.g. Action 5, Actions 8-10), and by taking a 
more holistic approach to the review of cross-border transactions (e.g. Action 13), risks 
remain for highly mobile intangible income-producing factors which can be shifted into 
low-tax environments based on contractual allocations accompanied by a relatively modest 
level of decision-making capacity. These risks can arise for highly digitalised MNE groups 
as well as for MNE groups with more traditional business models.  


4. As regards the broader tax challenges relating to the allocation of taxing rights, the 
Interim Report first provided an in-depth analysis of new and changing business models in 
the context of digitalisation. This enabled the identification of three characteristics that are 
frequently observed in certain highly digitalised business models, and the discussion of 
their implications for the existing profit allocation and nexus rules. Scale without mass 
impacts the distribution of taxing rights over time by reducing the number of jurisdictions 
where a taxing right can be asserted over a business’s profits. A heavy reliance on 
intangible assets strains the rules for allocating income from intangible assets among 
different parts of an MNE group, creating uncertainties and opportunities for locating 
income in low or no tax entities. Data and user participation poses challenges to the 
existing nexus and profit allocation rules, especially in situations where the highly 
digitalised business that exploits the data and user-generated content has little or no taxable 
presence in the jurisdiction where the users are located. It was noted, however, that 
countries had different views on the scale and nature of these challenges, and in particular 
on the question of whether, and to what extent, these challenges should result in changes 
to the international tax rules. The Interim Report described these countries as falling into 
three groups, which ranged from countries that considered that there was a need to change 
existing profit allocation and nexus rules (i.e. first and second group) to countries that 
considered that no action was needed beyond addressing BEPS issues (i.e. third group).3  


                                                      
3 The first group considered that the reliance on data and user participation may lead to 
misalignments between the location in which profits are taxed and the location in which value is 
created. This first group saw the challenge as confined to certain business models, and did not see 
the case for wide-ranging changes that would alter the principles underpinning the existing tax 
system. A second group of countries took the view that the ongoing digital transformation of the 
economy, and more generally trends associated with globalisation, presented challenges to the 
continued effectiveness of the existing profit allocation and nexus rules. Importantly, for this group 
of countries, these challenges were not exclusive or specific to highly digitalised business models. 
Finally, there was a third group of countries which was supportive of the existing the international 
tax system and did not see the need for any significant reform of the profit allocation and nexus 
rules. These countries considered that the BEPS package had largely addressed the concerns of 
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5. In this context, the members of the Inclusive Framework committed to continue 
working together towards a consensus-based solution with the goal of producing a final 
report in 2020, with an update to the G20 in 2019. The work would therefore need to focus 
on the two outstanding issues posed by a rapidly digitalising economy: ongoing work on 
remaining BEPS challenges as well as a coherent and concurrent review of the nexus and 
profit allocation rules, including an exploration of the feasibility of different technical 
solutions that are consistent with the principle of aligning profits with underlying economic 
activities and value creation.  


1.2. The new phase of work 


6. Conscious of the G20 time frame and the significance of the issue, the Inclusive 
Framework and the TFDE further intensified their work since the delivery of the Interim 
Report. The TFDE met in July 2018, and at that meeting some members made suggestions 
on how the work could be taken forward to achieve progress towards a consensus-based 
solution. These proposals were conceived in light of the two interrelated challenges 
identified in the Action 1 Report and the Interim Report. Some proposals focused on the 
allocation of taxing rights (the “broader tax challenges”) by suggesting modifications to the 
rules on profit allocation and nexus based on the concept of user contribution or marketing 
intangibles. Another proposal focused more on unresolved BEPS issues.  


7. Following the July meeting, the Inclusive Framework agreed to continue 
developing these proposals on a “without prejudice” basis, and to consider how the gaps 
between the different positions identified in the Interim Report could be bridged, taking 
into consideration the overlaps that exist between the BEPS issues exacerbated by 
digitalisation and the broader tax challenges. The result of this effort is presented in this 
consultation document, which sets out a number of proposals which could form part of a 
long term solution to the broader challenges arising from the digitalisation of the economy 
and the remaining BEPS issues. The proposals are at the policy design phase and, therefore, 
their description has been kept at a high level. 


8. While the two issues of the ongoing work on remaining BEPS challenges and a 
concurrent review of the profit allocation and nexus rules are distinct, they intersect and a 
solution that seeks to address them both could have a mutually reinforcing effect. Therefore 
both issues should be discussed and explored in parallel.   


9. Section 2 of this note describes proposals related to the “broader tax challenges” to 
the existing profit allocation and nexus rules. It discusses policy proposals that would 
modify those rules based on the concepts of user participation, marketing intangibles and/or 
the concept of significant economic presence. It sets out their policy rationale and 
“mechanics”, i.e. the basic design features of a possible set of rules. Section 3 describes 
proposals related to remaining BEPS concerns and explores two sets of interlocking rules 
designed to give jurisdictions a remedy in cases where income is subject to no or only very 
low taxation. These rules would effectively give jurisdictions the right to “tax back” profits 
that are taxed only at low effective tax rates. 


 


                                                      
double non-taxation, but acknowledged that it was still too early to fully assess the impact of all the 
BEPS measures (see Interim Report, par. 388-394). 







8 │  
 


ADDRESSING THE TAX CHALLENGES OF THE DIGITALISATION OF THE ECONOMY – PUBLIC CONSULTATION DOCUMENT © OECD 2019 
  


2.  Revised profit allocation and nexus rules 


10. This part first sets forth an illustration of the challenges that members have 
identified with the existing profit allocation and nexus rules. It then discusses three 
proposals being examined by the Inclusive Framework to address such challenges. These 
proposals would require fundamental changes to both the profit allocation and nexus rules 
and expand the taxing rights of user and market jurisdictions. These proposals have 
important differences, including the justifications put forward for the reallocation of taxing 
rights, and the businesses for which that change in profit allocation would be relevant.  


11. However, these proposals have the same over-arching objective, which is to 
recognise, from different perspectives, value created by a business’s activity or 
participation in user/market jurisdictions that is not recognised in the current framework 
for allocating profits. Some of these proposals share important structural commonalities to 
achieve the aforementioned objective, such as a mechanism based on residual profit 
allocation for the proposals based on the concepts of “user participation” and “marketing 
intangibles”. Hence, while all the proposals are being explored on their individual merits, 
the Inclusive Framework is also considering some common design issues and how some of 
those proposals could be framed in a more aligned manner.  


2.1.  Illustration of the challenge to the profit allocation and nexus rules 


12. The three characteristics identified in the Interim Report – scale without mass, a 
heavy reliance on intangible assets, and the role of data and user participation – work 
together to enable highly digitalised businesses to create value by activities closely linked 
with a jurisdiction without needing to establish a physical presence. For example, some 
highly digitalised business models may solicit substantial contributions to, and active 
utilisation of, a web-based platform by a jurisdiction’s residents, generating substantial 
value for a business but, under the current tax rules, that jurisdiction may not have a taxing 
right over any of that business’s income. Some of these business models may facilitate 
large numbers of transactions between persons within the same country, similarly 
generating value for the business without creating any taxing right for the user or market 
jurisdiction – notwithstanding the highly localised impact of the utilisation of the platform. 
This “remote” participation in the domestic economy enabled by digital means but without 
a taxable physical presence is often seen as the key issue in the digital tax debate. 


13. However, any solution that seeks to address nexus must also address the closely-
related issue of profit allocation, or it is bound to fail – with likely increases in uncertainty 
and controversy without a meaningful increase in income allocation. This can easily be 
demonstrated by developments already taking place on the ground: in response to the BEPS 
package (including Action 7), some MNE groups with highly digitalised business models 
were able to establish local affiliates in market jurisdictions, especially in those 
jurisdictions constituting the businesses’ larger markets. However, the local affiliates are 
commonly structured to have no ownership interest in intangible assets, not to perform 
DEMPE functions, and not to assume any risks related to such assets. Accordingly, only a 
modest return may be allocated to these “limited risk distributors,” or LRDs. Thus, without 
effective changes to profit allocation rules, an MNE group may seek to sidestep the nexus 
issue by establishing local affiliates that are not entitled to an appropriate share of the 
group’s profit. 







 │ 9 
 


ADDRESSING THE TAX CHALLENGES OF THE DIGITALISATION OF THE ECONOMY – PUBLIC CONSULTATION DOCUMENT © OECD 2019 
  


14. Finally, if “remote” participation in the absence of a taxable physical presence, or 
in the absence of one that attracts substantial taxable profits, is considered to be a concern 
in relation to certain highly digitalised businesses, there is an important question as to 
whether this concern is not relevant to a broader set of businesses – for example, businesses 
that, due to digitalisation and changes in the global economy, can build their brand, develop 
an engaged customer base and create value in the absence of local activities or in the 
absence of local activities that attract a significant share of taxable profits. In other words, 
to the extent the current rules are seen as under-allocating income to particular jurisdictions 
due to the ability of highly digitalised businesses to remotely and non-physically participate 
in those jurisdictions, horizontal equity, design coherence and a level playing field suggest 
that consideration should be given to whether that policy concern (and reforms to address 
that concern) are relevant also to more traditional businesses.  


15. Against this background, some members of the Inclusive Framework have made 
proposals, further discussed below, that focus on value creation in the user/market 
jurisdiction that is not recognised in the current framework for allocating taxing rights and 
taxable profits.  


2.2. Overview and background 


16. The Inclusive Framework is currently examining three proposals for revising the 
profit allocation and nexus rules in response to these challenges posed by digitalisation.  
These three proposals, which seek to expand the taxing rights of the user or market 
jurisdiction, are discussed in further detail below. To date, the discussion has focused 
primarily on two of these proposals, the user participation proposal and the marketing 
intangible proposal, where a number of commonalities emerged. A detailed discussion of 
the concept of significant economic presence is also taking place, but this concept was 
revisited more recently. 


2.2.1. The “user participation” proposal  
17. One proposal currently discussed focuses on the value created by certain highly 
digitalised businesses through developing an active and engaged user base, and soliciting 
data and content contributions from them.   


Policy rationale 
18. This proposal is premised on the idea that soliciting the sustained engagement and 
active participation of users is a critical component of value creation for certain highly 
digitalised businesses. The activities and participation of these users contribute to the 
creation of the brand, the generation of valuable data, and the development of a critical 
mass of users which helps to establish market power. 


19. This proposal contemplates that this source of value is most significant, on an 
absolute basis and relative to more traditional drivers of business value, for the following 
business models: 


a. Social media platforms: These platforms are populated by user-generated content, 
with the volume and quality of that content a key factor in their ability to generate 
revenue from those users or from paid-for advertising targeted at those users. Social 
media platforms also benefit from the role users play in building a wider network 
of platform users, through their role in fostering connections and encouraging 
others to use the platform. A core business strategy will be to cultivate an active 
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user base and encourage them to proactively contribute content and spend time on 
the platform. 


b. Search engines: In a similar way to a social media platform, much of the content 
of a search engine is delivered, directly or indirectly, by users of that platform. The 
intensive monitoring of user data also allows the platform to tailor experiences to 
individual users, to indirectly improve platform performance for other users, and to 
earn revenue by selling advertising targeted at users based on their demonstrated 
interests. 


c. Online marketplaces: The success of an online marketplace is dependent on the 
size of the user network on either side of the platform, and the quality and diversity 
of goods/services those users are offering. A key business strategy will be to build, 
and encourage users to build, that network. Businesses will also enable and rely on 
users to play a role in regulating the quality of goods and services provided on the 
platform, such as by offering public reviews or providing feedback directly to the 
platform.  


20. This value generated by user participation is not captured in user jurisdictions under 
the existing international tax framework, which focuses on the physical activities of a 
business itself in determining where profits should be allocated and the extent of the taxing 
rights of user jurisdictions. This results in businesses being able to generate significant 
value from a jurisdiction with a significant and engaged user base (user jurisdiction) 
without the profits they derive from that value being subject to local tax.   


21. To better align profit allocation outcomes with value creation, the proposal seeks 
to revise profit allocation rules to accommodate the value creating activities of an active 
and engaged user base. In addition, the nexus rules would be revised so that the user 
jurisdictions would have the right to tax the additional profit allocable to them.  However, 
this change in the rules would be limited to those business models which benefit from this 
type of user base. For businesses that have more traditional relationships with customers, 
there would be no change in the profit allocation or nexus rules.  


Mechanics 
22. The proposal would modify current profit allocation rules to require that, for certain 
businesses, an amount of profit be allocated to jurisdictions in which those businesses’ 
active and participatory user bases are located, irrespective of whether those businesses 
have a local physical presence.  


23. The proposal acknowledges the difficulties in using traditional transfer pricing 
methods for determining the amount of profit that should be allocated to a user jurisdiction. 
For example, it dismisses the idea that the value created by user activities can somehow be 
determined through the application of the arm’s length principle, e.g. through hypothesising 
the user base as a separate enterprise and asking what return it would receive at arm’s length 
in its dealings with other group entities.   


24. It is instead proposed that the profit allocated to a user jurisdiction, in respect of the 
activities/participation of users, be calculated through a non-routine or residual profit split 
approach. This approach would, at a basic level, involve:  


1. Calculating the residual or non-routine profit of a business, i.e. the profits that 
remain after routine activities have been allocated an arm’s length return; 
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2. Attributing a proportion of those profits to the value created by the activities of 
users, which could be determined through quantitative/qualitative information, or 
through a simple pre-agreed percentage; 


3. Allocating those profits between the jurisdictions in which the business has users, 
based on an agreed allocation metric (e.g. revenues); and  


4. Giving those jurisdictions a right to tax that profit, irrespective of whether the 
business has a taxable presence in their jurisdictions that meets the current nexus 
threshold.   


25. Under this approach, the profit attributed to the routine activities of an MNE group 
would continue to be determined in accordance with current rules. The only effect of the 
proposal would be to reallocate a proportion of the non-routine profit of the business, from 
the entities that are currently realising that profit, to the jurisdictions in which users are 
located.   


26. Significant challenges exist in calculating non-routine profit across an MNE group, 
and there would be additional difficulties in trying to calculate non-routine profit at the 
level of an individual business line, e.g. where user participation is considered a material 
driver of value for one business line within a multi-business line group.  


27. To streamline its implementation, the proposal could rely on formulas that would 
approximate the value of users, and the users of each country, to a business. However, it is 
acknowledged that this would be a pragmatic approach for allocating profit to a novel driver 
of value, and one that helps to avoid disputes between countries based on their subjective 
view of value generated by user participation. The proposal could also be combined with a 
strong dispute resolution component to minimise additional controversy and double 
taxation.   


28. It is proposed that this approach would be targeted at highly digitalised businesses 
for which user participation is seen to represent a significant contribution to value creation. 
That would include, and perhaps be limited to, social media businesses, search engines and 
online marketplaces. The proposal could also incorporate a range of additional restrictions 
based on the size of the business to further reduce the administrative burden for tax 
administrations and taxpayers. 


2.2.2. The “marketing intangibles” proposal 
29. Another proposal under discussion is based on the concept of marketing 
intangibles.4 Like the user participation proposal, it would change the profit allocation and 
nexus rules. But unlike the user participation proposal, it would not be intended to apply 
only to a subset of highly digitalised businesses. Instead, it would have a wider scope in an 
effort to respond to the broader impact of the digitalisation on the economy. 


                                                      
4 The term “marketing intangibles” as used in this paper has the same meaning as is set forth in the 
OECD Transfer Pricing Guidelines: “an intangible . . . that relates to marketing activities, aids in 
the commercial exploitation of a product or service and/or has an important promotional value for 
the product concerned. Depending on the context, marketing intangibles may include, for example, 
trademarks, trade names, customer lists, customer relationships, and proprietary market and 
customer data that is used or aids in marketing and selling goods or services to customers.” (OECD 
Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax Administrations 2017 (OECD 
TPG), p. 27).   
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Policy rationale 
30. The marketing intangible proposal addresses a situation where an MNE group can 
essentially “reach into” a jurisdiction, either remotely or through a limited local presence 
(such as an LRD), to develop a user/customer base and other marketing intangibles. It sees 
an intrinsic functional link between marketing intangibles and the market jurisdiction.  


31. This intrinsic functional link is seen as manifested in two different ways. First, some 
marketing intangibles, such as brand and trade name, are reflected in the favourable 
attitudes in the minds of customers and so can be seen to have been created in the market 
jurisdiction. Second, other marketing intangibles, such as customer data, customer 
relationships and customer lists are derived from activities targeted at customers and users 
in the market jurisdiction, supporting the treatment of such intangibles as being created in 
the market jurisdiction.  


32. Taking into account this link between marketing intangibles and the market 
jurisdiction, the proposal would modify current transfer pricing and treaty rules to require 
marketing intangibles and risks associated with such intangibles to be allocated to the 
market jurisdiction. The proposal considers that the market jurisdiction would be entitled 
to tax some or all of the non-routine income properly associated with such intangibles and 
their attendant risks, while all other income would be allocated among members of the 
group based on existing transfer pricing principles.5 One consequence of this proposal is 
that market jurisdictions would be given a right to tax highly digitalised businesses – even 
in the absence of a taxable presence – given the importance of marketing intangibles for 
such business models. 


33. The proposal is intended to be consistent with the principle of allocating profit 
based on the value creation by firms in that this positive attitude in the minds of customers 
is created by, and the customer information and data is acquired through, the active 
intervention of the firm in the market. It is thus different from favourable demand 
conditions in the market jurisdiction that exist independent of the actions of the firm – such 
as the existence of a stable population benefitting from a successful economy that provides 
them with the financial means to be able to buy the relevant product. While these aspects 
of demand obviously have economic relevance, they are not relevant for the allocation of 
a firm’s profits under the general tax framework, which is based on a determination of how 
different activities by the firm contribute to its profits. 


34. Unlike marketing intangibles, trade intangibles are seen as not similarly possessing 
an intrinsic functional link with market jurisdictions. A patent used to build an efficient car 
engine will allow it to achieve the same mileage in one country as it does in another, and 
does so regardless of who made it or who bought it. 


35. The marketing intangible proposal would also help mitigate BEPS concerns.  
Although BEPS Actions 8-10 achieved significant progress, the shifting of income 
attributable to marketing intangibles may still be accomplished through the exercise of only 
a relatively modest degree of decision-making capacity outside the market jurisdiction.  
Where a local distribution affiliate is needed for business purposes, it may be structured as 
an LRD and attract only a modest amount of profit. The marketing intangibles that the LRD 


                                                      
5 The marketing intangible concept could be designed to specially allocate to market jurisdictions 
only a portion of the non-routine income attributable to marketing intangibles, instead of all of it. 
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uses in its distribution activities may be owned and controlled remotely, and accordingly 
all the profits attributable to those intangibles may be shifted out of the market jurisdiction.  


36. Importantly also, the proposal maintains that the implications of BEPS Actions 8-
10 are different for marketing and trade intangibles. The proposal is premised on the view 
that MNE groups now have less ability to shift profits attributable to trade intangibles, 
which generally arise from substantial, observable activities arising in a specific location. 
In contrast, the proposal contemplates that the situation is significantly more challenging 
with respect to marketing intangibles, where the link between specific and substantial 
activities and the return is less readily apparent. Similar considerations also influenced the 
decision in the context of BEPS Action 5 to permit certain incentive regimes for trade 
intangibles but not for marketing intangibles. 


37. While MNE groups for a long time have had the ability to capture marketing 
intangible profits outside the market jurisdiction in low tax jurisdictions, recent 
developments have enhanced their ability to do so which in turn justifies taking a fresh look 
at this point in time.  


38. As discussed and agreed in the Interim Report, digitalisation is transforming the 
way our economy functions. The impact of digitalisation and the wider changes to business 
models and value chains, including lower communication and transportation costs, have 
increased the opportunities for a modern enterprise to reach and interact with customers in 
a given market either remotely or through a limited physical presence that does not attract 
substantial taxing rights in the market jurisdiction. For instance, online retailers with no or 
only a small physical presence in one country may develop a large user and customer base 
in that country and know more about these users’ and customers’ shopping preference than 
a local book shop around the corner. The same is increasingly true for many branded 
consumer goods companies either because they are directly and digitally engaged with their 
customers or because they do so via the intermediation of highly digitalised businesses, or 
both.  


39. With consumers increasingly online, consumer-facing businesses need to be online, 
which in turn reduces the need for a physical presence or changes the nature of the physical 
presence in a way that reduces the market jurisdiction’s taxing rights. Formerly, for a 
consumer business to invest successfully into a foreign market, develop a broad customer 
base, and create value would have typically required some physical proximity and a local 
presence involved in the sales and marketing effort; but this is no longer the case. Sales and 
marketing can be handled remotely with only shipment and fulfilment – limited risk 
distribution – still requiring a presence and even that may depend on the nature of the 
business, including applicable regulatory requirements. The more data on consumers that 
can be collected, analysed and exploited remotely through the use of digital technology, 
the easier it is to avoid exercising any of the DEMPE and related risk management functions 
in the market jurisdiction that under today’s rules govern the allocation of income from 
marketing intangibles.  


Application to key fact patterns 
40. One way to understand the marketing intangible proposal is to consider its impact 
on three key fact patterns. The first is where a highly digitalised business derives revenue 
from sales and marketing activities targeting a particular market jurisdiction in which it 
does not have a taxable presence. In these situations, the proposal would allocate non-
routine profit attributable to the use of marketing intangibles related to the market 
jurisdiction to that jurisdiction, even in the absence of a taxable presence under existing 
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rules. In the context of highly-digitalised businesses, such marketing intangibles may 
include, for example, marketing intangibles generated by the operation of a free search 
service, free email, free digital storage and the like.6 The proposal would also change the 
nexus rules to grant the market jurisdiction the right to tax this marketing intangible profit, 
even if the entity earning the profit would not have a taxable presence under existing nexus 
rules. Thus, despite a different conceptual starting point it would get to a result similar to 
that which would be achieved using the user participation proposal.       


41. The second key fact pattern is where the same highly digitalised business has a 
local presence but operates it as an LRD. The marketing intangible proposal would provide 
that some or all of the non-routine profit allocable to marketing intangibles associated with 
the market jurisdiction would be taxable by that market jurisdiction. Further, it would 
ensure that the nexus rules allow the market jurisdiction to exercise a taxing right over this 
marketing intangible profit. This proposal would address the issue discussed above and 
frequently seen in the post-BEPS environment, in which a highly digitalised business 
establishes an LRD but the resulting profit allocable to the market jurisdiction is considered 
inappropriately small. Here again, the marketing intangible proposal should achieve a tax 
outcome broadly similar to that which would be achieved under the user participation 
proposal. 


42. The final key fact pattern is a consumer product business not traditionally thought 
of as a highly-digitalised business, operating either remotely or through an LRD structure.  
Consistent with the broadly relevant motivation for the proposal, and to foster equity, 
coherence, and a level playing field, the proposal contemplates that changes to the profit 
allocation and nexus rules for situations involving highly digitalised businesses would need 
to apply equally to similarly-situated structures utilised by traditional consumer businesses. 
It is in this fact pattern that there remains a gap between the outcomes under the user 
participation and the marketing intangibles proposals. 


Mechanics 
43. The proposal would modify current profit allocation and nexus rules to require that 
the non-routine or residual income of the MNE group attributable to marketing intangibles 
and their attendant risks be allocated to the market jurisdiction. All other income, such as 
income attributable to technology-related intangibles generated by research and 
development and income attributable to routine functions, including routine marketing and 
distribution functions, would continue to be allocated based on existing profit allocation 
principles. This is because the latter is perceived to continue to produce results that are 
consistent with the objective of aligning taxable profits with value creation when applied 
to such businesses activities. 


                                                      
6 The definition of marketing intangibles in the OECD TPG includes: “customer lists, customer 
relationships, and proprietary market and customer data that is used or aids in marketing and selling 
goods or services to customers.” Highly digitalised businesses have revolutionised the availability 
and depth of usable micro data on customers, potential customers, including their interests and 
preferences. Such consumer data is typically acquired in exchange for free services, such as free 
search functions, free emails etc. The marketing intangible proposal would conceptualise the 
acquisition of such data as an investment in marketing intangibles (i.e. customer lists and the like) 
which is then monetised either via the sale or other provision of such data to third parties as part of 
an advertising business model or used to enhance the sales of own goods and services. In addition, 
these consumer facing digitalised businesses will often have invested in community and wider brand 
positioning so as to enhance their subjective appreciation by their users. 
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44. The special allocation of some or all non-routine returns from marketing 
intangibles, and the related expansion of the market country’s taxation rights, would apply 
regardless of which entity in the MNE group owns legal title to the marketing intangibles, 
regardless of which entities in the group factually perform or control DEMPE functions 
related to those intangibles (though as noted above, routine marketing functions would 
receive a routine return in the location where carried out), regardless of how risks related 
to the marketing intangibles would be allocated under existing transfer pricing rules, and 
regardless of how those rules would ordinarily allocate income related to the marketing 
intangibles and their associated risks. The proposal assumes that in many instances the type 
of MNE group to which this special allocation rule applies will already have a taxable 
presence in the market jurisdiction, but accepts that there will be instances where a taxing 
right would be assigned to the market jurisdiction in cases where no such right exists under 
the international tax rules as they stand, taking compliance and administrative cost 
considerations into account.   


45. The allocation of non-routine or residual income between marketing intangibles 
and other income producing factors could be determined through different methods. One 
approach would be to apply normal transactional transfer pricing principles. Conceptually, 
the approach would be quite straightforward. First, marketing intangibles would need to be 
determined and then their contribution to profit would need to be determined under two 
sets of assumptions: (i) an assumption that the marketing intangibles (and their attendant 
risks) are allocated under the current rules; and (ii) an assumption that the marketing 
intangibles (and their attendant risks) are allocated to the market jurisdiction. This 
calculation could create a marketing intangible adjustment which would be the difference 
between those two numbers.  


46. The income allocation would be dependent entirely on the facts of each case and 
the economic contribution to profits provided by the marketing intangibles. This would 
retain the existing rules requiring an identification of the specific marketing intangibles and 
a calculation of their contribution to profit.  


47. Alternatively, the allocation could be done under a revised residual profit split 
analysis that uses more mechanical approximations. As with any residual profit split this 
would require a number of steps including the determination of relevant profit, the 
determination of routine functions and their compensation, the deduction of routine profit 
from total profit and finally the division of the remaining or “residual” profit. In this regard, 
there are different ways in which routine profit could be determined for purposes of 
computing the amount of non-routine income to be subject to the profit split, ranging from 
a full transfer pricing facts and circumstances analysis to a more mechanical approach (e.g. 
a mark-up on costs or on tangible assets). Second, and once the amount of routine profit is 
determined and subtracted from total profit, there are different ways of determining the 
portion of non-routine or residual profit attributable to marketing intangibles, ranging from, 
e.g., cost based methods (e.g. costs incurred to develop marketing intangibles versus costs 
incurred for R&D and trade intangibles) to more formulaic approaches (e.g. using fixed 
contribution percentages, which may differ by business model). 


48. Once the amount of income attributable to marketing intangibles is determined it 
would be allocated to each market jurisdiction based on an agreed metric, such as sales or 
revenues. In this context revenue of MNE groups active in the advertising industry, as many 
digital businesses are, would be sourced not by reference to the residence of the payer but 
by reference to the customers that are targeted by the advertisement – e.g., in the online 
platform context, generally the users of the platform. 
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49. To address concerns that the implementation of the proposal would result in 
significant controversy and double taxation for business, the proposal should offer 
taxpayers the possibility of early certainty on the taxation under this approach and come 
with a strong dispute resolution component.  


2.2.3. The “significant economic presence” proposal 
50. The Inclusive Framework will also explore a proposal based on the concept of 
“significant economic presence” described in Section 7.6 of the Action 1 Report 
(“Developing options to address the broader direct tax challenges of the digital economy”). 
This proposal is motivated by the view that the digitalisation of the economy and other 
technological advances have enabled business enterprises to be heavily involved in the 
economic life of a jurisdiction without a significant physical presence. According to this 
view, these technological advances have rendered the existing nexus and profit allocation 
rules ineffective.  


51. Under this proposal, a taxable presence in a jurisdiction would arise when a non-
resident enterprise has a significant economic presence on the basis of factors that evidence 
a purposeful and sustained interaction with the jurisdiction via digital technology and other 
automated means. Revenue generated on a sustained basis is the basic factor, but such 
revenue would not be sufficient in isolation to establish nexus. Only when combined with 
other factors would revenue potentially be used to establish nexus in the form of a 
significant economic presence in the country concerned. In this context, one or more of the 
following factors may be considered relevant for constituting the kind of purposeful and 
sustained interaction with a jurisdiction via digital technology and other automated means 
that would be sufficient to create a significant economic presence: (1) the existence of a 
user base and the associated data input; (2) the volume of digital content derived from the 
jurisdiction; (3) billing and collection in local currency or with a local form of payment; 
(4) the maintenance of a website in a local language; (5) responsibility for the final delivery 
of goods to customers or the provision by the enterprise of other support services such as 
after-sales service or repairs and maintenance; or (6) sustained marketing and sales 
promotion activities, either online or otherwise, to attract customers. As noted in the Action 
1 Report, a link would have to be established between the revenue-generating activity of 
the non-resident enterprise and its significant economic presence. Additional issues to 
address in respect of revenue as a factor would include the definition of the types of 
transactions that are to be covered and appropriate thresholds. 


52. The proposal contemplates that the allocation of profit to a significant economic 
presence could be based on a fractional apportionment method, as discussed in Section 
7.6.2.2 of the Action 1 Report. A fractional apportionment method would require the 
performance of three successive steps:  


1. the definition of the tax base to be divided,  


2. the determination of the allocation keys to divide that tax base, and  


3. the weighting of these allocation keys.  


53. The tax base could be determined by applying the global profit rate of the MNE 
group to the revenue (sales) generated in a particular jurisdiction. The tax base would be 
apportioned by taking into account factors such as sales, assets and employees. In addition, 
this proposal contemplates that for those businesses for which users meaningfully 
contribute to the value creation process, users would also be taken into account in 
apportioning income.   
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54. Other simplified methods for allocating profit will also be considered, such as the 
modified deemed profits methods described in section 7.6.2.3 of the Action 1 Report.   


55. Equally, in line with the Action 1 Report, the proposal also contemplates the 
possible imposition of a withholding tax as a collection mechanism and enforcement tool. 
In this context, consideration could be given to a gross-basis withholding tax at a low rate 
on payments to an enterprise with a significant economic presence, with the enterprise 
having the right to file an income tax return and seek a refund if the withheld amount 
exceeded the enterprise’s income tax liability.   


2.2.4. Comparing the proposals  


Overview 
56. The three proposals would require changes to nexus and profit allocation rules. On 
nexus they all argue for a re-thinking of the traditional nexus concept and, within their 
different parameters, they go beyond the limitations on taxing rights determined by 
reference to a physical presence. On profit allocation, the significant economic presence 
proposal contemplates the use of a fractional apportionment approach with the possibility 
of using a withholding mechanism for collection while the user contribution and marketing 
intangible proposals would use a residual profit split approach. All three proposals apply a 
global approach to determination of profit.  


57. While the user contribution and marketing intangible proposals proceed from 
different conceptual origins and scope they can be conceptualised in a similar way as 
discussed in further detail below. Furthermore they both use a residual profit split 
methodology for allocating profit. Accordingly, the remainder of this section focuses on 
the commonalities and design challenges of these two proposals, while recognising that 
other commonalities may exist between these proposals and the proposal based on the 
concept of significant economic presence, including their possible use of a withholding tax 
as a collection mechanism or enforcement rule, to the extent that this does not result in 
double taxation. 


Commonalities between the user contribution and marketing intangibles 
proposals 
58. The user participation and marketing intangible proposals share important features. 
Both proposals are based on the principle that business profits should be taxed in the 
countries in which value is created, and argue that the profit allocation and nexus rules 
should be amended to better reflect that principle. Both proposals would have the effect of 
increasing the share of business profit allocated to countries in which users or customers 
are located, implemented via a changed nexus standard and a residual profit split method, 
and both proposals would require changes to the existing nexus and profit allocation rules.  


59. Despite these commonalities the proposals have different conceptual origins and 
resulting differences in scope. The user participation proposal emphasizes the value that 
digital businesses generate from the engagement, interaction and contributions of users, 
including content, data and powerful network effects. Its premise is that this justifies the 
reallocation of profits of relevant businesses to countries in which users are located. In 
contrast, the marketing intangible proposal emphasizes the intrinsic factual link between a 
market jurisdiction and marketing intangibles related to that jurisdiction, while suggesting 
that loyalty of an active and engaged user itself could be considered a type of marketing 
intangible. Its premise is that this intrinsic link justifies the reallocation of profits of 
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relevant businesses to countries in which customers are located, or rather being awarded 
taxing rights over some portion of profits attributable to marketing intangibles. The 
marketing intangible proposal is also intended to help mitigate BEPS concerns, where the 
income attributable to marketing intangibles may be allocated outside the market 
jurisdiction through the exercise of only a relatively modest degree of decision-making 
capacity outside the market jurisdiction. 


60. These differences in emphasis inform the different scopes of the two proposals. The 
user participation proposal could apply only to social media platforms, search engines, and 
online marketplaces while the marketing intangibles proposal instead potentially could 
apply to a much broader range of businesses that have significant marketing intangibles. 


61. There are questions and challenges that could be raised with both the user 
participation and marketing intangibles proposals:  


• Under the user participation proposal, it could be argued that the value created by 
the contribution and engagement of users does not constitute value created by the 
business, and instead constitutes value created by third-parties, that are more akin 
to suppliers than employees, and are remunerated at arm’s length through the 
provision of a free service. Furthermore, if one accepts the conceptual motivation 
behind the user participation proposal, there is a question as to whether it has 
relevance beyond the digital-centric businesses identified above, and whether the 
narrow scope proposed will prove sustainable over time as digitalisation impacts 
on more traditional businesses.   


• Under the marketing intangibles proposal, the intrinsic link between marketing 
intangibles and a market jurisdiction could be questioned, particularly where 
marketing activities are undertaken outside of that jurisdiction and not significantly 
tailored to local customer habits and preferences. There is also a question as to 
whether the justification is of equal relevance to companies that sell business-to-
business, such as industrial goods and professional services companies, that may 
have substantial marketing expenditure and valuable trademarks, brands, or 
goodwill but may not leverage digital technology and customer data in delivering 
highly targeted/personalised marketing in the same way as consumer-facing 
businesses.  


62. While the proponents would dispute these challenges, in recognition of the larger 
goal of identifying a potential basis for international consensus, there is reason to explore 
the possibility of a unifying rationale that addresses the points raised above and bridges the 
conceptual and scoping differences between the two proposals. 


63. Although the proposals have different conceptual origins, a sharpened focus on the 
proposals’ shared foundation in value creation by businesses could facilitate the 
development of a unified approach. Within the existing value creation framework, the user 
participation and marketing intangible proposals could be thought to challenge assumptions 
underlying the existing profit allocation principles about what it means to have an active 
presence or participation in a jurisdiction and undertake activities there.  


64. The existing paradigm generally allocates profits based on the jurisdiction in which 
physical activities are performed or, in the case of allocating income that represents a return 
on capital or risk, based on the residence of the entity that legally owns the capital together 
with the location of the individuals who make relevant decisions regarding the deployment 
of that capital. Unless an enterprise is physically present in a user or customer’s jurisdiction, 
including through a dependent agent, it generally will not be subject to tax there. In contrast, 
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the user participation and marketing intangible proposals could be said to embody a 
different conceptualisation of presence. Both proposals could be said to argue that, even 
where the physical situs of a business is substantially outside of a market jurisdiction, it is 
possible for that business to have an active presence or participation in that jurisdiction and 
generate value through customer/user facing activities that can be said to take place in that 
jurisdiction.  


65. That is, both proposals could be said to take the common position that by failing to 
acknowledge the reality that businesses can today have an active presence or participation 
in market countries without a physical presence, or one that would justify a substantial 
allocation of income to that jurisdiction, the existing international tax rules fail to properly 
allocate income to the locations in which an enterprise is understood to create value in 
today’s increasingly digitalised world.  


66. If the user participation and marketing intangible proposals are viewed from this 
common perspective – i.e. as re-conceptualisations of assumptions underlying the existing 
framework about the location at which an enterprise acts – the central question that would 
need to be resolved to develop a unified approach becomes more readily evident. That 
central question would be, in what situations can it be said that a business, with a physical 
situs outside of a market jurisdiction, has an active presence or participation in that 
jurisdiction and generates value in that jurisdiction through its user or customer related 
activities?  


67. Both proposals share the position that, under a value creation principle, the cross-
border sale of goods and services to customers in a jurisdiction should not alone lead a 
business to have an active presence or participation in that jurisdiction, irrespective of the 
volume of those sales. Both proposals instead interpret active presence or participation to 
be a function of a business’s active outreach to and interaction with users or customers, 
including the use of digital technologies to cultivate, interact with and leverage a local 
customer or user base in a way that creates meaningful value for the enterprise. The 
question then is whether this is relevant: 


• only in situations in which digital-centric businesses engage, interact with and 
leverage contributions from a participatory user base on a digital platform, as per 
the user participation proposal; 


• in a broader range of situations in which, for example, consumer facing businesses 
use digital technologies to develop a customer base, collect customer data or deliver 
highly targeted marketing and personalization of products; or 


• in all situations in which businesses have significant marketing intangibles that can 
be attributed to customers of a jurisdiction, as per the marketing intangibles 
proposal. 


68. In exploring this question, it will be important to consider how digitalisation has 
impacted different businesses/sectors, and allowed them to participate actively in remote 
user or customer markets in a way, or to a degree, that was not possible before the rapid 
technological advances that have taken place in recent decades. 


2.3. Potential design considerations  


69. Given the commonalities identified above, the marketing intangibles and the user 
participation proposals raise similar technical issues which justify considering together 
their key design features. The details of the proposal based on the concept of significant 
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economic presence were still emerging at the time of drafting this consultation document. 
Therefore, the policy designs described in this section 2.3 are, for the most part, relevant to 
the marketing intangible and the user participation proposals.  


70. A number of technical options are briefly discussed below, including important 
policy trade-offs between the search for precision – e.g. through the use of detailed and 
factual determinations – and the need for certainty and predictability – e.g. through the use 
of simplified methods. Further technical work on each of these design considerations would 
be required as the proposals are further developed, including analysing the pros and cons 
of these proposals, taking into consideration different levels of development and the 
capacity of tax administrations, the need to ensure a level playing field between small and 
large jurisdictions, as well as the potential effect of the various options on revenue and 
taxpayer behaviours. 


2.3.1. Scope and potential limitations 
71. Despite the different starting points, both proposals contemplate some express 
scope limitations to align the proposals with the policy objectives outlined above and limit 
compliance and administration concerns. These limitations could be structured in different 
ways, but the proposals would need to be limited to businesses in which the contribution 
of marketing intangibles and/or user participation to the production of income is 
substantial. This could be determined, for example, through the use of some materiality 
thresholds (e.g. cost ratios, size of customer and user base, or other metrics) and exclusions 
(e.g. de minimis rules, exemptions of certain industry sectors, exclusion of commodities). 
Additional limitations, related for instance to the size or profitability of the taxpayer, could 
also be used to further focus the scope and reduce associated compliance costs, though 
differentiation also raises issues of fairness.  


2.3.2. Business line segmentation 
72. Many aspects of the proposals suggest that they could be applied more 
appropriately at the business line level rather than at the level of the MNE group. A business 
line approach would however raise significant data availability and administration issues 
which could increase complexity and uncertainty. 


2.3.3. Profit determination 
73. The amount of profit (or loss) to be re-allocated would likely not be determined by 
using existing transactional transfer pricing methods. Instead, a new type of residual profit 
split method could be mandated, relying on more simplified conventions for determining 
such profit and approximate results consistent with an application of the arm’s length 
principle. Apart from this special treatment of profit attributable to user participation, 
marketing intangibles, or some alternative formulation, the existing profit allocation rules 
would continue to apply. 


74. This proposal would involve the following steps: 


1. the determination of the total or combined profits to be split; 


2. the identification of the residual (i.e. non-routine) portion of this total or combined 
profits by subtracting the returns allocable to routine functions; and 


3. the determination of the portion of the residual profit to be re-allocated. 
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75. While this proposal would retain many similarities to the existing profit split 
method, it may apply to a broader aggregate – combined profit of multiple entities – and 
introduce simplifying conventions that are intended to make the calculations easier. This is 
because the more the above steps are based on detailed and factual determinations (e.g. 
conventional transfer pricing analysis), the greater is the risk of disputes and uncertainty in 
the outcome produced by the proposal. Reducing complexity in the implementation of the 
various above steps, while at the same time making sure that any approximation is 
principle-based, will thus be a key policy consideration. The various implications of any 
simplified method would also need to be assessed as the proposals are further developed, 
including an examination of their effect on revenue and taxpayer behaviour. In some 
businesses such as those which are highly digitalised, the separation of non-routine returns 
attributed to trade intangibles relative to those attributed to user participation or marketing 
intangibles, with which they are often interconnected, will be important in terms of results 
and also potentially challenging.   


76. Importantly, the application of these methods would not necessarily produce a 
positive amount of non-routine or residual profit, i.e. where the sum of routine profits is 
greater than the actual total profit of the MNE group or business line. One possible 
approach would be to apply the proposals similarly to non-routine losses, in which case the 
portion of these negative amounts attributable to marketing intangibles or user contribution 
should also be re-allocated. 


2.3.4. Profit allocation 
77. The profit (or loss) to be re-allocated to the relevant user or market jurisdictions 
must be apportioned based on an agreed allocation metric. This metric would need to be a 
reasonable proxy for the relative value created in each jurisdiction, and be administrable 
by taxpayers and tax authorities alike. 


78. The most straight-forward approach may be to allocate this profit to user or market 
jurisdictions based on sales or revenues, though other approaches involving users, 
expenditures in particular jurisdictions, etc., might also be considered. The method used 
for allocating profit to the relevant user or market jurisdiction should be informed by the 
method used to determine the relevant amount of non-routine or residual profit. 
Implementation issues and potential avoidance opportunities will need to be identified and 
taken into consideration (e.g. manipulation of the location of sales). Adjustments or 
variations of the metric may also be required in the case of advertising revenue to ensure 
that profit is allocated to the jurisdiction of the targets of the advertising, as opposed to the 
jurisdiction of the purchaser of the advertising.  


79. In parallel, to the extent that the proposals would not fully supplant the existing 
profit allocation rules, additional rules will be required to reconcile the outcome of the 
proposals with the results produced by existing profit allocation rules and prevent double 
taxation (e.g. constraining the application of the existing rules in certain areas, intra-group 
adjustments). 


2.3.5. Elimination of double taxation 
80. Because the new profit allocation proposals envisage a reallocation of the MNE 
group residual profits to user or market jurisdictions, some changes to existing treaty 
provisions to address the elimination of double taxation seem necessary. Adjustments to 
the amount of profits allocated to MNE group members under the proposals should be 
designed so as to prevent double taxation among associated enterprises.  
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81. In addition, the new proposals may need to incorporate strong dispute prevention 
and resolution components to prevent their implementation from resulting in double 
taxation for businesses. 


2.3.6. Nexus and treaty considerations 
82. New nexus requirements would be required to implement the profit allocation 
proposals. The essential task would be to provide user or market jurisdictions with the right 
to tax the additional income, even if the entity earning that income would have no taxable 
presence under existing treaty principles. This could conceivably be achieved by amending 
or supplementing the Article 5 definition of “permanent establishment”, allied with changes 
to the distributive rules in Articles 7 and 9. However, those existing provisions look at 
transactions between enterprises or parts of an enterprise, whereas the new proposals look 
at the combined profit of multiple entities within an MNE group. Therefore, an alternative 
approach might be to introduce the new nexus through a new standalone rule allocating 
taxing rights over the additional income. In all cases, the proposals recognise the need for 
a new nexus which would be based on an alternative threshold. There are similarities 
between this and nexus rules based on a concept of significant economic presence described 
in section 2.2.3 which should be further explored. Of course countries may also need to 
amend their domestic laws, such that any new article can become operational and there 
may be benefits in coordinating the development of any such domestic rules.  


2.3.7. Administration 
83. The taxation of the reallocated income in the user or market jurisdiction would 
require the determination of the identity of the taxpayer who bears the tax liability and 
filing obligations. To the extent that the proposal may result in reallocating income earned 
by multiple entities in an MNE group (which may be resident in the taxing jurisdiction or 
in another jurisdiction), further work would be required to identify and assess the different 
options available to allocate the tax liability, taking into consideration administrative 
burdens and risks of non-compliance. 


84. To address concerns that the implementation of the proposals would result in 
additional controversy and double taxation for businesses, the proposals would need to 
incorporate strong dispute prevention and resolution components, and focus on simplicity. 
For example, early certainty features could range from improved multilateral risk 
assessment procedures, drawing on the current International Compliance Assurance 
Programme (ICAP) pilot, to multilateral advance pricing agreement programmes, and joint 
audit programmes, all following co-ordinated or unified procedures to reduce controversy 
in the application of the rules and to minimise the risk of double taxation. The objective of 
any potential dispute prevention and resolution features would be to ensure a consistent 
application of the proposals across tax administrations in multiple participating 
jurisdictions.  


85. The effective application of the proposals would also require a number of data 
points to be available to tax administrations (e.g. total profit, business line) which could be 
derived from tax accounting or financial accounting data. Any additional data needs could 
potentially be added to an already agreed filing and exchange of information mechanism 
such as that in place under BEPS Action 13 (country-by-country reporting).  


86. To improve compliance, the use of principle-based administrative simplifications 
and collection mechanisms, which could include new or existing withholding mechanisms 
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as an enforcement rule supporting the application of the proposals could also be explored, 
provided this mechanism does not result in double taxation.  


2.4. Questions for public comments 


87. Commentators’ views are requested on the policy, technical and administrability 
issues raised by each of the three proposals described above. In particular, comments are 
specifically requested on the following questions:  


1. What is your general view on those proposals? In answering this question please 
consider the objectives, policy rationale, and economic and behavioural 
implications. 


2. To what extent do you think that businesses are able, as a result of the digitalisation 
of the economy, to have an active presence or participation in that jurisdiction that 
is not recognised by the current profit allocation and nexus rules? In answering this 
question, please consider: 


i. To what types of businesses do you think this is applicable, and how might 
that assessment change over time? 


ii. What are the merits of using a residual profit split method, a fractional 
apportionment method, or other method to allocate income in respect of 
such activities? 


3. What would be the most important design considerations in developing new profit 
allocation and nexus rules consistent with the proposals described above, including 
with respect to scope, thresholds, the treatment of losses, and the factors to be used 
in connection with profit allocation methods? 


4. What could be the best approaches to reduce complexity, ensure early tax certainty 
and to avoid or resolve multi-jurisdictional disputes?   


 


 







24 │  
 


ADDRESSING THE TAX CHALLENGES OF THE DIGITALISATION OF THE ECONOMY – PUBLIC CONSULTATION DOCUMENT © OECD 2019 
  


3.  Global anti-base erosion proposal 


88. This part of the paper sets out proposals to address the continued risk of profit 
shifting to entities subject to no or very low taxation through the development of two inter- 
related rules: an income inclusion rule and a tax on base eroding payments. The rationale 
and mechanics for these rules are set out below together with a discussion of the key 
questions for consultation. 


3.1. Overview and background 


89. While the measures set out in the BEPS package have further aligned taxation with 
value creation and closed gaps in the international tax architecture that allowed for double 
non-taxation, certain members of the Inclusive Framework consider that these measures do 
not yet provide a comprehensive solution to the risks that continue to arise from structures 
that shift profit to entities subject to no or very low taxation. This risk is particularly acute 
in connection with profits relating to intangibles, prevalent in the digital economy, but also 
in a broader context; for instance group entities that are financed with equity capital and 
generate profits, from intra-group financing or similar activities, that are subject to no or 
low taxes in the jurisdictions where those entities are established.  


90. The global anti-base erosion proposal is made against this background. It is 
intended to respect the sovereign right of each jurisdiction to set its own tax rates, but 
reinforces tax sovereignty of all countries to “tax back” profits where other countries have 
not sufficiently exercised their primary taxing rights. The proposal recognises that in the 
absence of multilateral action there is a risk of un-coordinated, unilateral action, both to 
attract more tax base and to protect existing tax base, with adverse consequences for all 
countries, large and small, developed and developing. It posits that global action is needed 
to stop a harmful race to the bottom, which otherwise risks shifting taxes to fund public 
goods onto less mobile bases including labour and consumption, effectively undermining 
the tax sovereignty of nations and their elected legislators. Unilateral measures taken in 
response can lead to double taxation and may even result in new forms of protectionism. 
Developing countries, often with smaller markets, may also lose in such a race and become 
even more dependent on natural resource taxation to finance their public needs, while 
multiplying tax free zones and other incentives to attract foreign direct investment. The 
proposal therefore seeks to advance a multilateral framework to achieve a balanced 
outcome which makes business location decisions less sensitive to tax considerations, limit 
compliance and administration costs and avoid double taxation. 


91. Recognising, as stated in the Action 1 Report, that it would be difficult, if not 
impossible, to ring-fence the digital economy from the rest of the economy for tax purposes, 
the scope of the anti-base erosion proposal is not limited to highly digitalised businesses. 
However, by focusing on the remaining BEPS challenges, it proposes a systematic solution 
designed to ensure that all internationally operating businesses pay a minimum level of tax. 
It does not tolerate that a modest level of substance can result in an allocation of a 
substantial amount of intangible and risk related returns to group entities that pay no or 
very little tax. In so doing, it addressees the remaining BEPS challenges linked to the 
digitalising economy, where the relative importance of intangible assets as profit drivers 
makes highly digitalised business ideally placed to avail themselves of such planning 
structures, but it goes even further and addresses these challenges more broadly. 
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3.2. Mechanics 


92. The proposal seeks to address the remaining BEPS challenges through the 
development of two inter-related rules: 


1. an income inclusion rule that would tax the income of a foreign branch or a 
controlled entity if that income was subject to a low effective tax rate in the 
jurisdiction of establishment or residence; and 


2. a tax on base eroding payments that would deny a deduction or treaty relief for 
certain payments unless that payment was subject to an effective tax rate at or 
above a minimum rate. 


93. These rules would be implemented by way of changes to domestic law and double 
tax treaties and would incorporate a co-ordination or ordering rule to avoid the risk of 
economic double taxation that might otherwise arise where more than one jurisdiction 
sought to apply these rules to the same structure or arrangements.   


94. As part of the global anti-base erosion proposal, further consideration could also be 
given to whether any additional specific rules are required to deal with issues raised by 
thickly capitalised entities.  


95.  Some of the broader questions that may need to be addressed as part of this 
proposal include: 


• further work to clarify the kinds of entities, arrangements and behaviours that are 
within the intended scope of the global anti-base erosion proposal, supported by 
practical examples;  


• analysing the intended operation of the rule in light of anticipated changes in the 
behaviour of both firms and jurisdictions in response to the proposal; 


• further considering the role of substance in the application of the proposal 
(including the substance criteria developed under BEPS Action 5), particularly in 
light of its intention to not impact on structuring and location decisions made for 
economic or business reasons; 


• considering safe harbours and thresholds that would reduce complexity in the 
application of the rule; and 


• co-ordinating outcomes and the possibility of incorporating dispute prevention and 
resolution components in order to reduce controversy in the application of the rules 
and minimise the risk of double taxation.   


3.3.  Income inclusion rule 


96. The income inclusion rule would operate as a minimum tax by requiring a 
shareholder in a corporation to bring into account a proportionate share of the income of 
that corporation if that income was not subject to tax at a minimum rate. The rule would 
apply to any shareholder with a significant (e.g. 25%) direct or indirect ownership interest 
in that company and would be applied on a per jurisdiction basis. The amount of income to 
be included would be calculated under domestic law rules and shareholders would be 
entitled to claim a credit for any underlying tax paid on the attributed income, with such 
credits also being calculated on a jurisdiction-by-jurisdiction basis. This rule would 
supplement rather than replace a jurisdiction’s CFC rules.  
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97. In the case of exempt foreign branches the income inclusion rule would operate by 
way of switch-over rule that would turn off the benefit of an exemption for income of a 
branch and replace it with the credit method where that income was subject to a low 
effective rate of tax in the foreign jurisdiction.  


98. The income inclusion rule would build on the Action 3 recommendations and draw 
on aspects of the US regime for taxing Global Intangible Low-Taxed Income (“GILTI”).7  
The rule would be designed in such a way that Member States of the European Union could 
apply it to both domestic and foreign subsidiaries and Member States could choose to adopt 
this rule through an EU directive.  


99. The income inclusion rule would ensure that the income of the MNE group is 
subject to tax at a minimum rate thereby reducing the incentive to allocate returns for tax 
reasons to low taxed entities. The income inclusion rule would have the effect of protecting 
the tax base of the parent jurisdiction as well as other countries where the group operates 
by reducing the incentive to put in place intra-group financing, such as thick capitalisation, 
or other planning structures that strip profit from high to low tax entities within the same 
group. It is not intended to affect structuring and location decisions made for economic or 
business reasons. 


100. In addition to discussing how the minimum rate itself should be determined and 
applied, there are a number of further technical issues that would need to be considered in 
the design of the rule, drawing on the experience from countries with similar rules, 
including:  


• the types of entity covered and definition of the minimum level of ownership or 
control required in order to apply the income inclusion rule, and in particular the 
ability of minority shareholders to access the information required in order to 
determine and calculate their tax liability; 


• the mechanism for determining whether a corporation has been subject to tax at the 
minimum rate (i.e. the design of the effective tax rate test); 


• the design of any thresholds or safe harbours to facilitate administration and 
compliance with the rule; 


• the rules for attribution of income to shareholders based on their control or 
economic ownership including mechanisms to prevent taxpayers structuring 
around the rules; 


• whether the included income should be taxed at the minimum rate or the full 
domestic rate; 


• mechanisms for avoiding double taxation including rules governing the use of 
foreign tax credits and corresponding adjustments to the scope of any related 
exemptions; and 


• the compatibility of the design of the income inclusion rule with international, and 
where applicable EU law, obligations. 


                                                      
7 Public Law No. 115-97, 22 December 2017, Section 14201 (a) introducing sec. 951A in Subpart 
F of part III of subchapter N of chapter 1 of the Internal Revenue Code of 1986 (US Congress, 2017). 
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3.4. Tax on base eroding payments 


101. The second key element of the proposal is a tax on base eroding payments that 
complements the income inclusion rule by allowing a source jurisdiction to protect itself 
from the risk of base eroding payments. More specifically, this element of the proposal 
would include:  


• an undertaxed payments rule that would deny a deduction for a payment to a related 
party if that payment was not subject to tax at a minimum rate; and  


• a subject to tax rule in tax treaties that would only grant certain treaty benefits if 
the item of income is sufficiently taxed in the other state. 


102. These two measures ensure that the proposal will provide a comprehensive solution 
to profit shifting risks by ensuring the payer jurisdiction remains protected from base-
eroding payments even where that payment is not brought within the charge to taxation in 
the hands of the underlying owners under the income inclusion rule.  


3.4.1. Undertaxed payments rule 
103. The undertaxed payments rule would deny a deduction for certain defined 
categories of payments made to a related party unless those payments were subject to a 
minimum effective rate of tax. The effective tax rate test would take into account any 
withholding tax imposed on the payment (including as a result of the denial of treaty 
benefits under the subject to tax rule described below). The test for whether a payment was 
to a related party could be based on a 25% common ownership test, similar to that used for 
the application of the income inclusion rule and in the BEPS Action 2 (hybrids).  


104. The rule should apply to a broad range of payments and should cover “conduit” or 
“imported” arrangements, where the effect of an undertaxed payment is “imported” into 
the payer jurisdiction through a payment that is otherwise outside the scope of the rule.  
The benefit of a broad scope is seen in the fact that it avoids design issues that can arise in 
defining particular categories of payments and would prevent MNE groups from being able 
to structure transactions that fall outside the scope of these definitions.  


105. In addition to considering how the minimum rate should be determined and applied, 
and the relevance, if any, of any substance in the entity receiving the payment such as 
substance concepts developed in connection with BEPS Action 5, the key technical issues 
that would need to be considered in the design of the undertaxed payments rule, drawing 
on the experience from countries with similar rules, will include: 


• the scope of payments covered by the rule and, in particular, the need for a workable 
scope that addresses the full range of profit shifting risks while minimising the 
administration and compliance burdens and limiting the potential for economic 
double taxation or over-taxation;  


• the threshold for related party status and, in particular, the degree of common 
control and the information that parties are likely to need in order to be able to 
comply with, and to avoid any unintended tax consequences under, the undertaxed 
payments rule; 


• the mechanics of this effective tax rate test including whether it should be applied 
on an entity by entity or transaction by transaction basis and the development of 
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robust and workable tests for calculating the effective tax rate on each type of 
payment; 


• the compatibility of the undertaxed payments rule with international obligations; 
and 


• whether the rule should deny deductibility in full or only on a graduated basis 
reflecting the level of taxation in the jurisdiction of the recipient. 


3.4.2. Subject to tax rule 
106. To complement the undertaxed payments rule, the anti-base erosion proposal would 
also include a subject to tax rule that would apply to undertaxed payments that would 
otherwise be eligible for relief under a double tax treaty. This rule would apply to deny tax 
treaty benefits provided by the following Articles (using the numbering of the OECD 
Model Convention): 


• Article 7 (Business profits). In this case the subject to tax rule could allow a 
contracting state to tax the business profits of a non-resident enterprise regardless 
of its obligation under Article 7 to only tax profits which are attributable to a 
permanent establishment, if those profits are not subject to tax at a minimum rate 
in the residence state. 


• Article 9 (Associated enterprises). The subject to tax rule could make 
corresponding adjustments in one contracting state dependent on effective taxation 
by the state making the primary adjustment under Article 9, requiring that state to 
specify the effective taxation on the adjustment.  


• Article 10 (Dividends). The subject to tax rule could deny treaty benefits in the 
source state if the residence state does not tax the dividend at a minimum effective 
rate of tax. Because the rule could defeat the objective of participation exemption 
regimes to avoid economic double taxation, an alternative rule could include a 
general carve-out for such regimes or introduce a special effective tax rate test that 
could take account differences in tax relief systems between the residence and 
source state. 


• Article 11 - 13 (Interest, Royalties and Capital Gains). The subject to tax rule 
could deny treaty benefits in the source state if the residence state does not tax the 
interest, royalties or gains at a minimum effective rate of tax. 


• Article 21 (Other income). Similarly, where Article 21 allocates exclusive taxing 
rights to the residence state on other income, a subject to tax rule could deny treaty 
benefits in the source state if the residence state does not tax the income at a 
minimum effective rate of tax. 


107. The subject to tax rule could be limited to payments between related parties, but a 
broader scope could be explored in Articles 11 to 13. Consideration could be given to 
thresholds and safe harbours to facilitate administration and compliance with the rule. A 
delegation of authority to operate the subject to tax rule and mechanisms for resolving 
disputes could also be considered in order to ensure that the tax on base eroding payments 
is effective, co-ordinated and limits the risk of double taxation. 


108. In addition to technical issues that would need to be considered in the design of the 
undertaxed payment rule (which equally applies to a subject to tax rule), the following key 
technical issues would also need to be considered: 
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• impact on tax exemptions accorded to dividend distributions in order to mitigate 
double taxation of such dividends that should probably not be affected by a subject 
to tax rule; 


• information that a payee would be required to provide to payers and withholding 
agents in order to support a treaty benefits; and 


• impact on certain categories of taxpayers (e.g. individuals, pension funds, 
charitable organisations). 


3.5. Rule co-ordination 


109. Because the various elements of the anti-base erosion proposal are intended to 
tackle the same structures there is the possibility that these rules will overlap to a certain 
extent. Given the potential for overlap an ordering rule would be necessary. There are at 
least two design options for such an ordering rule: a rule that could be applied on a payment 
by payment basis or a more systemic approach that would switch off the application of one 
rule if an MNE was based in a jurisdiction that had introduced the other rule. Further 
technical work would need to explore these overall approaches and then also establish the 
order in which they would be applied.  


3.6. Questions for public comments 


110. Commentators views are requested on the policy, technical and administrability 
issues raised by the proposals described above, including those raised in paragraphs 100 
and 105. In particular, comments are specifically requested on the questions set forth 
below:  


1. What is your general view on this proposal? In answering this question please 
consider the objectives, policy rationales, and economic and behavioural 
implications of the proposal. 


2. What would be the most important design considerations in developing an 
inclusion rule and a tax on base eroding payments? In your response please 
comment separately on the undertaxed payments and subject to tax proposals and 
also cover practical, administrative and compliance issues.  


3. What, if any, scope limitations should be considered in connection with the 
proposal set out above?  


4. How would you suggest that the rules should best be co-ordinated? 


5. What could be the best approaches to reduce complexity, ensure early tax certainty 
and to avoid or resolve multi-jurisdictional disputes?   


111. In their responses commentators are invited to draw on experiences from the 
operation and design of existing rules that they consider would be helpful for this 
discussion. 
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Stellungnahme
des Bundesrates


Entwurf eines Gesetzes über steuerliche und weitere 
Begleitregelungen zum Austritt des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union 
(Brexit-Steuerbegleitgesetz - Brexit-StBG) 


Der Bundesrat hat in seiner 974. Sitzung am 15. Februar 2019 beschlossen, zu dem 


Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 


nehmen: 


1. Zu Artikel 4a - neu - (§ 37 Absatz 17 - neu - ErbStG) 


a) Die Inhaltsübersicht ist wie folgt zu ändern: 


Nach der Angabe „Artikel 4 Änderung des Außensteuergesetzes“ ist 


folgende Angabe einzufügen:  


„Artikel 4a Änderung des Erbschaftsteuer- und 


Schenkungsteuergesetzes“ 


b) Nach Artikel 4 ist folgender Artikel 4a einzufügen: 


„Artikel 4a 


Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes


Dem § 37 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes in der 


Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 (BGBl. I S. 378), das 


zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl I S. 


2338) geändert worden ist, wird folgender Absatz angefügt:







Drucksache 4/19 (Beschluss) - 2 - 


„(17) Für Erwerbe, für die die Steuer vor dem Zeitpunkt entstanden ist, 


ab dem das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland nicht 


mehr Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und auch nicht wie ein 


solcher zu behandeln ist, ist dieses Gesetz mit der Maßgabe anzuwenden, 


dass das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland weiterhin 


als Mitgliedstaat der Europäischen Union gilt.““ 


Begründung: 


Die Steuerbegünstigungen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer werden bei 
Vorliegen der Voraussetzungen auch für Vermögen gewährt, welches sich 
innerhalb der Europäischen Union befindet. In Fällen, in denen eine gewährte 
Steuerbefreiung beim Eintritt bestimmter Ereignisse nachträglich entfällt, lässt 
es sich nicht rechtfertigen, wenn allein der Brexit zu einer Nachversteuerung 
führt. 


Der vorgeschlagene § 37 Absatz 17 ErbStG stellt sicher, dass für Erwerbe, für 
die die Steuer vor dem Zeitpunkt entstanden ist, ab dem das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland nicht mehr Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland weiterhin als 
Mitgliedstaat der Europäischen Union gilt. Auf diese Weise wird im 
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz der „Status quo“ gewahrt. 
Praktische Bedeutung kann dem beispielsweise bei Anwendung der 
Lohnsummenregelung bei der Steuerbegünstigung für Unternehmensvermögen 
zukommen. 


Für Erwerbe ab dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen 
Union ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, gilt das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland – vorbehaltlich anderweitiger 
Vereinbarungen – als Drittstaat. 
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2. Zu Artikel 5 Nummer 1 bis 3 - neu - und Nummer 4 


(§ 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, § 13 Absatz 1 Satz 2, 


 § 20 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d, § 49 Absatz 3 und 4 PfandBG) 


Artikel 5 ist wie folgt zu fassen: 


„Artikel 5 


Änderung des Pfandbriefgesetzes


Das Pfandbriefgesetz vom 22. Mai 2005 (BGBl. I S. 1373), das zuletzt durch 


Artikel 24 Absatz 38 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) 


geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden im zweiten Halbsatz nach den 


Wörtern „die Schweiz,“ die Wörter „das Vereinigte Königreich 


Großbritannien und Nordirland,“ eingefügt. 


2. In § 13 Absatz 1 Satz 2 werden im ersten Halbsatz nach den Wörtern „in 


der Schweiz,“ die Wörter „im Vereinigten Königreich Großbritannien und 


Nordirland,“ eingefügt.  


3. In § 20 Absatz 1 Nummer 1 werden in Buchstabe d vor den Wörtern „die 


Schweiz“ die Wörter „das Vereinigte Königreich Großbritannien und 


Nordirland,“ eingefügt.  


4. Dem § 49 werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt: 


„(3) Abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, § 19 Absatz 1 


Satz 1 Nummer 2, § 20 Absatz 2 Nummer 2, § 26 Absatz 1 Nummer 3 


sowie § 26f Absatz 1 Nummer 3 sind Forderungen, die sich gegen das 


Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland oder dort ansässige 


Schuldner richten oder für die von diesen Stellen die Gewährleistung 


übernommen worden ist und vor dem 30. März 2019 gemäß den 


vorgenannten Vorschriften zur Deckung verwendet worden sind, weiterhin 


für die entsprechende Pfandbriefgattung deckungsfähig. Für Sichteinlagen 


und Geldforderungen mit täglicher Fälligkeit gilt dies bis zu einem Monat 


nach dem Tag, an dem erstmalig über die vorgenannten Guthaben seitens 


der Pfandbriefbank verfügt werden konnte.
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(4) Forderungen, die 


1. durch Grundpfandrechte an im Vereinigten Königreich Großbritannien 


und Nordirland belegenen Grundstücken und grundstücksgleichen 


Rechten,


2 durch Schiffshypotheken an dort registrierten Schiffen und 


Schiffsbauwerken oder


3. durch Flugzeughypotheken an dort registrierten Flugzeugen im Sinne 


des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Luftverkehrsgesetzes besichert 


sind oder die


4. sich gegen das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 


oder dort ansässige Schuldner richten oder für die von diesen Stellen 


die Gewährleistung übernommen worden ist 


und vor dem 30. März 2019 gemäß § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 13 


Absatz 1 Satz 2, § 20 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b, c und g sowie 


Nummer 2, § 21 in Verbindung mit § 22 Absatz 5 Satz 1 und § 26a in 


Verbindung mit § 26b Absatz 4 Satz 1 zur Deckung verwendet worden 


sind, sind nicht auf die in § 13 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz, § 20 


Absatz 2a, § 22 Absatz 5 Satz 2 und § 26b Absatz 4 Satz 2 genannten 


Grenzen anzurechnen.““


Begründung: 


Die vorgeschlagenen Änderungen zielen auf eine dauerhafte Anerkennung der 
Deckungsfähigkeit britischer Vermögenswerte, um zu vermeiden, dass für 
deutsche Pfandbriefbanken durch den Brexit sachlich nicht gerechtfertigte 
Nachteile entstehen. Die vorgeschlagenen Änderungen haben demgegenüber 
keinerlei Auswirkungen auf die Zulässigkeit von Aktivitäten von in London 
ansässigen Banken in Deutschland. 


Der bisherige Gesetzentwurf sieht für die Anerkennung der Deckungsfähigkeit 
britischer Vermögenswerte lediglich eine Altfallregelung (Indeckungnahme bis 
30. März 2019) vor. Demnach wären deutsche Pfandbriefbanken zukünftig 
gehindert, Kredite mit britischen Deckungswerten über einen Pfandbrief zu 
refinanzieren. Dies ist aus folgenden, fachlich unbestrittenen Gründen sachlich 
nicht gerechtfertigt:
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− Es gibt keinen Grund, Großbritannien aus dem Kreis der Drittstaaten-
Deckungswerte im Pfandbriefgesetz auszuschließen. Das Pfandbriefgesetz 
lässt bereits jetzt Deckungswerte für den Hypothekenpfandbrief neben 
solchen aus EWR-Staaten auch aus der Schweiz, den USA, Kanada, Japan, 
Australien, Neuseeland und Singapur zu. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, 
dass etwa britische Hypotheken in ihrer Werthaltigkeit und 
Durchsetzbarkeit gegenüber Sicherheiten aus den anderen genannten 
Staaten künftig negativ abfallen würden. 


− Leidtragende wären allein die deutschen Pfandbriefbanken. Sie könnten ab 
dem Austrittstermin auf dem britischen Markt nur noch deutlich schlechtere 
Finanzierungskonditionen im Wettbewerb mit Instituten aus Großbritannien 
und anderen Staaten anbieten. Das attraktive britische Kreditgeschäft  
– seien es Finanzierungen von Gewerbeimmobilien oder großvolumige 
Exportfinanzierungen – würde also für die Pfandbriefbanken unwieder-
bringlich wegfallen. 


Nur eine ausdrückliche Aufnahme Großbritanniens im Pfandbriefgesetz 
gewährleistet, dass auch für das UK-Geschäft deutsche Pfandbriefe wie bisher 
zur Refinanzierung eingesetzt werden können. Durch eine Gleichstellung 
Großbritanniens mit den genannten Drittstaaten im Pfandbriefgesetz würden 
zudem für das Neugeschäft mit britischen Deckungswerten Regelungen zu 
Höchstgrenzen bzw. zusätzlichen qualitativen Kriterien für Drittstaaten-
Deckungswerte zur Absicherung der Werthaltigkeit der Deckungsmasse 
greifen. Von daher sind die in den o. g. Nummern 1 bis 3 vorgesehenen 
Ergänzungen erforderlich. 


Durch die o. g. Nummern 1 bis 3 entfällt korrespondierend das Bedürfnis einer 
Bestandsschutzregelung, wie sie der Gesetzentwurf vorsieht, da die 
Regelungen zu Nummer 1 bis 3 auch einschlägige Werte erfassen, die vor dem 
Anknüpfungszeitpunkt 30. März 2019 zur Deckung verwendet wurden. 
Bezüglich der nicht aufgrund dieser Regelungen explizit als dauerhaft 
deckungsfähig erklärten Werte, insbesondere der weiteren Deckung, sollten die 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Bestandsschutzregelungen des § 49 Absatz 3 
und 4 Pfandbriefgesetz beibehalten werden (Nummer 4). Dies trägt dem 
besonderen Umstand Rechnung, dass Großbritannien bis zum Austrittsdatum 
Mitglied der Europäischen Union ist. 


Diese Änderungen müssen bereits im vorliegenden Gesetzentwurf umgesetzt 
werden, um einen über den Austrittstag hinaus rechtssicheren, kontinuierlichen 
Einsatz des deutschen Pfandbriefs – dem führendem Covered Bond in 
Europa – als Refinanzierungsinstrument der deutschen Pfandbriefbanken für 
deren laufendes UK-Geschäft zu ermöglichen. 
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Nur so wird sichergestellt, dass die Änderung im Pfandbriefgesetz noch vor 
dem Austrittstermin am 30. März 2019 in Kraft treten kann. Ein Aufgreifen in 
einem späteren Gesetzgebungsverfahren, wie von anderer Seite erwogen, wird 
mit höchster Wahrscheinlichkeit zu einer Verabschiedung des Gesetzes erst 
nach dem Austrittsdatum führen. Dies bedeutet ein zeitliches Fenster, in dem 
keinerlei Anerkennung britischer Deckungswerte für Neugeschäft vorhanden 
wäre. Dies würde – ohne sachlichen Grund – zu einer Unterbrechung des UK-
Geschäfts der Pfandbriefbanken führen. Es droht also eine starke 
Marktverunsicherung und letztlich die Abwanderung von Investoren zu 
konkurrierenden britischen oder anderen ausländischen Instituten mit der Folge 
möglicherweise unwiederbringlichen Verlusts von Geschäft bei den deutschen 
Pfandbriefbanken. Dies gilt es zum Schutz der heimischen Finanzwirtschaft 
und deren Kunden zu vermeiden. 


3. Zu Artikel 7 Nummer 2 (§ 66a Absatz 1 Satz 2 VAG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 


prüfen, inwieweit die in § 66a VAG vorgesehene Höchstdauer eines möglichen 


Übergangszeitraums ausgeweitet werden kann.


Begründung: 


Die in § 66a Absatz 1 Satz 2 VAG vorgesehene maximale Dauer von 21 
Monaten für den möglichen Übergangszeitraum trägt den teilweise sehr 
langfristigen Leistungsverpflichtungen – die auch nach Auslaufen der 
Versicherungspolice noch über viele Jahre bestehen können – von 
Versicherungsunternehmen gegenüber ihren Versicherungsnehmern nicht 
hinreichend Rechnung. 


Um flexibel auf etwaige Probleme bei der Abwicklung reagieren zu können, 
könnte die Höchstdauer des Übergangszeitraums in das pflichtgemäße 
Ermessen der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht gestellt oder die 
mögliche Höchstdauer erhöht werden.


4. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 


prüfen, ob analog den Übergangsbestimmungen in Artikel 6 Nummer 6 für 


Kreditinstitute (§ 53b Absatz 12 KWG) oder Artikel 7 Nummer 2 (§ 66a VAG) 


auch für im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland ansässige 


Erbringer von Zahlungsdiensten und des E-Geld-Geschäfts entsprechende 


Übergangsregelungen im Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz verankert werden 


können.
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Begründung: 


Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, Risiken für die Funktionsfähigkeit und die 
Stabilität der Finanzmärkte entgegenzuwirken, indem er der BaFin die 
Möglichkeit gibt, Unternehmen aus dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland übergangsweise die entsprechende weitere 
Nutzung der Regelungen zum Europäischen Pass zu erlauben. 


Der Gesetzentwurf in seiner bisherigen Fassung enthält indes noch keine 
entsprechende Regelung im Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) für 
Anbieter, die Zahlungsdienste oder Leistungen des E-Geld-Geschäfts 
erbringen. 


Eine entsprechende Übergangsregelung in diesem Bereich ist aber 
insbesondere für mittelständische Unternehmen, Fintechs oder Start-Ups, die 
derzeit mit im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
ansässigen Erbringern dieser Dienstleistungen zusammenarbeiten, erforderlich, 
um einen hinreichenden zeitlichen Vorlauf zum Übergang auf einen EU-
Anbieter zu gewährleisten.  


Auch in der EU angesiedelte Mutterunternehmen von im Vereinigten 
Königreich angesiedelten Zahlungsdienstleistern und E-Geld-Emittenten, die 
innerhalb der Gruppe dezidierte Geschäftsbereiche abdecken, benötigen eine 
angemessene Übergangsfrist, um die betroffenen Bereiche auf eine nach dem 
ZAG zu lizenzierende deutsche Tochter zu migrieren.








    


 


  
   


   


  


          
         


           
              
             


          
     


            
         


        
          


          
         


              
       


         
         


             
     


          
  


          
       


        
          


         
           


         
                  


          
          


          
          


                 
        


         
        


           


Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes über steuerliche und weitere Begleitregelun­
gen zum Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland aus der Europäischen Union 


(Brexit-Steuerbegleitgesetz – Brexit-StBG) 


A. Problem und Ziel 


Am 29. März 2017 unterrichtete das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 
(Vereinigtes Königreich) den Europäischen Rat von seiner Absicht, aus der Europäischen 
Union (EU) auszutreten, und leitete damit offiziell das Verfahren nach Artikel 50 des Ver­
trags über die Europäische Union (EUV) ein. Nach Artikel 50 Absatz 3 EUV endet die Mit­
gliedschaft des Vereinigten Königreichs in der EU (Brexit) zwei Jahre später, es sei denn, 
der Europäische Rat beschließt im Einvernehmen mit dem betroffenen Mitgliedstaat ein­
stimmig, diese Frist zu verlängern. 


Ab diesem Zeitpunkt ist das Vereinigte Königreich, das mit dem Austritt aus der EU auch 
aus dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) ausscheidet, auch für steuerliche und 
finanzmarktrechtliche Zwecke als Drittstaat zu behandeln. Sollten die laufenden Verhand­
lungen zwischen dem Vereinigten Königreich und den verbleibenden Mitgliedstaaten der 
EU über ein Austrittsabkommen erfolgreich sein, wäre das Vereinigte Königreich nach 
dem Ablauf der vereinbarten Übergangsfrist auch für steuerliche und finanzmarktrechtli­
che Zwecke als Drittstaat zu behandeln. Für diesen Fall sieht der am 29. Oktober 2018 
von der Bundesregierung beschlossene Entwurf eines Gesetzes für den Übergangszeit­
raum nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus 
der Europäischen Union (Brexit-Übergangsgesetz – BrexitÜG) vor, dass Bestimmungen 
im Bundesrecht, die auf die Mitgliedschaft in der Europäischen Union oder in der Europäi­
schen Atomgemeinschaft Bezug nehmen, während des Übergangszeitraums grundsätz­
lich so zu verstehen sind, dass auch das Vereinigte Königreich erfasst ist (Bundestags-
Drucksache 19/5313). 


Auch steuerliche und finanzmarktrechtliche Regelungen, die regelmäßig auf Grund des 
unionsrechtlichen Primär- und Sekundärrechts für EU-/EWR-Sachverhalte günstigere 
Rechtsfolgen vorsehen als für Drittstaaten-Sachverhalte, werden gemäß dem jeweiligen 
Wortlaut künftig im Verhältnis zum Vereinigten Königreich keine Anwendung mehr finden. 
Dies betrifft auch einige Sachverhalte, in denen der Steuerpflichtige bzw. Finanzmarktteil­
nehmer bereits in der Vergangenheit alle relevanten Handlungen vollzogen hat und allein 
der Brexit eine nachteilige Rechtsfolge auslösen würde („Brexit als schädliches Ereignis“). 
Davon zu unterscheiden sind z. B. die Fälle des § 17 Absatz 5 Satz 2 und des § 36 Ab­
satz 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG) oder des § 12 Absatz 3 des Körperschaft­
steuergesetzes (KStG), die für den Eintritt einer nachteiligen Folge nach dem Gesetzes­
wortlaut eine aktive Handlung des Steuerpflichtigen voraussetzen (u. a. Sitz- oder Be­
triebsverlegung, Wegzug), sodass der Brexit allein noch keine für den Steuerpflichtigen 
nachteilige Folge auslösen würde. Für den § 12 Absatz 3 KStG und den § 6 Absatz 5 Au­
ßensteuergesetz wird die Wahrung des Status quo ausdrücklich klargestellt. 


Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU wird auch auf Unternehmen des Fi­
nanzsektors und deren Geschäfte vielfältige Auswirkungen haben. Ein ungeregelter Aus­
tritt aus der EU würde im Finanzmarktbereich dazu führen, dass Unternehmen des Fi­
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nanzsektors aus dem Vereinigten Königreich, die bislang das grenzüberschreitende Be­
treiben von Bankgeschäften, Finanzdienstleistungen oder Versicherungsgeschäften an 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) notifiziert haben (sog. 
Europäischer Pass), dieses Marktzutrittsrecht mit dem Wirksamwerden des Brexit verlie­
ren. Die zuvor auf der Basis des Europäischen Passes abgeschlossenen grenzüber­
schreitenden Geschäfte sind aber vertraglich vielfach so ausgestaltet, dass ihre Verpflich­
tungen und Wirkungen über diesen Zeitpunkt zum Teil weit hinausreichen, und es können 
etwa im Derivatebereich eine Vielzahl von Verträgen mit sehr großen Geschäftsvolumina 
betroffen sein. Zudem werden gerade langlaufende Verträge regelmäßig keine besonde­
ren Vorkehrungen für den Fall des Brexit enthalten. 


Wären die betreffenden Finanzunternehmen aus dem Vereinigten Königreich ausnahms­
los gezwungen, ihre grenzüberschreitenden Vertragsbeziehungen im Inland nach dem 
Brexit unverzüglich abzuwickeln, könnte dies absehbar in vielen Fällen nicht nur für diese 
Unternehmen, sondern auch für deren inländische Geschäftspartner nachteilige Auswir­
kungen haben, z. B. wenn Finanzmarktkontrakte nicht mehr verlängert werden oder nicht 
rechtzeitig auf in der EU ansässige neue Vertragspartner übertragen werden können. 
Hierdurch könnte die Funktionsfähigkeit der Finanzmärkte, insb. die Möglichkeit inländi­
scher Marktteilnehmer zu geregelter Kapitalallokation, einschließlich der Möglichkeit zur 
Absicherung von Risiken für Unternehmen der Finanz- und der Realwirtschaft, erheblich 
beeinträchtigt werden. Die im Falle eines ungeregelten Brexit drohende massenweise 
Beendigung bzw. Übertragung von Finanzmarktkontrakten auf Unternehmen, die über die 
erforderlichen Erlaubnisse verfügen, könnte zudem zu Marktverwerfungen führen und 
Risiken für die Finanzstabilität begründen. 


Auf Grund der zu erwartenden Auswirkungen des Brexit auf die Finanzmärkte ist es dar­
über hinaus notwendig, die Stabilität des Finanzstandortes Deutschland weiter zu stärken. 
Daher gilt es auch Risiken für Institute zu minimieren, die aus der Tätigkeit natürlicher 
Personen erwachsen, welche in bedeutenden Instituten des Finanzsektors einen beson­
deren Einfluss auf das Risikoprofil des gesamten Instituts haben können. 


Der Koalitionsvertrag sieht in Ziffer 3189 ff. (S. 70) vor, den Kündigungsschutz für Risiko­
trägerinnen und Risikoträger in Banken anzupassen. So sollen Risikoträger im Sinne von 
§ 2 Absatz 8 Institutsvergütungsverordnung (InstVergV), deren jährliche regelmäßige 
Grundvergütung das Dreifache der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversiche­
rung (brutto 208.000 Euro (Ost) / 234.000 Euro (West) im Jahr 2018 bzw. brutto 221.400 
Euro (Ost) / 241.200 Euro (West) im Jahr 2019) überschreitet, im Kündigungsschutzge­
setz leitenden Angestellten gleichgestellt werden. Die Zahl der von dieser Regelung be­
troffenen Risikoträgerinnen und Risikoträger wird voraussichtlich 5.000 Mitarbeiter nicht 
überschreiten. 


B. Lösung 


Mit dem vorliegenden Änderungsgesetz soll dem fachlich zwingend notwendigen Gesetz­
gebungsbedarf in verschiedenen Bereichen des deutschen Steuer- und Finanzmarkt­
rechts im Hinblick auf den Brexit entsprochen werden. 


Darüber hinaus werden Risikoträgerinnen und Risikoträger i. S. des § 2 Absatz 8 der Insti­
tutsvergütungsverordnung, deren jährliche fixe Vergütung das Dreifache der Beitragsbe­
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung im Sinne des § 159 SGB VI 
übersteigt, leitenden Angestellten, die zur selbständigen Einstellung oder Entlassung von 
Arbeitnehmern berechtigt sind, im Hinblick auf den Kündigungsschutz (§ 14 Absatz 2 
Satz 2 KSchG) gleichgestellt. 


C. Alternativen 
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Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Verzicht auf nicht gewollte Steuereinnahmen. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Zusätzlicher Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger entsteht nicht. Informations-
pflichten werden dadurch nicht eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Durch die steuerlichen Regelungen des Gesetzentwurfs sowie diejenigen finanzmarkt­
rechtlichen Regelungen, die ebenfalls den Status quo sicherstellen sollen, entsteht kein 
zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Informationspflichten werden dadurch 
nicht eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. 


Die Ausübung der für den Fall eines Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU 
ohne Austrittsabkommen vorgesehenen Anordnungsbefugnisse zur entsprechenden An­
wendung des EU-Passregimes durch die Bundesanstalt dürfte zu einer Verringerung der 
mit einem ungeregelten Austritt verbundenen Anpassungskosten für die Wirtschaft führen. 
Da derzeit nicht absehbar ist, in welcher Art und Weise und in welchem Umfang die Bun­
desanstalt diese Befugnisse ausüben wird, kann die Höhe einer möglichen Kosteneinspa­
rung nicht beziffert werden. 


Durch die Regelungen zum Kündigungsschutz für Risikoträger und Risikoträgerinnen ent­
steht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Bedeutende Institute müssen 
schon bislang sowohl leitende Angestellte als auch Risikoträger und Risikoträgerinnen 
nach der InstitutsVergV auf der Grundlage einer Risikoanalyse ermitteln. Ein zusätzlicher 
Aufwand wird nicht geschaffen. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Durch die steuerlichen Regelungen des Gesetzentwurfs sowie diejenigen finanzmarkt­
rechtlichen Regelungen, die ebenfalls den Status quo sicherstellen sollen, entsteht kein 
zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwaltung. Informationspflichten werden dadurch 
nicht eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. 


Die Ausübung der für den Fall eines Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU 
ohne Austrittsabkommen vorgesehenen Anordnungsbefugnisse zur entsprechenden An­
wendung des EU-Passregimes durch die Bundesanstalt dürfte zu einem zusätzlichen Er­
füllungsaufwand für die Verwaltung führen. Da derzeit nicht absehbar ist, in welcher Art 
und Weise und in welchem Umfang die Bundesanstalt diese Befugnisse ausüben wird, 
kann der mit der Ausübung der Befugnisse verbundene Erfüllungsaufwand für die Verwal­
tung nicht beziffert werden. Der Erfüllungsaufwand dürfte einen niedrigen vierstelligen 
Betrag nicht überschreiten. 


Durch die Regelungen zum Kündigungsschutz für Risikoträger und Risikoträgerinnen ent­
steht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwaltung. 
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F. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher­
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes über steuerliche und weitere Begleitregelun­
gen zum Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 


Nordirland aus der Europäischen Union 


(Brexit-Steuerbegleitgesetz - Brexit-StBG) 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos­
sen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 2 Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 


Artikel 3 Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 


Artikel 4 Änderung des Außensteuergesetzes 


Artikel 5 Änderung des Pfandbriefgesetzes 


Artikel 6 Änderung des Kreditwesengesetzes 


Artikel 7 Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 


Artikel 8 Änderung des Gesetzes über Bausparkassen 


Artikel 9 Änderung der Anlageverordnung 


Artikel 10 Änderung der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung 


Artikel 11 Inkrafttreten 


Artikel 1 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 
2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. August 
2017 (BGBl. I S. 3214) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1.	 § 4g wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „§ 175 Absatz 1 Nummer 2“ durch die Wör­
ter „§ 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 


b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
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„(6) Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und Absatz 3 sind mit der Maßgabe anzu­
wenden, dass allein der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland aus der Europäischen Union nicht dazu führt, dass ein als entnommen 
geltendes Wirtschaftsgut als aus der Besteuerungshoheit der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union ausgeschieden gilt.“ 


2.	 Dem § 6b Absatz 2a wird folgender Satz angefügt: 


„Zu den nach Satz 1 angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgütern gehören 
auch die einem Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen im Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland zuzuordnenden Wirtschaftsgüter, soweit der Antrag 
nach Satz 1 vor dem Zeitpunkt gestellt worden ist, ab dem das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen Union ist 
und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist.“ 


3.	 In § 92a Absatz 1 Satz 5 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „; dies gilt auch für 
eine im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland belegene Wohnung, 
die vor dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordir­
land nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und auch nicht wie ein sol­
cher zu behandeln ist, bereits begünstigt war, soweit für diese Wohnung bereits vor 
diesem Zeitpunkt eine Verwendung nach Satz 1 erfolgt ist und keine erneute bean­
tragt wird.“ ersetzt. 


4.	 In § 93 Absatz 1 Satz 4 Buchstabe c wird das Semikolon am Ende durch die Wörter „; 
dies gilt auch, wenn die Ehegatten ihren vor dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen 
Union ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, begründeten Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
hatten und der Vertrag vor dem 23. Juni 2016 abgeschlossen worden ist;“ ersetzt. 


5.	 Dem § 95 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 1 gilt nicht, sofern sich der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Zulage-
berechtigten bereits seit dem 22. Juni 2016 ununterbrochen im Vereinigten König­
reich Großbritannien und Nordirland befindet und der Vertrag vor dem 23. Juni 2016 
abgeschlossen worden ist.“ 


Artikel 2 


Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 


Dem § 12 Absatz 3 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 


„Dieser Absatz ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass allein der Austritt des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union nicht dazu führt, 
dass eine Körperschaft, Vermögensmasse oder Personenvereinigung dadurch als aus der 
unbeschränkten Steuerpflicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgeschie­
den gilt oder als außerhalb der Europäischen Union ansässig anzusehen ist.“ 
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Artikel 3
 


Änderung des Umwandlungssteuergesetzes
 


Dem § 22 des Umwandlungssteuergesetzes vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I 
S. 2782, 2791), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. November 2015 (BGBl. I 
S. 1834) geändert worden ist, wird folgender Absatz 8 angefügt: 


„(8) Absatz 1 Satz 6 Nummer 6 und Absatz 2 Satz 6 sind mit der Maßgabe anzuwen­
den, dass allein der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
aus der Europäischen Union nicht dazu führt, dass die Voraussetzungen des § 1 Absatz 4 
nicht mehr erfüllt sind. Satz 1 gilt nur für Einbringungen, bei denen in den Fällen der Ge­
samtrechtsnachfolge der Umwandlungsbeschluss vor dem Zeitpunkt, ab dem das Verei­
nigte Königreich Großbritannien und Nordirland nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen 
Union ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, erfolgt oder in den anderen Fäl­
len, in denen die Einbringung nicht im Wege der Gesamtrechtsnachfolge erfolgt, der Ein­
bringungsvertrag vor diesem Zeitpunkt geschlossen worden ist.“ 


Artikel 4 


Änderung des Außensteuergesetzes 


§ 6 des Außensteuergesetzes vom 8. September 1972 (BGBl. I S. 1713), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


1.	 In Absatz 5 Satz 4 wird das Komma in dem Satzteil vor Nummer 1 durch die Wörter 
„, wenn die Voraussetzungen für die Stundung nach den Sätzen 1 bis 3 nicht mehr 
vorliegen oder“ ersetzt. 


2.	 Folgender Absatz 8 wird angefügt: 


„(8) Abweichend von Absatz 5 Satz 4 führt der Austritt des Vereinigten König­
reichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union nicht zum Widerruf 
der Stundung, wenn allein auf Grund dessen für den Steuerpflichtigen oder seinen 
Rechtsnachfolger im Sinne des Absatzes 5 Satz 3 Nummer 1 die Voraussetzungen 
für die Stundung nach Absatz 5 Satz 1 und 3 nicht mehr vorliegen. In den Fällen des 
Satzes 1 ist Absatz 5 Satz 4 auf die gestundeten Beträge weiterhin mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Stundung über die in Absatz 5 Satz 4 geregelten Tatbestände 
hinaus auch zu widerrufen ist, 


1.	 soweit die Anteile auf Grund einer Entnahme oder eines anderen Vorgangs, der 
nach inländischem Recht nicht zum Ansatz des Teilwerts oder des gemeinen 
Werts führt, weder einer Betriebsstätte des Steuerpflichtigen im Vereinigten Kö­
nigreich Großbritannien und Nordirland noch einer Betriebsstätte des Steuer­
pflichtigen im Sinne des Absatzes 5 Satz 3 Nummer 3 zuzuordnen ist; 


2.	 wenn für den Steuerpflichtigen oder für seinen Rechtsnachfolger im Sinne des 
Absatzes 5 Satz 3 Nummer 1 infolge der Aufgabe des Wohnsitzes oder gewöhn­
lichen Aufenthalts weder eine mit der deutschen unbeschränkten Einkommen­
steuerpflicht vergleichbare Steuerpflicht im Vereinigten Königreich Großbritanni­
en und Nordirland noch eine Steuerpflicht nach Absatz 5 Satz 1 besteht. 
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In den Fällen des Satzes 2 gilt Absatz 7 entsprechend.“ 


Artikel 5 


Änderung des Pfandbriefgesetzes 


Dem § 49 des Pfandbriefgesetzes vom 22. Mai 2005 (BGBl. I S. 1373), das zuletzt 
durch Artikel 24 Absatz 38 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert 
worden ist, werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt: 


„(3) Abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 1a Satz 3, § 12 Absatz 1 in 
Verbindung mit § 13 Absatz 1 Satz 2, § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4, § 20 Ab­
satz 1 Nummer 1 Buchstabe b, c und g und Nummer 2 sowie Absatz 2 Nummer 2 und 3, 
§ 26 Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sowie § 26f Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sind Forderungen, 
die 


1.	 durch Grundpfandrechte an im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
belegenen Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten besichert sind oder 


2.	 sich gegen das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland oder dort an­
sässige Schuldner richten oder für die von diesen Stellen die Gewährleistung über­
nommen worden ist 


und vor dem 30. März 2019 gemäß den vorgenannten Vorschriften zur Deckung verwen­
det worden sind, weiterhin für die entsprechende Pfandbriefgattung deckungsfähig. Für 
Sichteinlagen und Geldforderungen mit täglicher Fälligkeit gilt dies bis zu einem Monat 
nach dem Tag, an dem erstmalig über die vorgenannten Guthaben seitens der Pfand­
briefbank verfügt werden konnte. 


(4)	 Forderungen, die 


1.	 durch Grundpfandrechte an im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
belegenen Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 


2.	 durch Schiffshypotheken an dort registrierten Schiffen und Schiffsbauwerken oder 


3.	 durch Flugzeughypotheken an dort registrierten Flugzeugen im Sinne des § 1 Ab­
satz 2 Satz 1 Nummer 1 des Luftverkehrsgesetzes besichert sind oder die 


4.	 sich gegen das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland oder dort an­
sässige Schuldner richten oder für die von diesen Stellen die Gewährleistung über­
nommen worden ist 


und vor dem 30. März 2019 gemäß § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 1 Satz 2, 
§ 20 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b, c und g sowie Nummer 2, § 21 in Verbindung mit 
§ 22 Absatz 5 Satz 1 und § 26a in Verbindung mit § 26b Absatz 4 Satz 1 zur Deckung 
verwendet worden sind, sind nicht auf die in § 13 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz, § 20 
Absatz 2a, § 22 Absatz 5 Satz 2 und § 26b Absatz 4 Satz 2 genannten Grenzen anzu­
rechnen.“ 
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Artikel 6
 


Änderung des Kreditwesengesetzes
 


Das Kreditwesengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 
1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 
(BGBl. I S. 1102) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe zu § 25a wird wie folgt gefasst: 


„§ 25a Besondere organisatorische Pflichten, Bestimmungen für Risikoträger; Verordnungsermächtigung“. 


b) Die Angabe zu § 25n wird wie folgt gefasst: 


„§ 25n Einstufung als bedeutendes Institut“. 


c) Die Angabe zu § 64m wird wie folgt gefasst: 


„§ 64m Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Änderung des Kreditwesengesetzes“. 


2. § 1 Absatz 21 wird wie folgt gefasst: 


„(21) Risikoträger und Risikoträgerinnen sind Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, de­
ren berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt.“ 


3. § 25a wird wie folgt geändert: 


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


„§ 25a 


Besondere organisatorische Pflichten, Bestimmungen für Risikoträger; Verord­
nungsermächtigung“. 


b) Absatz 5a wird durch die folgenden Absätze 5a bis 5c ersetzt: 


„(5a) Auf Risikoträger und Risikoträgerinnen bedeutender Institute, deren jähr­
liche fixe Vergütung das Dreifache der Beitragsbemessungsgrenze in der allge­
meinen Rentenversicherung im Sinne des § 159 des Sechsten Buches Sozialge­
setzbuch überschreitet und die keine Geschäftsführer, Betriebsleiter und ähnliche 
leitende Angestellte sind, die zur selbständigen Einstellung oder Entlassung von 
Arbeitnehmern berechtigt sind, findet § 9 Absatz 1 Satz 2 des Kündigungs­
schutzgesetzes mit der Maßgabe Anwendung, dass der Antrag des Arbeitgebers 
auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses keiner Begründung bedarf. § 14 Absatz 1 
des Kündigungsschutzgesetzes bleibt unberührt. 


(5b) Ein bedeutendes Institut hat auf der Grundlage einer Risikoanalyse ei­
genverantwortlich die Risikoträger und Risikoträgerinnen zu ermitteln. Dabei sind 
immer mindestens die Kriterien gemäß den Artikeln 3 und 4 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur Ergänzung 
der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hin­
blick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und ange­
messene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren 
berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt 
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(ABl. L 167 vom 6.6.2014, S. 30), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2016/861 vom 18. Februar 2016 (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 21) geändert wor­
den ist, zugrunde zu legen. Das Institut teilt den betroffenen Mitarbeitern und Mit­
arbeiterinnen die Einstufung als Risikoträger mit. Die Risikoanalyse ist schriftlich 
oder elektronisch zu dokumentieren und regelmäßig zu aktualisieren. Ausnah­
men gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 
bedürfen der Zustimmung der Geschäftsleitung und der Kenntnisnahme durch 
das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan. 


(5c) Die nach Artikel 4 Absatz 5 Satz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 604/2014 an die Aufsichtsbehörde zu stellenden Anträge sind unverzüglich, 
spätestens jedoch sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres, zu stellen.“ 


4.	 § 25n wird wie folgt gefasst: 


„§ 25n 


Einstufung als bedeutendes Institut 


(1) Ein Institut ist bedeutend im Sinne des § 25a Absatz 5a, wenn seine Bilanz­
summe im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlosse­
nen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder überschritten hat, es sei denn, 
das Institut weist der Aufsichtsbehörde gemäß § 1 Absatz 5 des Kreditwesengeset­
zes auf der Grundlage einer Risikoanalyse gemäß Absatz 5 nach, dass es nicht be­
deutend ist. 


(2)	 Als bedeutende Institute im Sinne des Absatzes 1 gelten 


1.	 Institute, die eine der Bedingungen gemäß Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertra­
gung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinsti­
tute auf die Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63; L 218 
vom 19.8.2015, S. 82) erfüllen, 


2.	 Institute, die als potentiell systemgefährdend gemäß § 20 Absatz 1 Satz 3 des 
Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes eingestuft wurden, und 


3.	 Finanzhandelsinstitute gemäß § 25f Absatz 1. 


(3) Die Aufsichtsbehörde gemäß § 1 Absatz 5 kann ein Institut, dessen Bilanz­
summe im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlosse­
nen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro nicht erreicht hat, als bedeutend im Sinne des 
Absatzes 1 einstufen, wenn dies hinsichtlich der Vergütungsstruktur des Instituts so­
wie hinsichtlich Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der Ge­
schäftsaktivitäten geboten ist. Geboten ist eine Einstufung als bedeutend insbesonde­
re dann, wenn 


1.	 das Institut hohe außerbilanzielle Positionen aufweist, insbesondere in derivati­
ven Instrumenten, 


2.	 das Institut in hohem Umfang als Originator, Sponsor oder Investor von Verbrie­
fungstransaktionen tätig ist oder sich hierfür einer Verbriefungszweckgesellschaft 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Nummer 66 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 be­
dient, 
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3.	 das Institut hohe Positionen im Handelsbuch gemäß Artikel 4 Absatz 1 Num­
mer 86 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 inne hat oder 


4.	 die Vergütungsstrukturen innerhalb des Instituts durch einen hohen Anteil variab­
ler Vergütung an der Gesamtvergütung gekennzeichnet sind. 


(4) Wird ein gruppenangehöriges Institut als bedeutend im Sinne des Absatzes 
1 eingestuft, gelten auch alle anderen Institute, die derselben Gruppe angehören und 
deren jeweilige Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letz­
ten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder überschrit­
ten hat, als bedeutend. 


(5) Bei der Risikoanalyse sind insbesondere die Größe des Instituts, seine Ver­
gütungsstruktur sowie Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der 
Geschäftsaktivitäten sowie die in Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Krite­
rien entsprechend zu berücksichtigen. Die Risikoanalyse muss plausibel, umfassend 
und für Dritte nachvollziehbar sein. Sie ist jährlich durchzuführen und schriftlich oder 
elektronisch zu dokumentieren.“ 


5.	 In § 49 wird nach den Wörtern „48u Absatz 1 und 7“ die Angabe „, § 53b Absatz 12“ 
eingefügt. 


6.	 Dem § 53b wird folgender Absatz 12 angefügt: 


„(12) Wird der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
aus der Europäischen Union wirksam, ohne dass bis zu diesem Zeitpunkt ein Aus­
trittsabkommen im Sinne von Artikel 50 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages über die Euro­
päische Union in Kraft getreten ist, so kann die Bundesanstalt zur Vermeidung von 
Nachteilen für die Funktionsfähigkeit oder die Stabilität der Finanzmärkte anordnen, 
dass die Vorschriften der Absätze 1 bis 9 für einen Übergangszeitraum nach dem 
Austritt auf Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nord­
irland, die zum Zeitpunkt des Austritts des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland aus der Europäischen Union nach Absatz 1 im Inland über eine 
Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsver­
kehrs Bankgeschäfte betrieben oder Finanzdienstleistungen erbracht haben, ganz 
oder teilweise entsprechend anzuwenden sind. Dies gilt nur, soweit die Unternehmen 
nach dem Austritt Bankgeschäfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, 
die in engem Zusammenhang mit zum Zeitpunkt des Austritts bestehenden Verträgen 
stehen. Der im Zeitpunkt des Austritts beginnende Übergangszeitraum darf eine 
Dauer von 21 Monaten nicht überschreiten. Die Anordnung kann auch durch Allge­
meinverfügung ohne vorherige Anhörung getroffen und öffentlich bekannt gegeben 
werden.“ 


7.	 Nach § 64l wird folgender § 64m eingefügt: 


„§ 64m 


Übergangsvorschrift zum Brexit-Steuerbegleitgesetz 


§ 25a Absatz 5a in der am 29. März 2019 geltenden Fassung ist erstmals für 
Kündigungen anzuwenden, die nach Ablauf von acht Monaten nach dem 29. März 
2019 zugehen.“ 
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Artikel 7
 


Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes
 


Das Versicherungsaufsichtsgesetz vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3214) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


1.	 In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 66 folgende Angabe eingefügt: 


„§ 66a Entsprechende Anwendung des EU-Passregimes“. 


2.	 Nach § 66 wird folgender § 66a eingefügt: 


„§ 66a 


Entsprechende Anwendung des EU-Passregimes 


(1) Wird der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
aus der Europäischen Union wirksam, ohne dass bis zu diesem Zeitpunkt ein Aus­
trittsabkommen im Sinne von Artikel 50 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages über die Euro­
päische Union in Kraft getreten ist, so kann die Bundesanstalt zum Schutz der Versi­
cherungsnehmer und der Begünstigten von Versicherungsleistungen anordnen, dass 
die §§ 61 bis 66 und 169 für einen Übergangszeitraum für die Zwecke der Abwicklung 
der bis zum Austritt abgeschlossenen Versicherungsverträge auf Versicherungsun­
ternehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland, die zum 
Zeitpunkt des Austritts des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
aus der Europäischen Union nach § 61 Absatz 1 Satz 1 und § 169 Absatz 1 Satz 1 
über eine Niederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungs­
verkehrs im Inland tätig waren, entsprechend anzuwenden sind. Der im Zeitpunkt des 
Austritts beginnende Übergangszeitraum darf eine Dauer von 21 Monaten nicht über­
schreiten. Die Anordnung kann auch durch Allgemeinverfügung ohne vorherige Anhö­
rung getroffen und öffentlich bekannt gegeben werden. 


(2) Absatz 1 ist auf Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge mit Sitz im 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland, die zum Zeitpunkt des Aus­
tritts des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäi­
schen Union nach § 243 grenzüberschreitend im Inland tätig sind, mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die §§ 243 und 243a anzuwenden sind.“ 


3.	 In § 310 Absatz 2 wird die Angabe „§§ 20, 36,“ durch die Angabe „§§ 20, 36, 66a,“ 
ersetzt. 


Artikel 8 


Änderung des Gesetzes über Bausparkassen 


Dem § 19 des Gesetzes über Bausparkassen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Februar 1991 (BGBl. I S. 454), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 41 des Geset­
zes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist, werden die folgenden Ab­
sätze 8 und 9 angefügt: 
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„(8) Anlagen nach § 4 Absatz 3 Satz 1, die vor dem 30. März 2019 im Gebiet des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland getätigt wurden, können bis zu 
ihrer Fälligkeit weiter gehalten werden. 


(9) Eine Sicherung von Forderungen im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 1, die nach § 7 
Absatz 2 vor dem 30. März 2019 durch die Bestellung von Grundpfandrechten an einem 
im Gebiet des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland belegenen 
Pfandobjekt erfolgt ist, bleibt bis zum Wegfall der besicherten Forderung weiterhin zuläs­
sig.“ 


Artikel 9 


Änderung der Anlageverordnung 


Dem § 6 der Anlageverordnung vom 18. April 2016 (BGBl. I S. 769), die zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 39 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden 
ist, wird folgender Absatz 4 angefügt: 


„(4) Anlagen des Sicherungsvermögens, die am 30. März 2019 die Voraussetzungen 
der jeweiligen Anlageform nach § 2 Absatz 1 deswegen nicht mehr erfüllen, weil das Ver­
einigte Königreich Großbritannien und Nordirland nicht länger Staat des EWR ist, können 
weiterhin der jeweiligen Anlageform nach § 2 Absatz 1 zugeordnet werden.“ 


Artikel 10 


Änderung der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung 


Dem § 43 der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung vom 18. April 2016 (BGBl. I 
S. 842), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 10. Oktober 2018 (BGBl. I 
S. 1653) geändert worden ist, wird folgender Absatz 7 angefügt: 


„(7) Anlagen des Sicherungsvermögens, die am 30. März 2019 die Voraussetzungen 
der jeweiligen Anlageform nach § 17 Absatz 1 deswegen nicht mehr erfüllen, weil das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland nicht länger Staat des EWR ist, kön­
nen weiterhin der jeweiligen Anlageform nach § 17 Absatz 1 zugeordnet werden.“ 


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am 29. März 2019 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Am 29. März 2017 unterrichtete das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 
(Vereinigtes Königreich) den Europäischen Rat von seiner Absicht, aus der Europäischen 
Union (EU) auszutreten, und leitete damit offiziell das Verfahren nach Artikel 50 EUV ein. 
Danach endet die Mitgliedschaft des Vereinigten Königreichs in der EU am 30. März 2019 
(Brexit). 


Ab diesem Zeitpunkt ist das Vereinigte Königreich, das mit dem Austritt aus der EU auch 
aus dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) ausscheidet, auch für steuerliche Zwecke 
als Drittstaat zu behandeln. Sofern die Verhandlungen zwischen dem Vereinigten König­
reich und den verbleibenden EU-Mitgliedstaaten über ein Austrittsabkommen erfolgreich 
sein sollten, wäre das Vereinigte Königreich erst nach Ablauf einer darin ggf. vereinbarten 
Übergangsfrist auch für steuerliche und finanzmarktrechtliche Zwecke als Drittstaat zu 
behandeln. 


Steuerliche und finanzmarktrechtliche Regelungen, die auf Grund des unionsrechtlichen 
Primär- und Sekundärrechts für EU-/EWR-Sachverhalte günstigere Rechtsfolgen vorse­
hen als für Drittstaaten-Sachverhalte, werden gemäß dem jeweiligen Wortlaut dadurch 
künftig im Verhältnis zum Vereinigten Königreich keine Anwendung mehr finden. In der 
Regel betrifft die Behandlung des Vereinigten Königreichs als Drittstaat nur steuerlich 
relevante Tatbestandsmerkmale, die auf Grund einer Handlung des Steuerpflichtigen 
nach dem Brexit erfüllt werden. Die Beurteilung eines Sachverhalts mit Bezug zum Verei­
nigten Königreich als Drittstaat-Sachverhalt betrifft aber auch Sachverhalte, in denen der 
Steuerpflichtige bereits in der Vergangenheit alle steuerlich relevanten Handlungen voll­
zogen hat (z. B. Überführung eines Wirtschaftsguts in das Vereinigte Königreich) 
und - anders als z. B. in den Fällen des § 6 Absatz 5 AStG, des § 36 Absatz 5 EStG oder 
des § 12 Absatz 3 KStG - allein der Brexit, ohne weiteres Zutun des Steuerpflichtigen, zu 
nachteiligen steuerlichen Rechtsfolgen führt (z. B. Auflösung eines Ausgleichspostens 
nach § 4g EStG; „Brexit als schädliches Ereignis“). 


In den Fällen des § 6 Absatz 5 AStG besteht auf Grund des Gesetzeswortlauts Rechtsun­
sicherheit darüber, ob allein der Brexit zu einem Widerruf der Stundung führt. Im Fach­
schrifttum wird die Rechtsfrage, ob die Stundungsvoraussetzungen des § 6 Absatz 5 
AStG zeitpunkt- oder zeitraumbezogen zu verstehen sind, kontrovers diskutiert. Mit die­
sem Gesetz wird klargestellt, dass die Stundungsvoraussetzungen während des Zeit­
raums der Stundung vorliegen müssen. § 6 Absatz 8 AStG regelt, dass der Brexit für sich 
allein nicht zu einem Widerruf der Stundung nach § 6 Absatz 5 AStG führt. Damit liegt 
durch den Brexit allein noch kein „schädliches Ereignis“ vor. Der Widerruf der Stundung 
kann insbesondere durch eine weitere Handlung des Steuerpflichtigen nach dem Brexit 
ausgelöst werden, z. B. durch die unentgeltliche Übertragung der Anteile an einer Kapital­
gesellschaft auf eine im Vereinigten Königreich ansässige Person (vgl. § 6 Absatz 5 
Satz 4 Nummer 2 AStG). Auch bei der zeitlichen Streckung der Besteuerung nach § 4g 
oder nach § 36 Absatz 5 EStG, dem Aufschub der Besteuerung nach § 17 Absatz 5 
Satz 2 EStG oder bei der - eine Verlegung von Sitz oder Geschäftsleitung voraussetzen­
den - Liquidationsbesteuerung nach § 12 Absatz 3 KStG in Verbindung mit § 11 KStG 
wird ein „schädliches Ereignis“ erst durch weitere Handlungen des Steuerpflichtigen aus­
gelöst. Zur Vermeidung einer Besserstellung von Steuerpflichtigen mit Wohnsitz bzw. Sitz 
und Geschäftsleitung im Vereinigten Königreich zum Zeitpunkt des Brexits gegenüber EU-
Gesellschaften wird in § 12 Absatz 3 KStG und § 6 Absatz 5 AStG sichergestellt, dass ein 
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anschließender Wegzug in einen anderen Drittstaat die Rechtsfolge des § 12 Absatz 3 
KStG bzw. § 6 Absatz 5 Satz 4 AStG auslöst. 


Ziel der steuerlichen Regelungen dieses Gesetzes ist es, in Fällen, in denen der Brexit 
eine unangemessene und unter Umständen auch nicht mit Unionsrecht zu vereinbarende 
Rechtsfolge auslösen würde, den Status quo zu wahren, den betroffenen Steuerpflichti­
gen für die notwendige Übergangszeit Bestandsschutz zu gewähren sowie Rechtssicher­
heit zu schaffen. Dies kann je nach Regelung unterschiedliche Zeiträume betreffen. Dar­
über hinaus enthält der Gesetzentwurf redaktionelle Anpassungen. 


Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU wird auch auf Unternehmen des Fi­
nanzsektors und deren Geschäfte vielfältige Auswirkungen haben. Ein ungeregelter Aus­
tritt aus der EU würde im Finanzmarktbereich dazu führen, dass Unternehmen des Fi­
nanzsektors aus dem Vereinigten Königreich, die bislang das grenzüberschreitende Be­
treiben von Bankgeschäften, Finanzdienstleistungen oder Versicherungsgeschäften an 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) notifiziert haben (sog. 
Europäischer Pass), dieses Marktzutrittsrecht mit dem Wirksamwerden des Brexit verlie­
ren. Die zuvor auf der Basis des Europäischen Passes abgeschlossenen grenzüber­
schreitenden Geschäfte sind aber vertraglich vielfach so ausgestaltet, dass ihre Verpflich­
tungen und Wirkungen über diesen Zeitpunkt zum Teil weit hinausreichen, und es können 
etwa im Derivatebereich eine Vielzahl von Verträgen mit sehr großen Geschäftsvolumina 
betroffen sein. Zudem werden gerade langlaufende Verträge regelmäßig keine besonde­
ren Vorkehrungen für den Fall des Brexit enthalten. 


Wären die betreffenden Finanzunternehmen aus dem Vereinigten Königreich ausnahms­
los gezwungen, ihre grenzüberschreitenden Vertragsbeziehungen im Inland nach dem 
Brexit unverzüglich abzuwickeln, könnte dies absehbar in vielen Fällen nicht nur für diese 
Unternehmen, sondern auch für deren inländische Geschäftspartner nachteilige Auswir­
kungen haben, z. B. wenn Finanzmarktkontrakte nicht mehr verlängert werden oder nicht 
rechtzeitig auf in der EU ansässige neue Vertragspartner übertragen werden können. 
Hierdurch könnte die Funktionsfähigkeit der Finanzmärkte, insb. die Möglichkeit inländi­
scher Marktteilnehmer zu geregelter Kapitalallokation, einschließlich der Möglichkeit zur 
Absicherung von Risiken für Unternehmen der Finanz- und der Realwirtschaft, erheblich 
beeinträchtigt werden. Die im Falle eines ungeregelten Brexit drohende massenweise 
Beendigung bzw. Übertragung von Finanzmarktkontrakten auf Unternehmen, die über die 
erforderlichen Erlaubnisse verfügen, könnte zudem zu Marktverwerfungen führen und 
Risiken für die Finanzstabilität begründen. 


Den Risiken für die Funktionsfähigkeit und die Stabilität der Finanzmärkte begegnet der 
Gesetzentwurf, indem er der Bundesanstalt die Möglichkeit eröffnet, Unternehmen aus 
dem Vereinigten Königreich in besonders betroffenen Aufsichtsbereichen übergangsweise 
die entsprechende weitere Nutzung der Regelungen zum Europäischen Pass zu gestat­
ten. Diese Ermächtigung wird aber flexibel ausgestaltet, um auf Veränderungen etwa des 
Regulierungsumfeldes im Vereinigten Königreich oder bei den betreffenden Unternehmen 
adäquat reagieren zu können. 


Zur Wahrung der Interessen der Versicherungsnehmer, der Begünstigten aus den Versi­
cherungsverträgen und der inländischen Zedenten ermöglicht der Gesetzentwurf es der 
Bundesanstalt, den betroffenen Versicherungsunternehmen aus dem Vereinigten König­
reich zu erlauben, ihre bisherige Geschäftstätigkeit im Inland für einen Übergangszeit­
raum fortzuführen, allerdings nur im Hinblick auf die Abwicklung des vor dem Zeitpunkt 
des Brexit abgeschlossenen Versicherungsgeschäfts. 


Die neuen Regelungen lassen die bestehenden Befugnisse der Bundesanstalt als Son­
derordnungsbehörde unberührt. Die Bundesanstalt hat daher auch weiterhin die Möglich­
keit, einem Unternehmen aus dem Vereinigten Königreich im Einzelfall das grenzüber­
schreitende Betreiben von Bankgeschäften oder die Erbringung von Finanzdienstleistun­
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gen auch über den Tag des Brexit hinaus etwa zur Überbrückung der Zeit bis zur Ertei­
lung einer regulären Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 KWG oder auch im Interesse einer 
geordneten Abwicklung des Deutschlandgeschäfts zu gestatten, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen vorliegen. 


Auf Grund der zu erwartenden Auswirkungen des Brexit auf die Finanzmärkte ist es dar­
über hinaus notwendig, die Stabilität des Finanzstandortes Deutschland weiter zu stärken. 
Die Stabilität des Finanzstandortes ist ein wesentlicher Grund für seine internationale At­
traktivität bei Investoren und Finanzunternehmen. Daher gilt es auch, Risiken für Institute 
zu minimieren, die aus der Tätigkeit natürlicher Personen erwachsen, welche in bedeu­
tenden Instituten des Finanzsektors einen besonderen Einfluss auf das Risikoprofil des 
gesamten Instituts haben können. 


Der Koalitionsvertrag sieht in Ziffer 3189 ff. (S. 70) vor, den Kündigungsschutz für Risiko­
trägerinnen und Risikoträger in Banken anzupassen. So sollen Risikoträger im Sinne von 
§ 2 Absatz 8 Institutsvergütungsverordnung, deren jährliche regelmäßige Grundvergütung 
das Dreifache der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung (brutto 208.000 
Euro (Ost) / 234.000 Euro (West) im Jahr 2018 bzw. brutto 221.400 Euro (Ost) / 241.200 
Euro (West) im Jahr 2019) überschreitet, im Kündigungsschutzgesetz „leitenden Ange­
stellten“ gleichgestellt werden. Die Zahl der von dieser Regelung betroffenen Risikoträge­
rinnen und Risikoträger wird voraussichtlich 5.000 Mitarbeiter nicht überschreiten. 


Risikoträgerinnen und Risikoträger i. S. der Institutsvergütungsverordnung (InstVergV) 
unterliegen auf Grund ihrer Relevanz für die Finanzstabilität bereits besonderen arbeits­
rechtlichen Vorgaben. Die Staats- und Regierungschefs der G20-Mitgliedsstaaten haben 
sich auf dem Gipfel in Pittsburgh 2009 zur Anwendung der vom Rat für Finanzstabilität 
(FSB) formulierten Grundsätze für solide Vergütungspraxis und der dazugehörigen Durch­
führungsstandards verpflichtet, die die potenziell schädlichen Auswirkungen schlecht ge­
stalteter Vergütungsstrukturen auf ein solides Risikomanagement und die Eindämmung 
der Risikobereitschaft natürlicher Personen zum Gegenstand haben. Mit der EU-
Eigenkapitalrichtlinie (Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013) wurde für die Mitgliedstaaten der EU eine verbindliche Regelung ge­
schaffen, wonach Kreditinstitute und Wertpapierfirmen dazu verpflichtet werden, für alle 
Kategorien von Mitarbeitern, deren berufliche Tätigkeit sich in besonderem Maße auf das 
Risikoprofil von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen auswirkt, eine Vergütungspolitik und 
-praxis festzulegen und beizubehalten, die mit einem wirksamen Risikomanagement zu 
vereinbaren ist. Diese Regelungen wurden durch § 25a KWG und die InstitutsVergV in 
deutsches Recht umgesetzt. Hiernach unterliegen entsprechende Risikoträgerinnen und 
Risikoträger besonderen Vorgaben im Hinblick auf deren Vergütung, um Fehlanreize auf 
Grund bestehender Vergütungsstrukturen, insbes. deren variabler Vergütung zu vermei­
den. Bei Risikoträgern i. S. der InstVergV müssen negative Abweichungen des Erfolgsbei­
trags des Risikoträgers von den vereinbarten nachhaltigen Zielen die Höhe der variablen 
Vergütung verringern bzw. auch zum vollständigen Verlust derselben führen können. 


Neben den arbeitsrechtlichen Vorgaben für die Vergütung von Risikoträgerinnen und Risi­
koträgern wird die Auflösung des Arbeitsvertrages erleichtert. Der Auflösungsantrag des 
Arbeitgebers im arbeitsgerichtlichen Kündigungsschutzprozess nach § 9 Absatz 1 Satz 2 
des Kündigungsschutzgesetzes bedarf danach keiner Begründung. Der Arbeitgeber muss 
also nicht darlegen, aus welchen Gründen eine den Betriebszwecken dienliche weitere 
Zusammenarbeit mit dem Risikoträger oder der Risikoträgerin nicht mehr erwartet werden 
kann. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Der vorliegende Gesetzentwurf enthält zum einen ertragsteuerliche Regelungen 
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–	 zur Verhinderung einer rückwirkenden Besteuerung des Einbringungsgewinns in Fäl­
len, in denen Unternehmensteile oder Anteile vor dem Brexit (bzw. vor Ablauf einer in 
einem Austrittsabkommen vereinbarten Übergangsfrist) von einem britischen Steuer­
pflichtigen oder in eine britische Körperschaft zu Werten unterhalb des gemeinen 
Werts eingebracht wurden (§ 22 Absatz 1 und 2 UmwStG), 


–	 zur Verhinderung einer zwingenden Auflösung eines Ausgleichspostens nach § 4g 
EStG, der vor dem Brexit mit dem Ziel gebildet wurde, die u. a. auf Grund der Über­
führung eines Wirtschaftsguts in eine britische Betriebsstätte ausgelöste Besteuerung 
stiller Reserven über einen Zeitraum von maximal fünf Jahren zu verteilen, 


–	 zur Klarstellung, dass der Brexit allein nicht die Rechtsfolge des § 12 Absatz 3 KStG 
(Auflösungsfiktion) bzw. des § 6 Absatz 5 Satz 4 AStG (Widerruf der Stundung bei 
der Wegzugsbesteuerung) auslöst, sondern – neben den bereits ausdrücklich gere­
gelten Gründen – erst ein anschließender Wegzug nach dem Brexit in einen anderen 
Drittstaat, 


–	 zur Vermeidung des Eintritts der Folgen einer schädlichen Verwendung (§ 93 Ab­
satz 1 EStG) in bestimmten definierten „Altfällen“ und zur Verhinderung unbilliger Här­
ten im Rahmen der „Riester“-Förderung sowie 


–	 zur Verhinderung einer Verzinsung des Zahlungsaufschubs nach § 6b Absatz 2a 
EStG in Fällen, in denen der Antrag auf Ratenzahlung bereits vor dem Zeitpunkt ge­
stellt worden ist, zu dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist 
und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist. 


Zum anderen enthält der Gesetzentwurf erforderliche bestandsschutzsichernde Anpas­
sungen im Bausparkassen- und Pfandbriefgesetz, im Kreditwesengesetz sowie der Anla­
geverordnung für Pensionskassen, Sterbekassen und kleine Versicherungsunternehmen 
und der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung. 


Der Entwurf sieht zudem die Schaffung einer Ermächtigungsgrundlage für die Bundesan­
stalt im Kreditwesengesetz (KWG) und im Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) vor, um in 
Aufsichtsbereichen, die von einem ungeregelten Brexit besonders betroffen wären, zur 
Vermeidung von Nachteilen für die Funktionsfähigkeit und die Stabilität der Finanzmärkte 
oder zur Wahrung der Interessen der Versicherungsnehmer, Unternehmen aus dem Ver­
einigten Königreich auch nach dessen Ausscheiden aus der EU übergangsweise die wei­
tere entsprechende Nutzung der Regelungen zum Europäischen Pass für eine Zweignie­
derlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland 
zu gestatten. 


Durch den Entwurf werden darüber hinaus Risikoträgerinnen und Risikoträger i. S. des 
§ 2 Absatz 8 der InstVergV, deren jährliche fixe Vergütung das Dreifache der Beitragsbe­
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung im Sinne des § 159 SGB VI 
übersteigt, leitenden Angestellten, die zur selbständigen Einstellung oder Entlassung von 
Arbeitnehmern berechtigt sind, im Hinblick auf den Kündigungsschutz (§ 14 Absatz 2 
Satz 2 KSchG) gleichgestellt. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Für die Änderung des Einkommensteuergesetzes (Artikel 1), des Körperschaftsteuerge­
setzes (Artikel 2), des Umwandlungssteuergesetzes (Artikel 3) und des Außensteuerge­
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setzes (Artikel 4) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 
Absatz 2 erste Alternative des Grundgesetzes (GG), da das Steueraufkommen diesbe­
züglich dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 


Für die Änderung des Pfandbriefgesetzes (Artikel 5), des Kreditwesengesetzes (Artikel 6), 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes (Artikel 7) und des Gesetzes über Bausparkassen 
(Artikel 8) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 11 GG. Eine bundeseinheitliche Regelung ist zur Wahrung der Rechts- und 
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (Artikel 72 Absatz 2 GG), 
weil sonst die konkrete Gefahr besteht, dass diese Zielvorgaben ohne eine bundeseinheit­
liche Regelung beeinträchtigt würden. 


V.	 Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der EU und völkerrechtlichen Verträgen, die die 
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


VI.	 Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Der Entwurf sieht keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung vor. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Der Entwurf steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und unterstützt 
die Indikatorenbereiche 8.3. (Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge) und 8.4. (Wirtschaftli­
che Leistungsfähigkeit), indem er den Status quo sicherstellen bzw. Nachteile für die 
Funktionsfähigkeit und die Stabilität der Finanzmärkte vermeiden soll. 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Verzicht auf nicht gewollte Steuereinnahmen. 


4. Erfüllungsaufwand 


Die Regelungen des Gesetzentwurfs stellen überwiegend den Status quo sicher. Zusätzli­
cher Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft oder Verwaltung entsteht 
insoweit nicht. Informationspflichten werden nicht eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. 


Die Ausübung der für den Fall eines Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU 
ohne Austrittsabkommen vorgesehenen Anordnungsbefugnisse zur entsprechenden An­
wendung des EU-Passregimes durch die Bundesanstalt dürfte zu einer Verringerung der 
mit einem ungeregelten Austritt verbundenen Anpassungskosten für die Wirtschaft führen. 
Da derzeit nicht absehbar ist, in welcher Art und Weise und in welchem Umfang die Bun­
desanstalt diese Befugnissen ausüben wird, kann die Höhe einer möglichen Kostenein­
sparung nicht beziffert werden. Aus demselben Grund kann auch der mit der Ausübung 
der Befugnisse verbundene Erfüllungsaufwand für die Verwaltung nicht beziffert werden. 
Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung dürfte jedoch einen niedrigen vierstelligen Be­
trag nicht überschreiten. 


Durch die Regelungen zum Kündigungsschutz für Risikoträger und Risikoträgerinnen ent­
steht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft oder 
die Verwaltung. Bedeutende Institute müssen schon bislang sowohl leitende Angestellte 
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als auch Risikoträger und Risikoträgerinnen nach der InstitutsVergV auf der Grundlage 
einer Risikoanalyse ermitteln, ein zusätzlicher Aufwand wird nicht geschaffen. 


5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesregierung zuwiderlaufen. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Die Regelungen des Gesetzentwurfs stellen überwiegend den Status quo für bestimmte, 
bereits vor dem Brexit in Gang gesetzte Sachverhalte sicher. Der zeitliche Anwendungs­
bereich ergibt sich jeweils aus den einzelnen Regelungen. Eine Evaluierung ist nicht vor­
gesehen. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


Zu Buchstabe a 


§ 4g Absatz 3 Satz 2 


Es handelt sich um die Korrektur einer redaktionellen Ungenauigkeit. § 4g Absatz 3 Satz 2 
EStG verweist auf § 175 Absatz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung. Die richtige Zitierung 
lautet § 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung. Dies wird hiermit richtigge­
stellt. 


Zu Buchstabe b 


§ 4g Absatz 6 – neu – 


Durch den Austritt aus der EU erhält das Vereinigte Königreich - vorbehaltlich anderweiti­
ger Vereinbarungen - den Status eines sog. Drittstaats. Dadurch wären nach § 4g EStG 
gebildete Ausgleichsposten für Wirtschaftsgüter, die zuvor einer im Vereinigten Königreich 
belegenen Betriebsstätte eines unbeschränkt Steuerpflichtigen zugeordnet wurden, sofort 
in vollem Umfang aufzulösen (§ 4g Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 EStG). 


§ 4g Absatz 6 - neu - EStG bestimmt, dass allein der Austritt des Vereinigten Königreichs 
aus der EU nicht die Rechtsfolge des § 4g Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 EStG auslöst. Vor­
behaltlich anderweitiger Auflösungsgründe können die Ausgleichsposten somit weiterhin 
regulär über die verbleibende Restdauer von maximal fünf Jahren aufgelöst werden. Im 
Übrigen bleibt § 4g EStG unberührt; zum Beispiel bei Ausscheiden des betreffenden Wirt­
schaftsguts aus dem Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen (§ 4g Absatz 2 Satz 2 
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Nummer 1 EStG). Insbesondere diejenigen Steuerpflichtigen, die den von Artikel 50 Ab­
satz 3 EUV vorgesehenen Zeitraum nach der Mitteilung der Austrittsabsicht dazu genutzt 
haben, ihr Unternehmen auf die veränderten Verhältnisse nach dem Brexit auszurichten 
und in diesem Zusammenhang Wirtschaftsgüter in das Vereinigte Königreich verbracht 
haben, können somit die durch § 4g EStG eingeräumte Möglichkeit zur ratierlichen Be­
steuerung der stillen Reserven auch noch für die verbleibenden Veranlagungszeiträume 
nach dem Brexit nutzen. 


Der Verweis auf Absatz 3 dient der Klarstellung, dass die steuerneutrale Auflösung des 
Ausgleichspostens in Fällen, in denen ein Wirtschaftsgut vor dem Brexit in das Vereinigte 
Königreich überführt und dafür ein Ausgleichsposten nach § 4g EStG gebildet wurde, der 
auf Grund der Neuregelung in § 4g Absatz 6 EStG i. V. mit § 4g Absatz 2 Satz 2 Num­
mer 2 EStG nicht sofort aufgelöst werden muss, bei Aufhebung der Zuordnung zu der 
britischen Betriebsstätte möglich bleibt, obwohl das Vereinigte Königreich kein Mitglied­
staat der EU mehr ist. 


Spätestens fünf Jahre nachdem das Vereinigte Königreich nicht mehr der EU angehört 
und auch nicht als Mitgliedstaat behandelt wird, wird die Regelung mangels Anwen­
dungsbereichs keine Wirkung mehr entfalten. 


Zu Nummer 2 


§ 6b Absatz 2a Satz 7 – neu – 


§ 6b Absatz 2a Satz 4 bis 6 EStG regelt die Verzinsung der gewährten Ratenzahlung, 
soweit eine nach § 6b Absatz 2a Satz 1 EStG begünstigte Reinvestition in der EU/im 
EWR ganz oder teilweise ausbleibt. Die objektive Möglichkeit künftiger grenzüberschrei­
tender Investitionen reicht für die Gewährung der Ratenzahlung aus. Bei Reinvestition im 
Vereinigten Königreich zu einem Zeitpunkt, zu dem das Vereinigte Königreich bereits 
nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, wäre 
der gewährte Zahlungsaufschub zu verzinsen. § 6b Absatz 2a Satz 7 EStG - neu - soll in 
diesen Fällen die Verzinsung verhindern, sofern der Antrag auf Ratenzahlung nach § 6b 
Absatz 2a EStG bereits vor dem Zeitpunkt gestellt worden ist, zu dem das Vereinigte Kö­
nigreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist und auch nicht wie ein solcher zu behandeln 
ist. 


Zu Nummer 3 


§ 92a Absatz 1 Satz 5 


§ 92a Absatz 1 Satz 5 EStG regelt im Rahmen der Riester-Förderung die Voraussetzun­
gen für eine begünstigte Wohnung im Rahmen der förderunschädlichen wohnungswirt­
schaftlichen Verwendung eines in einem Altersvorsorgevertrag gebildeten und geförder­
ten Kapitals nach § 92a Absatz 1 Satz 1 EStG. Eine Wohnung ist danach u. a. nur dann 
begünstigt, wenn diese Wohnung in einem EU-/EWR-Staat belegen ist. 


Ab dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist 
und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, sind diese Bedingung und die erforderli­
che wohnungswirtschaftliche Verwendung i. S. d. § 92a Absatz 1 Satz 1 EStG nicht mehr 
gegeben. In diesen Fällen würden die Folgen der schädlichen Verwendung nach § 93 
Absatz 1 EStG eintreten; die gewährten Altersvorsorgezulagen und ggf. Steuerermäßi­
gungen wären somit zurückzuzahlen. 


Mit dieser Regelung soll die Möglichkeit geschaffen werden, für „Altfälle“ die Regelungen 
des § 93 Absatz 1 EStG nicht eintreten zu lassen. Da es sich bei der selbstgenutzten 
Wohnung um einen zentralen Lebenstatbestand handelt, soll in den Fällen, in denen bis 
zu dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist 
und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, bereits eine wohnungswirtschaftliche 
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Verwendung (Begünstigung) nach § 92a Absatz 1 EStG vorgelegen hat, die Weitergel­
tung der förderunschädlichen wohnungswirtschaftlichen Verwendung sichergestellt wer­
den. Eine Begünstigung für Verwendungen im Sinne des § 92a Absatz 1 EStG nach die­
sem Zeitpunkt soll jedoch ausgeschlossen werden. 


Zu Nummer 4 


§ 93 Absatz 1 Satz 4 Buchstabe c 


§ 93 Absatz 1 Satz 4 Buchstabe c EStG regelt, unter welchen Voraussetzungen eine för­
derunschädliche Kapitalübertragung (Nichteintreten der Folgen der schädlichen Verwen­
dung nach § 93 Absatz 1 EStG) des geförderten Altersvorsorgevermögens bei Tod des 
Zulageberechtigten möglich ist. 


Eine förderunschädliche Kapitalübertragung des geförderten Altersvorsorgevermögens 
auf den überlebenden Ehegatten/Lebenspartner ist nur dann möglich, wenn die Ehegat­
ten/Lebenspartner im Zeitpunkt des Todes des Zulageberechtigten nicht dauernd getrennt 
gelebt haben (§ 26 Absatz 1 EStG) und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
einem EU-/EWR-Staat hatten. 


Ab dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist 
und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, ist die zweite Bedingung nicht mehr er­
füllt, eine förderunschädliche Kapitalübertragung damit nicht mehr möglich. Es würden 
damit bei Tod des Zulageberechtigten die Folgen der schädlichen Verwendung (Rückzah­
lung der gewährten Altersvorsorgezulagen und ggf. Steuerermäßigungen) eintreten. 


Mit dieser Regelung in § 93 Absatz 1 Satz 4 Buchstabe c EStG soll die Möglichkeit der 
förderunschädlichen Kapitalübertragung auf den überlebenden Ehegatten in Fällen erhal­
ten bleiben, in denen der Altersvorsorgevertrag vor dem Brexit-Referendum 
(23. Juni 2016) abgeschlossen wurde und die Ehegatten/Lebenspartner ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Vereinigten Königreich vor dem Zeitpunkt hatten, ab 
dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist und auch nicht wie ein 
solcher zu behandeln ist, um so übermäßige Härten bei „Altfällen“ zu vermeiden. Bei Ab­
schluss des Altersvorsorgevertrags konnte regelmäßig nicht davon ausgegangen werden, 
dass das Vereinigte Königreich irgendwann einmal nicht mehr Mitgliedstaat der EU sein 
würde. 


Zu Nummer 5 


§ 95 Absatz 1 Satz 2 – neu – 


§ 95 Absatz 1 EStG regelt die entsprechende Anwendbarkeit der schädlichen Verwen­
dung und deren Folgen nach den §§ 93 und 94 EStG für die Fälle, in denen sich der 
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Zulageberechtigten außerhalb der EU-/EWR-
Staaten befindet und entweder keine Zulageberechtigung besteht oder der Vertrag in der 
Auszahlungsphase ist. 


Ab dem Zeitpunkt, ab dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist 
und auch nicht wie ein solcher zu behandeln ist, würden die Folgen der schädlichen Ver­
wendung eintreten; die gewährten Altersvorsorgezulagen und ggf. Steuerermäßigungen 
wären damit zurückzuzahlen. 


Mit dieser Regelung soll die Möglichkeit geschaffen werden, für diese „Altfälle“ die Rege­
lungen des § 95 Absatz 1 Satz 1 EStG nicht eintreten zu lassen. Da bei Abschluss ent­
sprechender Verträge regelmäßig nicht davon ausgegangen werden konnte, dass das 
Vereinigte Königreich irgendwann einmal nicht mehr Mitgliedstaat der EU sein würde, soll 
in Fällen mit Vertragsabschluss vor dem Brexit-Referendum (23. Juni 2016) und ununter­
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brochen bestehendem Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Vereinigten Königreich 
bereits seit dem 22. Juni 2016 diese Vertrauensschutzregelung eingeführt werden. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes) 


§ 12 Absatz 3 Satz 4 – neu – 


§ 12 Absatz 3 Satz 1 KStG ordnet im Fall des Wegzugs einer Körperschaft und des damit 
einhergehenden Ausscheidens aus der unbeschränkten Steuerpflicht in einem Mitglied­
staat der EU oder des EWR eine Auflösungsfiktion sowie die entsprechende Anwendung 
des § 11 KStG an. Entsprechendes gilt nach § 12 Absatz 3 Satz 2 KStG für die Änderung 
der DBA-rechtlichen Ansässigkeit auf Grund der Verlegung von Sitz oder Geschäftslei­
tung. Durch die Ergänzung des neuen Satzes 4 wird klargestellt, dass diese Rechtsfolgen 
nicht allein durch den Brexit ausgelöst werden. Diese treten nach § 12 Absatz 3 Satz 4 
KStG - neu - erst dann ein, wenn dieselbe Körperschaft anschließend unter Ausscheiden 
aus der unbeschränkten Steuerpflicht im Vereinigten Königreich in einen anderen Dritt­
staat verzieht oder auf Grund des Wegzugs als in einem anderen Drittstaat ansässig an­
zusehen ist. Bis dahin stellt § 12 Absatz 3 Satz 4 KStG – neu – sicher, dass die Körper­
schaft weiterhin für Zwecke des § 12 Absatz 3 KStG als der unbeschränkten Steuerpflicht 
in einem Mitgliedstaat der EU unterfallend oder als innerhalb des Hoheitsgebietes eines 
Mitgliedstaats der EU ansässig anzusehen ist. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Umwandlungssteuergesetzes) 


§ 22 Absatz 8 – neu – 


§ 22 Absatz 1 Satz 6 Nummer 6 UmwStG und § 22 Absatz 2 Satz 6 UmwStG ordnen eine 
rückwirkende Besteuerung des Einbringungsgewinns an, wenn im Anschluss an eine 
Sacheinlage (§ 20 UmwStG) oder im Anschluss an einen Anteilstausch (§ 21 UmwStG) 
jeweils unter dem gemeinen Wert für den Einbringenden oder die übernehmende Gesell­
schaft die Voraussetzungen i. S. des § 1 Absatz 4 UmwStG (Ansässigkeit innerhalb des 
EU/EWR-Raums) nicht mehr erfüllt sind. Dieser Verweis auf § 1 Absatz 4 UmwStG ist 
hierbei so zu verstehen, dass die Voraussetzungen des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
UmwStG (Sitz und Geschäftsleitung innerhalb des Hoheitsgebiets eines EU-/EWR-Staats) 
zu jedem Zeitpunkt des in § 22 Absatz 1 und 2 UmwStG festgelegten 7-Jahres-Zeitraums 
erfüllt sein müssen und es anderenfalls zu einer rückwirkenden Besteuerung eines Ein­
bringungsgewinns I oder II gemäß § 22 Absatz 1 oder 2 UmwStG kommt. In diesen Fällen 
würde der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU auch ohne weiteres Zutun des 
Steuerpflichtigen dieselben Rechtsfolgen auslösen, die bei einer „aktiven“ Überführung 
von Betriebsvermögen oder einem Wegzug des Einbringenden oder der übernehmenden 
Gesellschaft in einen Drittstaat eintreten würden. Es erscheint sachgerecht, in den Fällen 
des § 22 Absatz 1 Satz 6 Nummer 6 UmwStG und § 22 Absatz 2 Satz 6 UmwStG den 
Brexit allein nicht als schädliches Ereignis i. S. dieser Vorschriften anzusehen. 


In dem neuen Absatz 8 Satz 1 wird deshalb eine entsprechende gesetzliche Regelung 
geschaffen, nach der in Bezug auf einen Einbringenden oder eine übernehmende Gesell­
schaft i. S. des § 22 Absatz 1 Satz 6 Nummer 6 UmwStG und § 22 Absatz 2 Satz 6 Um­
wStG, die bereits vor dem Brexit im Vereinigten Königreich ansässig waren - und ansons­
ten auch kein weiteres die Einbringungsgewinnbesteuerung nach § 22 UmwStG auslö­
sendes Ereignis hinzutritt -, das Vereinigte Königreich insoweit nach wie vor wie ein Mit­
gliedstaat der EU behandelt wird. Damit wird sichergestellt, dass allein der Brexit - ohne 
weiteres Zutun des Steuerpflichtigen - nicht zu einer rückwirkenden Versteuerung eines 
Einbringungsgewinns nach den genannten Vorschriften führt. Dies betrifft insbesondere 
im Vereinigten Königreich ansässige Steuerpflichtige, die den von Artikel 50 Absatz 3 
EUV vorgesehenen Zeitraum nach der Mitteilung der Austrittsabsicht dazu genutzt haben, 
ihr Unternehmen auf die veränderten Verhältnisse nach dem Brexit auszurichten, oder die 
bereits zuvor eine in der EU belegene Betriebsstätte nach Maßgabe der §§ 20 ff. Um­
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wStG in eine EU/EWR-Kapitalgesellschaft eingebracht haben, aber auch umgekehrt in 
Deutschland ansässige Unternehmen (Muttergesellschaften), die vor dem Brexit eine be­
stehende inländische Betriebsstätte nach Maßgabe der §§ 20 ff. UmwStG in eine britische 
Tochtergesellschaft eingebracht haben. 


In dem neuen Absatz 8 Satz 2 wird zur Sicherheit klargestellt, dass die gesetzliche Rege­
lung in Satz 1 nur für diejenigen Fälle gilt, in denen der zugrunde liegende Einbringungs­
vorgang (Sacheinlage nach § 20 UmwStG oder Anteilstausch nach § 21 UmwStG) zeitlich 
bereits vor dem Brexit erfolgte. Satz 1 gilt deshalb nur für Einbringungen, bei denen in den 
Fällen der Gesamtrechtsnachfolge der Umwandlungsbeschluss vor dem Zeitpunkt, ab 
dem das Vereinigte Königreich nicht mehr Mitgliedstaat der EU ist und auch nicht z. B. auf 
Grund eines Austrittsabkommens für einen darin vereinbarten Zeitraum wie ein solcher zu 
behandeln ist, erfolgt oder in den anderen Fällen, in denen die Einbringung nicht im Wege 
der Gesamtrechtsnachfolge erfolgt, der Einbringungsvertrag vor diesem Zeitpunkt abge­
schlossen worden ist. Erfolgt dagegen der zugrunde liegende Einbringungsvorgang erst 
nach diesem Zeitpunkt oder erfüllt ein an einer Umwandlung Beteiligter schon von vorne 
herein nicht mehr die Voraussetzungen des § 1 Absatz 4 UmwStG, besteht kein sachli­
cher Grund für eine Sonderbehandlung durch eine gesetzliche Regelung. 


Zu Artikel 4 (Änderung des Außensteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


§ 6 Absatz 5 Satz 4 


Die Voraussetzungen für eine Stundung nach § 6 Absatz 5 Satz 1 bis 3 AStG müssen 
während des gesamten Stundungszeitraums vorliegen (zeitraumbezogene Betrachtung). 
Entfallen die Voraussetzungen nachträglich, stellt dies einen eigenständigen Widerrufs­
tatbestand dar. Durch die Änderung des Satzes 4 wird dies klargestellt. Demzufolge führt 
z. B. auch eine der Einlage im Sinne des § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 3 AStG nachfol­
gende Überführung der Anteile in eine Drittstaats-Betriebsstätte zum Widerruf der Stun­
dung. 


Zu Nummer 2 


§ 6 Absatz 8 - neu ­


Satz 1 


§ 6 Absatz 8 Satz 1 AStG regelt, dass der Brexit nicht zum Widerruf der Stundung führt, 
wenn allein auf Grund dessen die Stundungsvoraussetzungen des § 6 Absatz 5 Satz 1 
und 3 AStG (EU-/EWR-Staatsangehörigkeit, Steuerpflicht oder Belegenheitserfordernisse 
in einem EU-/EWR-Staat) nicht mehr vorliegen. Satz 1 fingiert dabei ausdrücklich nicht 
das Fortbestehen dieser Voraussetzungen, sondern regelt, dass das Entfallen dieser Vo­
raussetzungen beim Steuerpflichtigen oder seinem Rechtsnachfolger im Sinne des § 6 
Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 AStG allein auf Grund des Brexits unbeachtlich ist und demzu­
folge nicht zum Widerruf der Stundung führt. Dementsprechend kann der spätere Über­
gang der Anteile von einem im Vereinigten Königreich ansässigen Steuerpflichtigen, auf 
den § 6 Absatz 8 Satz 1 AStG anzuwenden ist, auf einen andere im Vereinigten König­
reich ansässige Person zum Widerruf der Stundung nach § 6 Absatz 5 Satz 4 Nummer 2 
AStG führen. 


Satz 2 


§ 6 Absatz 8 Satz 2 AStG stellt klar, dass § 6 Absatz 5 Satz 4 AStG in den Fällen des § 6 
Absatz 8 Satz 1 AStG auf die gestundeten Beträge weiterhin anzuwenden ist und ergänzt 
darüber hinaus Widerrufstatbestände des § 6 Absatz 5 Satz 4 AStG. 
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Nach § 6 Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 AStG ist die Stundung auch bei Entnahmen und 
anderen Vorgängen zu widerrufen, wenn es zu keiner Aufdeckung stiller Reserven 
kommt, die Anteile infolgedessen aber auch keiner Betriebsstätte des Steuerpflichtigen im 
Vereinigten Königreich oder in einem EU-/EWR-Staat mehr zuzuordnen sind (z. B. bei 
Überführung der Anteile von einer Betriebsstätte im Vereinigten Königreich in einen Dritt­
staat). 


Nach § 6 Absatz 8 Satz 2 Nummer 2 AStG führt auch die Verlegung des Wohnsitzes oder 
gewöhnlichen Aufenthalts in einen Drittstaat zum Widerruf der Stundung, sofern keine mit 
der deutschen unbeschränkten Einkommensteuerpflicht vergleichbare Steuerpflicht des 
Steuerpflichtigen im Vereinigten Königreich oder in einem EU-/EWR-Staat mehr besteht. 


Satz 3 


Für die vorgenannten neuen Widerrufstatbestände regelt § 6 Absatz 8 Satz 3 AStG, dass 
die Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten des § 6 Absatz 7 AStG entsprechend gelten. 


Zu Artikel 5 (Änderung des Pfandbriefgesetzes) 


§ 49 Absatz 3 - neu ­


Da mit dem Ende der Mitgliedschaft in der EU und im EWR im Bereich des Pfandbriefge­
setzes der Verlust der Deckungsfähigkeit von Forderungen, die durch Grundpfandrechte 
an im Vereinigten Königreich belegenen Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
besichert sind oder sich gegen das Vereinigte Königreich oder dort ansässige Schuldner 
richten oder für die von diesen Stellen die Gewährleistung übernommen worden ist, nicht 
nur für das Neugeschäft, sondern auch für den Deckungsbestand verbunden wäre, da 
sich die Deckungsfähigkeit – die entsprechenden Deckungsvorschriften knüpfen hieran an 
– bisher aus der Eigenschaft des Vereinigten Königreichs als Mitgliedstaat der EU und 
des EWR ergeben hat, bedarf es insoweit einer bestandsschützenden Übergangsrege­
lung in dem Sinne, dass diejenigen Deckungswerte, die bis zum Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der EU gemäß den pfandbriefrechtlichen Vorschriften zur Deckung ver­
wendet worden, mithin im für die entsprechende Pfandbriefgattung geführten Deckungs­
register eingetragen sind, weiterhin für diese Pfandbriefgattung deckungsfähig bleiben. 


§ 49 Absatz 4 - neu ­


Mit dem Verlust der Mitgliedschaft in der EU wären in den Fällen, in denen das Vorrecht 
der Pfandbriefgläubiger nach § 30 Absatz 1 nicht sichergestellt ist, die im Vereinigten Kö­
nigreich belegenen Deckungswerte auch für den entsprechenden Altbestand jeweils auf 
die in § 13 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz, § 20 Absatz 2a, § 22 Absatz 5 Satz 2 und 
§ 26b Absatz 4 Satz 2 genannten Grenzen anzurechnen; bisher galt bezüglich des Verei­
nigten Königreichs als Mitgliedstaat der EU auf Grund der europarechtlichen Verpflichtung 
zur Umsetzung der EU-Liquidationsrichtlinie 2001/24/EG, wonach bei Insolvenzen von 
Kreditinstituten das Recht des Sitzstaats - bei deutschen Kreditinstituten also auch das 
(dieses Vorrecht der Pfandbriefgläubiger sicherstellende) Pfandbriefgesetz - Anwendung 
findet, pauschal eine Nichteinbeziehung. Vorsorglich für den Fall, dass das Vorrecht der 
Pfandbriefgläubiger nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs für dort belegene De­
ckungswerte nicht (mehr) sichergestellt sein sollte, bedarf es insoweit einer bestands­
schützenden Übergangsregelung in dem Sinne, dass bezüglich derjenigen Werte, die bis 
zum Tage des Austritts auf Grund ihrer Verwendung zur Deckung und Eintragung im für 
die entsprechende Pfandbriefgattung geführten Deckungsregister nicht einzubeziehen 
waren, eine Anrechnung auf die für die jeweilige Pfandbriefgattung geltende Grenze auch 
danach generell unterbleibt. 
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Zu Artikel 6 (Änderung des Kreditwesengesetzes) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsübersicht 


Die Inhaltsübersicht wird an die neuen Regelungen in den §§ 25a, 25n und 64m des Kre­
ditwesengesetzes (KWG) angepasst. 


Zu Nummer 2 


§ 1 Absatz 21 


Die Begriffsbestimmung des Risikoträgers und der Risikoträgerinnen entspricht der Defini­
tion in § 2 Absatz 8 der Verordnung über die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an Ver­
gütungssysteme von Instituten vom 16. Dezember 2013, zuletzt geändert durch Artikel 1 
ÄndVO vom 25. Juli 2017. 


Zu Nummer 3 


§ 25a 


Zu Buchstabe a 


Überschrift 


Die Überschrift wird neu gefasst. 


Zu Buchstabe b 


§ 25a Absatz 5a bis 5c - neu ­


Nach der Regelung findet § 9 Absatz 1 Satz 2 des Kündigungsschutzgesetzes (KSchG) 
mit der Maßgabe Anwendung, dass der Antrag des Arbeitgebers auf Auflösung des Ar­
beitsverhältnisses keiner Begründung bedarf. Dies gilt für Risikoträgerinnen und Risiko­
träger i. S. des § 2 Absatz 8 der Institutsvergütungsverordnung (InstVergV), deren jährli­
che fixe Vergütung das Dreifache der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung im Sinne des § 159 SGB VI übersteigt und die keine Geschäftsfüh­
rer, Betriebsleiter und ähnliche leitende Angestellte sind, die zur selbständigen Einstellung 
oder Entlassung von Arbeitnehmern berechtigt sind. Dies bedeutet, dass im Falle einer 
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses von Risikoträgerinnen und Risikoträgern bedeuten­
der Institute i. S. des § 25n KWG in einem gerichtlichen Kündigungsschutzverfahren der 
arbeitgeberseitige Antrag auf gerichtliche Auflösung des Arbeitsverhältnisses gegen Ab­
findung keiner Begründung bedarf. Für Risikoträger mit geringerem Grundgehalt verbleibt 
es bei den allgemeinen Regelungen und somit beim Bestandsschutz. Risikoträgerinnen 
und Risikoträger, die die Voraussetzungen von § 14 Absatz 1 KSchG erfüllen, werden 
nach Satz 2 von der Neuregelung nicht erfasst. 


Bei Risikoträgerinnen und Risikoträgern muss die Kündigung nach wie vor den Anforde­
rungen des Kündigungsschutzgesetzes genügen. Dies ist vor dem Hintergrund der Be­
rufsfreiheit nach Artikel 12 des Grundgesetzes und der erforderlichen Verhältnismäßigkeit 
wesentlich. 


Wenn eine Kündigung sozial ungerechtfertigt und damit unwirksam ist, kann der Arbeitge­
ber einen gerichtlichen Auflösungsantrag stellen (§ 9 Absatz 1 Satz 2 KSchG). Der Auflö­
sungsantrag hat im Erfolgsfall zur Folge, dass das Gericht das Arbeitsverhältnis durch 
gerichtliche Entscheidung auflöst und den Arbeitgeber zur Zahlung einer angemessenen 
Abfindung verurteilt (vgl. § 10 KSchG). Die Höhe der Abfindung steht grundsätzlich im 
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Ermessen des Gerichts, unterliegt aber Höchstgrenzen, gestaffelt nach Lebensalter und 
Betriebszugehörigkeit. Für leitende Angestellte, die zur selbständigen Einstellung oder 
Entlassung berechtigt sind, sieht das Kündigungsschutzgesetz vor, dass der Auflösungs­
antrag des Arbeitgebers im Falle einer sozial ungerechtfertigten Kündigung keiner Be­
gründung bedarf (§ 14 Absatz 2 Satz 2 KSchG). Die nun vorgesehene Regelung für Risi­
koträgerinnen und Risikoträger, die eine über das Dreifache der Beitragsbemessungs­
grenze in der Rentenversicherung hinausgehende fixe Vergütung erhalten, hat ebenfalls 
zur Folge, dass im Falle eines Kündigungsrechtsstreits bezüglich des von der Regelung 
erfassten Risikoträgers der arbeitgeberseitige Antrag auf gerichtliche Auflösung des Ar­
beitsverhältnisses gegen Abfindung keiner Begründung bedarf und damit eine leichtere 
Trennung von dieser Gruppe von Arbeitnehmern möglich wird. 


Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist der Kreis der von der Regelung betroffenen Per­
sonen möglichst eng zu begrenzen. 


Die vorgesehene Regelung soll ausschließlich für Risikoträgerinnen und Risikoträger gel­
ten. Risikoträger sind im Kreditwesengesetz und in der Institutsvergütungsverordnung 
definiert als „Mitarbeiter, deren berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil 
eines Instituts auswirkt“ (§ 25a Absatz 5a KWG, § 2 Absatz 8 InstVergV). Ähnlich definiert 
das europäische Recht, auf welche die Regelung Bezug nimmt, Mitarbeiter, „deren beruf­
liche Tätigkeit sich im Sinne von Artikel 92 Absatz 2 der Richtlinie 2013/36/EU wesentlich 
auf das Risikoprofil eines Instituts auf Ebene der Gruppe, des Mutterunternehmens und 
der Tochterunternehmen, einschließlich Unternehmen in Offshore-Finanzzentren, aus­
wirkt“, vgl. Artikel 1 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014. 


Die Stellung von „Risikoträgern“ und sog. leitenden Angestellten i. S. d. § 14 Absatz 2 
KSchG im Unternehmen ist grundsätzlich vergleichbar. Wie bei leitenden Angestellten, die 
zur selbständigen Einstellung oder Entlassung von Arbeitnehmern berechtigt sind, besteht 
auf Grund der besonderen Stellung der „Risikoträger“ im o. g. Sinne ein besonderes Ver­
trauensverhältnis zu dem jeweiligen Arbeitgeber. Risikoträgerinnen und Risikoträger sind 
in den o. g. Regelungen sowohl vom deutschen Gesetz- und Verordnungsgeber als auch 
vom europäischen Gesetzgeber als eine Mitarbeitergruppe mit besonderer Bedeutung 
nicht nur für das sie beschäftigende Institut und die Gruppe, sondern generell für die Sys­
temstabilität des Finanzsystems insgesamt anerkannt. Aus diesem Grunde gelten auch 
für die Vergütung von Risikoträgern bereits besondere, einschneidende gesetzliche Rege­
lungen, insbesondere in den §§ 18 ff. InstVergVV, die auf andere Arbeitnehmergruppen 
nicht Anwendung finden. Anknüpfend an die Sonderregelung zur Vergütung von Risiko­
trägern wird auch kündigungsschutzgesetzlich eine besondere Stellung eingeführt, so, 
dass bei Risikoträgern - anders als bei anderen Arbeitnehmergruppen - der arbeitgeber­
seitige Auflösungsantrag keiner Begründung bedarf. 


Nachdem eine Gefahr für die Finanzstabilität nur von Instituten mit einem gewissen Ge­
schäftsvolumen oder für den Finanzmarkt bedeutenden Funktionen ausgehen kann, be­
schränkt sich die vorgesehene Regelung auf bedeutende Institute i. S. des § 17 InstVergV 
bisheriger Fassung. Bedeutend sind hiernach alle Institute, die auf Grundlage der Verord­
nung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische 
Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013 S. 63) von der Europäischen Zentralbank beauf­
sichtigt werden. Auch Finanzhandelsinstitute im Sinne des § 25f Absatz 1 des Kreditwe­
sengesetzes sowie potenziell systemgefährdende Institute im Sinne des § 47 Absatz 1 
KWG, jeweils in der Fassung nach Umsetzung des Gesetzes zur Abschirmung von Risi­
ken und zur Planung der Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Finanzgrup­
pen, sind zwingend und ausnahmslos als bedeutende Institute einzustufen. Institute, die 
als potentiell systemgefährdend im Sinne des § 47 Absatz 1 KWG eingestuft werden, sind 
solche, deren Ausfall die Finanzmarktstabilität gefährden kann. Ferner werden die Institu­
te, deren Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei ab­
geschlossenen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder überschritten hat, als be­
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deutend angesehen. Letzteren steht jedoch die Möglichkeit offen, der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht auf der Grundlage einer plausiblen, umfassenden und für 
Dritte nachvollziehbaren Risikoanalyse nachzuweisen, dass sie nicht bedeutend sind. Die 
übrigen Institute sind grundsätzlich als nicht bedeutend einzustufen, allerdings darf die 
Bundesanstalt im Einzelfall selbst die Einstufung eines Instituts als bedeutend vorneh­
men, wenn ihr dies verhältnismäßig und geboten erscheint. Für Risikoträgerinnen bei 
nicht bedeutenden Instituten gilt die vorgesehene Regelung zur Flexibilisierung des Kün­
digungsschutzes auf Grund der fehlenden Bedeutung für die Finanzstabilität nicht. 


Die vorgesehene Regelung beschränkt sich auf Risikoträgerinnen und Risikoträger bei 
Instituten gemäß § 1 Absatz 1b und § 53 Absatz 1 KWG, auf die § 25a KWG Anwendung 
findet und erstreckt sich nicht auf Versicherungen. Zwar können auch Versicherungen 
eine systemrelevante Bedeutung für die Finanzstabilität haben. Allerdings ist bereits auf 
Grund der aufsichtsrechtlichen Vorgaben der Handlungsrahmen von einzelnen Risikoträ­
gerinnen und Risikoträgern im Hinblick auf die Eingehung von Risiken i. R. der zulässigen 
Geschäfte regelmäßig deutlich geringer. Der Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit von Ver­
sicherern ist die Entlastung des Einzelnen von einem ihn belastenden Risiko und die Ver­
teilung dieses Risikos auf eine große Zahl von Versicherungsnehmern, die demselben 
Risiko ausgesetzt sind. Auf Grund dieser Risikoverteilung findet i. d. R. ein Ausgleich un­
ter den übernommenen Risiken statt, die die Gefahr einer Gefährdung der Finanzstabilität 
minimiert. Hinzukommt, dass sich Versicherer gegen überdurchschnittliche Belastungen 
durch Rückversicherungsverträge und Retrozessionen zusätzlich absichern. Aus dieser 
grundsätzlich unterschiedlichen Geschäftstätigkeit von Banken und Versicherungen ergibt 
sich auch ein erheblicher qualitativer Unterschied der seitens der Risikoträgerinnen und 
Risikoträger eingegangenen Risiken. Dieser spiegelt sich auch in den unterschiedlichen 
vergütungsrechtlichen Regelungen für Versicherungen und Banken wider. Die vergü­
tungsrechtlichen Vorgaben für den Versicherungsbereich richten sich für bedeutende Ver­
sicherungen nach der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs­
und Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) und den auf dieser Grundlage erlassen 
EU-Verordnungen, insbes. der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission 
vom 10. Oktober 2014. Für Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds, die nicht dem 
auf der Richtlinie 2009/138/EG beruhenden Aufsichtsregime nach dem VAG unterworfen 
sind, enthält die auf Basis des Gesetzes über die Beaufsichtigung der Versicherungsun­
ternehmen (VAG) erlassene Versicherungsvergütungsverordnung (VersVergVO) Rege­
lungen zur Vergütung der Risikoträgerinnen und Risikoträger. Beide Regelwerke enthal­
ten sowohl hinsichtlich dem Regelungsumfang als auch der Regelungstiefe deutlich ge­
ringere und weit weniger detaillierte und eingreifende Regelungen als die InstVergV für 
Banken. Insbesondere enthalten diese Bestimmungen weder Regelungen zu Abfindungen 
noch zur Absenkung oder zur Rückforderung von variablen Vergütungen im Fall der nega­
tiven Abweichung der vereinbarten Risikoziele. Die InstVergV hingegen sieht gemäß § 5 
Absatz 6 InstVergV in Bezug auf Abfindungen vor, dass diese - soweit nicht näher defi­
nierte Ausnahmen eingreifen - zurückzubehalten sind und ggf. der Aufsicht gemeldet wer­
den müssen. Die versicherungsrechtlichen Vorschriften enthalten im Gegensatz zu § 18 
InstVergV auch keine Regelungen, die in bestimmten Fällen den vollständigen Verlust der 
variablen Vergütung anordnen. Nach diesen sachlichen Erwägungen ist auch hier eine 
unterschiedliche Regelung im Hinblick auf den Kündigungsschutz nicht nur gerechtfertigt, 
sondern auch unter dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geboten. 


Weiter ist vorgesehen, dass § 25a Absatz 5a KWG nur einschlägig ist, wenn die Risiko­
trägerin bzw. der Risikoträger eine fixe Vergütung von mehr als dem Dreifachen der Bei­
tragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung, also eine fixe Vergü­
tung von mehr als brutto 208.000 Euro (Ost) / 234.000 Euro (West) im Jahr 2018 bzw. 
brutto 221.400 Euro (Ost) / 241.200 Euro (West) im Jahr 2019, bezieht. Für Risikoträge­
rinnen und Risikoträger mit geringerem Grundgehalt verbleibt es hingegen bei den allge­
meinen Regelungen und damit beim Bestandsschutz. Die gewährte fixe Vergütung ist ein 
wichtiger Indikator über den Beitrag, den die betreffenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
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zur Verwirklichung der Geschäftsziele des Instituts leisten und damit auch dafür, über 
welchen Grad an Verantwortung, Pflichten, Fähigkeiten und Qualifikationen der Mitarbei­
ter verfügt und welche Leistung der Mitarbeiter für das Institut erbringt. Bei einem Mitar­
beiter, der eine fixe Vergütung über dem Dreifachen der Beitragsbemessungsgrenze zur 
Deutschen Rentenversicherung erhält, ist davon auszugehen, dass er einen hohen Bei­
trag zu den Geschäftszielen des Instituts leistet, und dass seine berufliche Tätigkeit we­
sentliche Auswirkungen auf das Risikoprofil des Instituts hat. Dem entsprechend ist das 
quantitative Kriterium der Vergütung des jeweiligen Mitarbeiters auch ein wichtiges Ele­
ment des Kriterienkatalogs zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren berufliche Tä­
tigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt nach Artikel 4 der dele­
gierten EU- VO 604/2014. 


Der eingefügte Absatz 5b entspricht der Regelung in § 18 Absatz 2 InstVergV mit der er­
gänzten Klarstellung, dass das betreffende bedeutende Institut den betroffenen Mitarbei­
tern und Mitarbeiterinnen die Einstufung als Risikoträger mitzuteilen hat. Diese Mitteilung 
hat lediglich deklaratorische Wirkung. 


Absatz 5c entspricht dem bisherigen Absatz 5a. 


Zu Nummer 4 


§ 25n 


Die eingefügte Vorschrift entspricht dem § 17 InstVergV. 


Zu Nummer 5 


§ 49 


Maßnahmen nach dem neuen § 53b Absatz 12 KWG (siehe Begründung zu Nummer 2.) 
werden nur dann immer die gewünschte Wirkung haben, wenn sie von Gesetzes wegen 
sofort vollziehbar sind. In diesem Sinne ist § 49 KWG zu ergänzen. 


Zu Nummer 6 


§ 53b Absatz 12 - neu ­


Die Regelung ermöglicht es der Bundesanstalt Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Kö­
nigreich, die bislang das grenzüberschreitende Betreiben von Bankgeschäften oder Er­
bringen von Finanzdienstleistungen an die Bundesanstalt notifiziert haben (Europäischer 
Pass) zu gestatten, ihre Tätigkeit in Deutschland auch nach dem Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der EU für eine Übergangszeit fortzusetzen, soweit dies zur Vermeidung 
von Nachteilen für die Funktionsfähigkeit oder die Stabilität der Finanzmärkte erforderlich 
ist. 


Die Ermächtigung der Bundesanstalt steht unter dem Vorbehalt einer vorrangigen Rege­
lung auf europäischer Ebene. Der Austritt eines Mitgliedstaats aus der EU ist im europäi­
schen Regelungsrahmen für die Finanzmärkte bislang jedoch nicht vorgesehen. Ob das 
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU verhandelte Austrittsabkommen bis 
zum Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU in Kraft tritt oder es zu einer sonsti­
gen Regelung auf europäischer Ebene kommt, ist derzeit ungewiss. 


Ein ungeregelter Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU würde im Finanzmarkt­
bereich dazu führen, dass Unternehmen des Finanzsektors aus dem Vereinigten König­
reich, die bislang auf Grundlage eines Europäischen Passes in Deutschland tätig sind, mit 
dem Wirksamwerden des Brexit verlieren. Die auf Basis des Europäischen Passes abge­
schlossenen grenzüberschreitenden Geschäfte sind aber vertraglich vielfach so ausge­
staltet, dass ihre Verpflichtungen und Wirkungen über diesen Zeitpunkt zum Teil weit hin­
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ausreichen, und es können etwa im Derivatebereich eine Vielzahl von Verträgen mit sehr 
großen Geschäftsvolumina betroffen sein. Zudem werden gerade langlaufende Verträge 
regelmäßig keine besonderen Vorkehrungen für den Fall des Brexit enthalten. 


Wären die betreffenden Finanzunternehmen aus dem Vereinigten Königreich - angesichts 
der ansonsten drohenden straf- und haftungsrechtlichen Konsequenzen - ausnahmslos 
gezwungen, ihre grenzüberschreitenden Vertragsbeziehungen im Inland nach dem Brexit 
unverzüglich abzuwickeln, könnte dies absehbar in vielen Fällen nicht nur für die Unter­
nehmen aus dem Vereinigten Königreich, sondern auch für deren inländische Geschäfts­
partner nachteilige Auswirkungen haben, z. B. wenn Finanzmarktkontrakte nicht mehr 
verlängert werden oder nicht rechtzeitig auf in der EU ansässige neue Vertragspartner 
übertragen werden können. Hierdurch könnte die Funktionsfähigkeit der Finanzmärkte, 
insbesondere die Möglichkeit inländischer Marktteilnehmer zu geregelter Kapitalallokation 
beeinträchtigt werden. Die im Falle eines ungeregelten Brexit drohende massenweise 
Beendigung bzw. Übertragung von Finanzmarktkontrakten auf Unternehmen, die über die 
erforderlichen Erlaubnisse verfügen, könnte zudem zu Marktverwerfungen führen und 
Risiken für die Finanzstabilität begründen. 


Zur Vermeidung dieser Risiken kann die Bundesanstalt nach Satz 1 bestimmen, dass auf 
Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich die Regelungen für den Europäischen 
Pass, die in den Absätzen 1 bis 9 des § 53b KWG zusammengefasst sind (EU-
Passregime), vom Zeitpunkt des Brexit an ganz oder teilweise entsprechend zur Anwen­
dung kommen. Die Regelung soll die aufsichtsrechtliche Zulässigkeit der Erfüllung beste­
hender vertraglicher Verpflichtungen für einen Übergangszeitraum gewährleisten, soweit 
die Erfüllung erlaubnispflichtig ist. Der Umfang der Erlaubnispflicht nach § 32 Absatz 1 
KWG, auch in Verbindung mit § 53 KWG, bleibt unberührt. 


Eine entsprechende Anwendung des EU-Passregimes auf Bankgeschäfte oder Finanz­
dienstleistungen, die nach dem Brexit betrieben oder erbracht werden, kommt nach 
Satz 2 nur insoweit in Betracht, als die Tätigkeit in engem Zusammenhang mit im Zeit­
punkt des Brexit bereits bestehenden Verträgen stehen, z. B. weil sie im Rahmen des 
Risikomanagements solcher Verträge erfolgt oder weil bestimmte wesentliche Änderun­
gen bestehender Verträge (sog. lifecycle events) als das Betreiben von Bankgeschäften 
oder die Erbringung von Finanzdienstleistungen anzusehen sind. Ein enger Zusammen­
hang mit einem bestehenden Vertrag dürfte insbesondere dann anzunehmen sein, wenn 
die Tätigkeit mit dem Vertrag rechtlich oder wirtschaftlich verbunden ist, z. B. weil Ge­
schäfte zur Glattstellung von vertraglich begründeten Risikopositionen oder im Zuge der 
Einbeziehung eines bestehenden Vertrages in eine Portfoliokompression vorgenommen 
werden oder weil sie wirtschaftlich übliche Folgegeschäfte (wie etwa Prolongationen) oder 
die Ausübung von vertraglich eingeräumten Rechten (wie etwa Optionen oder Wand­
lungsrechte) darstellen. 


Die Befugnis der Bundesanstalt, die Regelungen für den Europäischen Pass entspre­
chend zur Anwendung zu bringen ist nach Satz 3 auf maximal 21 Monate nach dem Zeit­
punkt des Brexit befristet. Die Länge dieser Maximalfrist orientiert sich an der Übergangs­
frist, die in dem Austrittsabkommen zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU 
vorgesehen ist. Die Bundesanstalt kann die Übergangsfrist nach pflichtgemäßem Ermes­
sen flexibel handhaben, d. h. sie kann für die Anwendung des EU-Passregimes auch eine 
kürzere Frist als die genannten 21 Monate vorsehen und diese Frist bei Bedarf auf maxi­
mal 21 Monate nach dem Zeitpunkt des Brexit verlängern. Die Bundesanstalt kann die 
Maßnahme zudem jederzeit widerrufen. 


Den betroffenen Unternehmen aus dem Vereinigten Königreich wird damit die Möglichkeit 
gegeben, innerhalb eines angemessenen zeitlichen Rahmens ihr Deutschlandgeschäft 
auf eine Basis nach § 32 Absatz 1 KWG zu stellen, d.h. sich dem gleichen Aufsichtsre­
gime zu unterwerfen, wie es für Finanzunternehmen aus anderen Drittstaaten Anwendung 
findet oder sich aus dem Deutschlandgeschäft zurückzuziehen. In diesem Sinne wird die 
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Bundesanstalt ermächtigt, durch rechtsgestaltenden Verwaltungsakt mit Wirkung für alle 
betroffenen GBR-Unternehmen das EU-Passregime ganz oder teilweise vom Zeitpunkt 
des Brexit an für einen Übergangszeitraum entsprechend zur Anwendung zu bringen. 


Um es der Bundesanstalt zu ermöglichen, bei der Verlängerung der Anwendung des EU-
Passregimes möglichst flexibel und zielgerichtet auf mögliche Risiken für die Funktionsfä­
higkeit und die Stabilität der Finanzmärkte reagieren zu können, kann die Anwendung des 
EU-Passregimes auf einzelne, besonders betroffene Aufsichtsbereiche wie etwa Bankge­
schäfte und Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit der Durchführung von Deriva­
tegeschäften beschränkt werden und von Auflagen abhängig gemacht werden. Die Bun­
desanstalt stellt bei der Verlängerung der Anwendung des EU-Passregimes sicher, dass 
für die betroffenen Unternehmen aus dem Vereinigten Königreich die Einlagensicherung 
im Sinne der Richtlinie 2014/ 49/EU und die Anlegerentschädigung im Sinne der Richtlinie 
97/9/EG gewährleistet ist. 


Satz 4 stellt im Interesse der Rechtsicherheit und des effizienten Verwaltungshandelns 
klar, dass die Allgemeinverfügung und deren öffentliche Bekanntmachung als Hand­
lungsoptionen der Bundesanstalt in der Ausnahmesituation des Brexit angesichts der 
Vielzahl betroffener Institute und des engen Zeitfensters zulässig sind. Diese Regelung 
lässt sonstige Handlungsmöglichkeiten der Bundesanstalt nach dem KWG und unter 
Rückgriff auf das allgemeine Verwaltungsrecht unberührt. 


Zu Nummer 7 


§ 64m - neu ­


Die eingefügte Vorschrift regelt, dass § 25a Absatz 5a KWG für Kündigungen gelten soll, 
die nach Ablauf von acht Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zugegangen sind. 


Zu Artikel 7 (Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsübersicht zu § 66a - neu ­


Die Inhaltsübersicht wird an die neue Regelung in § 66a des Versicherungsaufsichtsge­
setzes (VAG)angepasst. 


Zu Nummer 2 


§ 66a - neu ­


Mit dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU verlieren Versicherungsunter-
nehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich das Recht aus dem Europäischen Pass nach 
Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versiche­
rungs- und Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II), das es ihnen bislang ermöglicht, 
grenzüberschreitend im Inland tätig zu sein. Diese Vorgaben, die für Erstversicherungsun­
ternehmen in den §§ 61 bis 66 VAG und für Rückversicherungsunternehmen in § 169 
VAG umgesetzt wurden, sehen keine Regelung dazu vor, wie eine Fortsetzung der Ge­
schäftstätigkeit und eine Vertragskontinuität im Rahmen des freien Dienstleistungsver­
kehrs oder über eine Niederlassung unter Ausübung des Rechts aus dem Europäischen 
Pass sichergestellt werden sollen, wenn ein Mitgliedstaat die EU und den EWR verlässt. 


Mit dem Austritt aus der EU ist das Vereinigte Königreich als Drittstaat anzusehen. Für die 
Aufnahme des grenzüberschreitenden Versicherungsgeschäfts durch ein Versicherungs­
unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat enthält die Richtlinie 2009/138/EG zwar eigene 
Regelungen, die ein Erlaubnisverfahren vor Aufnahme des grenzüberschreitenden Versi­
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cherungsgeschäfts vorsehen. Danach müssten die Versicherungsunternehmen aus dem 
Vereinigten Königreich ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Brexit über eine ent­
sprechende Erlaubnis verfügen, um weiterhin grenzüberschreitend Versicherungsgeschäft 
in Deutschland betreiben zu dürfen. 


Allerdings löst der Wechsel von einem Rechtsregime in das andere Rechtsregime nicht 
das Problem der Vertragskontinuität. Der Betrieb von Versicherungsgeschäften umfasst 
nämlich nicht nur die Akquisition von Versicherungsverträgen, deren Verwaltung und die 
Schadenabwicklung, sondern auch die bloße Abwicklung ausgelaufener Versicherungs­
verträge und die Abwicklung offener Schadensfälle einschließlich des Prämieninkassos. 
Um den betroffenen Versicherungsunternehmen aus dem Vereinigten Königreich und der 
Bundesanstalt die Möglichkeit zu geben, unter Wahrung der Interessen der Versiche­
rungsnehmer, der Begünstigten aus den Versicherungsverträgen, und der inländischen 
Zedenten, mit den Konsequenzen des Austritts des Vereinigten Königreichs, sachgerecht 
umzugehen, wird es der Bundesanstalt ermöglicht den Versicherungsunternehmen nach 
Satz 1 zu erlauben, ihre bisherige Geschäftstätigkeit im Inland für einen Übergangszeit­
raum fortzuführen, allerdings nur im Hinblick auf die Abwicklung des vor dem Zeitpunkt 
des Brexit abgeschlossenen Versicherungsgeschäfts. 


Die Übergangsregelung gilt ausdrücklich nicht für den Abschluss von Neugeschäft, es sei 
denn, dieses beruht auf einseitigen Gestaltungsmöglichkeiten der Versicherten, welche 
sich aus den zuvor abgeschlossenen Versicherungsverträgen ergeben. Durch diese Re­
gelung werden sie in die Lage versetzt, ihre Ansprüche gegen die Versicherungsunter-
nehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich durchzusetzen. Um auch in langabwickelnden 
Versicherungszweigen, in denen für unbekannte Spätschäden in der Regel Rückstellun­
gen gebildet werden, die Durchsetzung der Ansprüche der Versicherungsnehmer zu stär­
ken, erfasst die Regelung auch die Fälle der Nachhaftung aus bereits beendeten Versi­
cherungsverträgen. 


Die betroffenen Versicherungsunternehmen müssen Versicherungsverträge innerhalb des 
Übergangszeitraums durch Kündigung beenden und möglichst vollständig abwickeln, o­
der, sofern dies nicht möglich ist, die Vertragsfortsetzung durch ein bis zum Ablauf des 
Übergangszeitraums erfolgreich abzuschließendes Verfahren zur Erlangung der Erlaubnis 
zum Versicherungsbetrieb über eine Drittstaaten-Niederlassung oder durch ein bis zum 
Ablauf des Übergangszeitraums erfolgreich abzuschließendes Verfahren zur Erlangung 
der Genehmigung bzw. Zustimmung zu einer Bestandsübertragung nach § 13 bzw. § 63 
VAG auf ein Versicherungsunternehmen, das über die notwendige Erlaubnis im Inland, in 
der EU oder dem EWR verfügt, sicherstellen. Dafür erscheint der in Satz 2 vorgesehene 
Zeitraum von bis zu 21 Monaten nach dem Brexit als ausreichend bemessen. Die Länge 
der möglichen Übergangsfrist orientiert sich an der Übergangsfrist, die in dem Austrittsab­
kommen zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU vorgesehen ist. Dieser Zeit­
raum erscheint auch angemessen, um den betroffenen Unternehmen eine sachgerechte 
Vorgehensweise zu ermöglichen. 


Die Übergangsregelung steht zudem unter dem Vorbehalt einer vorrangigen Regelung 
durch die EU. Der Austritt eines Mitgliedstaats aus der EU ist im europäischen Rege­
lungsrahmen für die Finanzmärkte bislang jedoch nicht vorgesehen. Ob das zwischen 
dem Vereinigten Königreich und der EU verhandelte Austrittsabkommen bis zum Austritt 
des Vereinigten Königreichs aus der EU in Kraft tritt oder es zu einer sonstigen Regelung 
auf europäischer Ebene kommt, ist derzeit ungewiss. 


Die Regelung in Satz 1 soll eine Beaufsichtigung für den Übergangszeitraum entspre­
chend der bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Austrittserklärung bestehenden 
Aufsichtskompetenz über den grenzüberschreitenden Geschäftsbetrieb von Versiche­
rungsunternehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich ermöglichen; für Erstversicherungs­
unternehmen entsprechend §§ 61 bis 66 VAG und für Rückversicherungsunternehmen 
entsprechend § 169 VAG. Die Regelung umfasst insbesondere die Beaufsichtigung der 
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Geschäftstätigkeit der Erstversicherungsunternehmen im Übergangszeitraum nach Satz 1 
entsprechend § 62 Absatz 1 Satz 2, § 62 Absatz 2 bis 4 VAG und die Geschäftstätigkeit 
der Rückversicherungsunternehmen im Übergangszeitraum nach Satz 1 entsprechend 
§ 169 Absatz 2 bis 4 VAG. 


Ein vergleichbarer Übergangszeitraum wird auch für grenzüberschreitend im Inland tätige 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) aus dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland vorgesehen. 


Zu Nummer 3 


§ 310 Absatz 2 


Maßnahmen nach dem neuen § 66a VAG (siehe Begründung zu Nummer 2.) werden nur 
dann immer die gewünschte Wirkung haben, wenn sie von Gesetzes wegen sofort voll­
ziehbar sind. In diesem Sinne ist § 310 Absatz 2 VAG zu ergänzen. 


Zu Artikel 8 (Änderung des Gesetzes über Bausparkassen) 


§ 19 Absatz 8 - neu ­


Bausparkassen dürfen verfügbares Geld im Rahmen des § 4 Absatz 3 BauSparkG anle­
gen. Dieser Katalog ist enumerativ und beschränkt die zulässigen Anlagen in örtlicher 
Hinsicht auf ein Gebiet des Mitgliedstaats der EU oder eines anderen Vertragsstaats des 
Abkommens über den EWR oder der Schweiz. Diese Regelung erfasste bisher auch das 
Vereinigte Königreich. Auf Grund des Ausscheidens des Vereinigten Königreiches aus der 
EU und dem EWR muss für Anlagen, die bis dahin zulässigerweise im Gebiet des Verei­
nigten Königreiches getätigt wurden, ein Bestandsschutz bis zur Fälligkeit der Anlage ge­
regelt werden. 


§ 19 Absatz 9 - neu ­


Bausparkassen dürfen nach § 7 Absatz 2 BauSparkG Forderungen im Sinne des Absat­
zes 1 Satz 1 auch durch die Bestellung von Grundpfandrechten an einem Pfandobjekt in 
einem anderen Mitgliedstaat der EU oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den EWR oder in der Schweiz sichern, wenn das Grundpfandrecht von Finanzinstitu­
ten in diesem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat üblicherweise zur Sicherung von Forderun­
gen aus Wohnungsbaudarlehen vereinbart wird. Diese Regelung erfasste bisher auch das 
Vereinigte Königreich. Auf Grund des Ausscheidens des Vereinigten Königreiches aus der 
EU und dem EWR muss für Forderungen, die bis dahin zulässigerweise durch Bestellung 
von Grundpfandrechten an einem Pfandobjekt im Gebiet des Vereinigten Königreiches 
besichert wurden, ein Bestandsschutz bis zum Wegfall der zu besichernden Forderung 
geregelt werden. 


Zu Artikel 9 (Änderung der Anlageverordnung) 


§ 6 Absatz 4 - neu ­


Die Anlageverordnung legt in § 2 Absatz 1 Anlageverordnung den Katalog der zulässigen 
Anlageformen fest. Die Anlageformen knüpfen teilweise an die Mitgliedschaft eines Staats 
im EWR an. Mit dem Ausscheiden des Vereinigten Königreichs aus dem EWR müssten 
daher ggf. ordnungsgemäß erworbene Vermögensgegenstände aus dem Sicherungsver­
mögen genommen werden. Das wäre nicht sachgerecht. Daher wird in die Anlageverord­
nung eine Bestandsschutzregelung für Anlagen aufgenommen, die vor dem 30. März 
2019 getätigt worden sind. 


Die Bestandsschutzregelung beurteilt die Anlagen am Stichtag 30. März 2019. In Vermö­
gensgegenstände, die auf Grund der Bestandsschutzregelung im Sicherungsvermögen 
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belassen werden, kann nicht weiter investiert werden (beispielsweise durch Zukauf von 
Anteilen im Fall eines Investmentvermögens). 


Zu Artikel 10 (Änderung der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung) 


§ 43 Absatz 7 - neu ­


Die Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung wird analog zur Anlageverordnung (vgl. Artikel 9) 
geändert. 


Zu Artikel 11 (Inkrafttreten) 


Artikel 11 bestimmt, dass das vorliegende Änderungsgesetz aus Gründen der Rechtssi­
cherheit und -klarheit am 29. März 2019 in Kraft tritt. Im Fall eines Austrittsabkommens, in 
dem der Status als EU-Mitgliedstaat für eine Übergangsphase erhalten bleibt (vgl. hierzu 
den am 29. Oktober 2018 von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines Geset­
zes für den Übergangszeitraum nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs Großbri­
tannien und Nordirland aus der Europäischen Union (Brexit-Übergangsgesetz – 
BrexitÜG)), würden einzelne Änderungen - vorbehaltlich weitergehender Regelungen in 
dem Abkommen - zwar erst nach Ablauf der Übergangsphase (nach derzeitigem Ver­
handlungsstand zum 31. Dezember 2020) notwendig. Ein früheres Inkrafttreten schadet 
aber in diesen Fällen auch nicht. 
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Judgment in Joined Cases T-131/16 
Belgium v Commission and T-263/16 Magnetrol International v Commission 


 


The General Court annuls the Commission’s decision concerning tax exemptions 
granted by Belgium by means of rulings 


The Commission wrongly considered that the Belgian system relating to the excess profit of 
multinational companies constituted an aid scheme 


Since 2005, Belgium has applied a system of exemptions for the excess profit of Belgian entities 
which form part of multinational corporate groups. Those entities could obtain an advance ruling 
from the Belgian tax authorities, if they were able to demonstrate the existence of a new situation, 
such as a reorganisation leading to the relocation of the central entrepreneur to Belgium, the 
creation of jobs or investments. In that context, profits regarded as being ‘excess’, in that they 
exceeded the profit that would have been made by comparable standalone entities operating in 
similar circumstances, were exempted from corporate income tax. 


In 2016, the Commission found that that system of excess profit exemptions constituted a State aid 
scheme that was incompatible with the internal market and unlawful1 and ordered the recovery of 
the aid thus granted from 55 beneficiaries, including the company Magnetrol International. 


Belgium and Magnetrol International brought an action before the General Court seeking the 
annulment of the Commission’s decision. They allege inter alia that the Commission: (1) 
encroached upon Belgium’s exclusive tax jurisdiction in the field of direct taxation and (2) erred in 
finding an aid scheme in the present case. 


In today’s judgment, the General Court annuls the Commission’s decision. 


As regards the alleged encroachment upon Belgium’s exclusive jurisdiction, the General Court 
notes that while direct taxation, as EU law currently stands, falls within the competence of the 
Member States, they must nonetheless exercise that competence consistently with EU law. 
Accordingly, a measure by which the public authorities grant certain undertakings advantageous 
tax treatment which – although it does not involve the transfer of State resources – places the 
beneficiaries in a more favourable position than other taxpayers is capable of constituting State 
aid. Since the Commission is competent to ensure compliance with the State aid rules, it cannot be 
accused of having exceeded its powers in the present case. The General Court therefore rejects 
the argument put forward by Belgium and Magnetrol International. 


As regards the existence of an aid scheme, the General Court finds that the Commission 
erroneously considered that the excess profit exemption system constituted an aid scheme, within 
the meaning of Article 1(d) of Council Regulation (EU) 2015/1589 of 13 July 2015 laying down 
detailed rules for the application of Article 108 of the Treaty on the Functioning of the European 
Union. 


First of all, the provisions identified by the Commission as the basis of the alleged aid scheme did 
not set out all the essential elements of that scheme. Accordingly, the implementation of those 


                                                 
1
 Commission Decision (EU) 2016/1699 of 11 January 2016 on the excess profit exemption State aid scheme SA.37667 


(2015/C) (ex 2015/NN) implemented by Belgium (OJ 2016 L 260, p. 61). 
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provisions and thus the grant of the alleged aid necessarily depended on the adoption of further 
implementing measures, which precludes the existence of an aid scheme. 


Next, the General Court finds that the Belgian tax authorities had a margin of discretion over all of 
the essential elements of the exemption system in question, allowing them to influence the amount 
and the characteristics of the exemption and the conditions under which it was granted, which also 
precludes the existence of an aid scheme. 


Lastly, the General Court holds that it cannot be concluded that the beneficiaries of the alleged aid 
scheme are defined in a general and abstract manner or that there was actually a systematic 
approach on the part of the Belgian tax authorities as regards all of the advance rulings concerned. 


The Commission therefore wrongly considered that the Belgian system relating to the 
excess profit constituted an aid scheme.  


 


 


 


NOTE: An appeal, limited to points of law only, may be brought before the Court of Justice against the 
decision of the General Court within two months of notification of the decision. 


 
NOTE: An action for annulment seeks the annulment of acts of the institutions of the European Union that 
are contrary to EU law. The Member States, the European institutions and individuals may, under certain 
conditions, bring an action for annulment before the Court of Justice or the General Court. If the action is well 
founded, the act is annulled. The institution concerned must fill any legal vacuum created by the annulment 
of the act. 


 


Unofficial document for media use, not binding on the General Court. 


The full text of the judgment is published on the CURIA website on the day of delivery.  


Press contact: Jacques René Zammit  (+352) 4303 3355 
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Wertaufstockung bei Einbringung eines Mitunternehmeranteils mit negativem Kapitalkonto - Keine Saldierung bei mehreren
Sacheinlagegegenständen


Leitsätze


Die Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UmwStG 2006 sind sowohl für jeden Gesellschafter als auch für jeden
einzelnen Sacheinlagegegenstand gesondert zu prüfen. Dies gilt auch bei Einbringung mehrerer Mitunternehmeranteile mit
positiven und negativen Kapitalkonten.


Tenor


Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 10. Februar 2016  11 K 12073/15
aufgehoben, soweit es zur Körperschaftsteuer 2010 ergangen ist, und insoweit an das Finanzgericht Berlin-Brandenburg
zurückverwiesen. Im Übrigen wird die Revision zurückgewiesen.
Dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg wird die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens übertragen.


Tatbestand


I.


1 Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) waren Gesellschafter der mit Gesellschaftsverträgen vom 28. Dezember 2001
errichteten A-GbR sowie der B-GbR. Zweck dieser Gesellschaften war die Fortführung der Unternehmen C einerseits
und D andererseits, die die Kläger von ihrem Vater erworben hatten.


2 Mit Gesellschaftsvertrag vom 20. Mai 2010 errichteten die Kläger die E-GmbH (Beigeladene). An deren Stammkapital
(25.000 EUR) sind die Kläger jeweils zur Hälfte beteiligt. Die Stammeinlagen sollten im Wege der Sacheinlage der von
den Klägern "als Gesellschafter der Gesellschaften bürgerlichen Rechts unter den Firmen


1. (F-GbR)


2. (G-GbR)


zu gleichen Anteilen betriebenen Unternehmen mit allen Aktiva und Passiva" aufgebracht werden. Steuerrechtlich sollte
die Einbringung zu Buchwerten auf den 1. Januar 2010 zurückbezogen werden. Ausweislich des
Sachgründungsberichts betrug der Wert der Sacheinlage per 31. Dezember 2009 für die A-GbR ... EUR und für die
B-GbR ... EUR. Die Beigeladene stellte zum 1. Januar 2010 eine Eröffnungsbilanz auf und gab Steuererklärungen
erstmals für das Jahr 2010 ab.


3 In ihrer Bilanz auf den 31. Dezember 2009 wies die A-GbR ein negatives Kapital und unter dem Konto 1461 ("Verr.Kto.
Organgesellschaft") als sonstige Verbindlichkeiten einen Betrag in Höhe von ... EUR aus. Das Kapital der B-GbR war
zum 31. Dezember 2009 positiv; hierzu gehörte als sonstiger Vermögensgegenstand ein Betrag in Höhe von ... EUR
(Konto 1461 "Verr.Kto. Organträger").


4 Nach Ansicht der Kläger war das negative Kapitalkonto der A-GbR mit dem positiven Kapitalkonto der B-GbR zu
saldieren. Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) vertrat hingegen die Auffassung, dass eine
Saldierung ausgeschlossen und die Buchwerte der eingebrachten Wirtschaftsgüter der A-GbR auf 0 EUR aufzustocken
seien. Dementsprechend ergebe sich ein Veräußerungsgewinn in Höhe von insgesamt ... EUR. Das FA erließ gegen
die Beigeladene entsprechende --geänderte-- Körperschaftsteuerbescheide 2010 bis 2012 vom 6. Februar 2015,
Gewerbesteuermessbescheide 2010 und 2011 vom 6. Februar 2015 sowie einen Bescheid über die Feststellung des
vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31. Dezember 2012.


5 Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg (Finanzgericht --FG-- Berlin-Brandenburg, Urteil vom 10. Februar
2016  11 K 12073/15, Entscheidungen der Finanzgerichte --EFG-- 2016, 954).


6 Mit ihrer Revision rügen die Kläger Verletzung materiellen Rechts und beantragen, das Urteil des FG aufzuheben und
die jeweils gegen die Beigeladene ergangenen Körperschaftsteuerbescheide 2010 bis 2012,
Gewerbesteuermessbescheide 2010 und 2011 sowie den Bescheid über die gesonderte Feststellung des
vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31. Dezember 2012 dahingehend abzuändern, dass die Buchwerte nicht um
insgesamt ... EUR aufgestockt werden.
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7 Das FA beantragt, die Revision der Kläger zurückzuweisen.


8 Die Beigeladene hat keine Anträge gestellt.


Entscheidungsgründe


II.


9 Die Revision ist hinsichtlich des Körperschaftsteuerbescheids 2010 begründet. Sie führt insoweit zur Aufhebung der
Vorentscheidung und zur Zurückverweisung der Sache an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung
(§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Im Übrigen ist die Revision unbegründet und
zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO).


10 1. Die Klagen gegen die Körperschaftsteuerbescheide 2011 und 2012, die Gewerbesteuermessbescheide 2010 und
2011 sowie die gesonderte Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31. Dezember 2012 sind
unzulässig, da die Kläger nicht dartun können, durch die angefochtenen Bescheide beschwert zu sein.


11 Nach § 40 Abs. 2 FGO ist eine Anfechtungsklage nur zulässig, wenn der Kläger geltend macht, durch den
angefochtenen Verwaltungsakt in seinen Rechten verletzt zu sein. Eine solche Rechtsverletzung liegt grundsätzlich
nur vor, wenn geltend gemacht wird, der Gewinn sei zu hoch oder der Verlust zu niedrig festgestellt worden (Urteil des
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 5. November 2009 IV R 40/07, BFHE 227, 354, BStBl II 2010, 720, m.w.N.).


12 a) Hinsichtlich der Körperschaftsteuerbescheide 2011 und 2012, des Gewerbesteuermessbescheids 2011 sowie der
gesonderten Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31. Dezember 2012 können die Kläger nicht
geltend machen, dass diese sie in ihren Rechten verletzen.


13 In diesen Bescheiden wird das von den Klägern zum 1. Januar 2010 eingebrachte Betriebsvermögen nicht mit dem
Buchwert, sondern mit einem höheren Wert angesetzt. Dies führt im Ergebnis dazu, dass auch für die Beigeladene
selbst in den Veranlagungszeiträumen 2011 und 2012 keine steuerliche Mehrbelastung eintritt, sondern ein höheres
Abschreibungsvolumen zur Verfügung steht.


14 b) Auch hinsichtlich des Gewerbesteuermessbescheids 2010 ist keine Verletzung der klägerischen Rechte erkennbar.


15 Nach § 7 Satz 2 Nr. 2 des Gewerbesteuergesetzes gehört zum Gewerbeertrag auch der Gewinn aus der Veräußerung
oder Aufgabe des Anteils eines Gesellschafters, der als Unternehmer (Mitunternehmer) des Betriebs einer
Mitunternehmerschaft anzusehen ist, soweit er nicht --wie im Streitfall-- auf eine natürliche Person als unmittelbar
beteiligter Mitunternehmer entfällt. Da die Einbringung ihrer Mitunternehmeranteile nicht der Gewerbesteuer unterlag,
ist es bereits aus diesem Grund ausgeschlossen, dass der gegen die Beigeladene erlassene
Gewerbesteuermessbescheid 2010 die Rechte der Kläger verletzt (vgl. Herlinghaus in
Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, 2. Aufl., § 20 Rz 214c; Blümich/Nitzschke, § 20 UmwStG 2006 Rz 105).


16 2. Die Revision gegen den Körperschaftsteuerbescheid 2010 ist begründet.


17 a) Die Klage gegen den die Beigeladene betreffenden Körperschaftsteuerbescheid 2010 ist als Drittanfechtungsklage
der Kläger zulässig, weil auch deren Rechtsposition von dem Bescheid betroffen wird und sie dadurch beschwert sind.


18 Der Senat verweist insoweit zur Vermeidung von Wiederholungen auf seine ständige Rechtsprechung (vgl.
Senatsurteile vom 8. Juni 2011 I R 79/10, BFHE 234, 101, BStBl II 2012, 421, und vom 25. April 2012 I R 2/11,
BFH/NV 2012, 1649; Senatsbeschluss vom 6. Februar 2014 I B 168/13, BFH/NV 2014, 921; vgl. auch Senatsurteil
vom 15. Juni 2016 I R 69/15, BFHE 254, 299, BStBl II 2017, 75). Hiernach haben die Kläger im Streitfall die Befugnis,
im Wege der Drittanfechtung geltend zu machen, dass das FA bei der Besteuerung der Beigeladenen im
Einbringungsjahr einen zu hohen Wert für die eingebrachten Mitunternehmeranteile an der A-GbR angesetzt habe.


19 b) In der Sache hat das FG zwar zu Recht entschieden, dass die Wertansätze der beiden von den Klägern
eingebrachten Mitunternehmeranteile an der A-GbR aufgrund deren negativen Kapitals aufzustocken waren. Das FG
hat jedoch keine ausreichenden Feststellungen getroffen, ob es sich bei dem Verrechnungskonto der A-GbR um eine
betrieblich veranlasste Verbindlichkeit handelte oder ob dieses Konto durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasste
Einlagen ausweist und somit als Unterkonto des Kapitalkontos das bisher angesetzte negative Kapital mindert.


20 aa) Wird ein Betrieb, Teilbetrieb oder ein Mitunternehmeranteil in eine unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtige
Kapitalgesellschaft eingebracht, und erhält der Einbringende dafür neue Anteile an der Gesellschaft (Sacheinlage),
darf die Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 des
Umwandlungssteuergesetzes 2006 (UmwStG 2006) mit seinem Buchwert oder mit einem höheren Wert ansetzen,
soweit die Passivposten des eingebrachten Betriebsvermögens die Aktivposten nicht übersteigen; dabei ist das
Eigenkapital nicht zu berücksichtigen. Übersteigen demgegenüber die Passivposten die Aktivposten, sind die im
eingebrachten Betriebsvermögen ruhenden stillen Reserven soweit aufzudecken, als dies zum Ausgleich des auf die
jeweilige Sacheinlage bezogenen Negativkapitals erforderlich ist (Herlinghaus in Rödder/ Herlinghaus/van Lishaut,
a.a.O., § 20 Rz 162: "Wertaufstockung des steuerlichen Eigenkapitals auf Null").
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21 bb) Die Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UmwStG 2006 sind hinsichtlich der beiden eingebrachten
Mitunternehmeranteile der Kläger an der A-GbR erfüllt. In Rechtsprechung und Schrifttum ist unstreitig, dass diese
Voraussetzungen für jeden Gesellschafter gesondert zu prüfen sind (z.B. Sächsisches FG, Urteil vom 28. Juli
2010  2 K 322/10, EFG 2011, 2027; Herlinghaus in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, a.a.O., § 20 Rz 164; Schmitt in
Schmitt/Hörtnagl/Stratz, Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteuergesetz, 7. Aufl., § 20 UmwStG Rz 333). Umstritten
ist indes, ob auch bei Einbringung mehrerer Sacheinlagegegenstände durch dieselbe Person die Voraussetzungen
des § 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UmwStG 2006 für jeden Sacheinlagegegenstand gesondert zu prüfen sind (so z.B.
Bäuml in Kraft/Edelmann/Bron, UmwStG, § 20 Rz 261; Graw, EFG 2016, 954; Herlinghaus in
Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, a.a.O., § 20 Rz 162a; Menner in Haritz/Menner, Umwandlungssteuergesetz, 4. Aufl.,
§ 20 Rz 331, 335; Mutscher in Frotscher/Drüen, KStG/GewStG/UmwStG, § 20 UmwStG Rz 210, 211; Patt in
Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, Umwandlungssteuerrecht, 7. Aufl., § 20 Rz 216 ff.; Schloßmacher, Neues
Umwandlungssteuergesetz, S. 69) oder ob insoweit eine Gesamtbetrachtung bzw. Saldierung erfolgen kann (so z.B.
Sächsisches FG, Urteil in EFG 2011, 2027; Koch, Betriebs-Berater 2016, 2603, 2607; Schmitt in Schmitt/Hörtnagl
/Stratz, a.a.O., § 20 UmwStG Rz 333; Widmann in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 20 UmwStG Rz R 561;
wohl auch Breuninger, Jahrbuch der Fachanwälte für Steuerrecht 2009/2010, 355, 358, sowie Littmann, Deutsches
Steuerrecht 1969, 521, 588, für § 17 Abs. 2 UmwStG 1969).


22 cc) Der Senat schließt sich der erstgenannten Auffassung an. Die Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
UmwStG 2006 sind sowohl für die beiden Kläger als auch für die insgesamt vier eingebrachten Mitunternehmeranteile
gesondert zu prüfen.


23 (1) Eine Gesamtbetrachtung bzw. Saldierung der jeweils eingebrachten Mitunternehmeranteile an der A-GbR und
B-GbR ist nicht im Gesetzeswortlaut angelegt.


24 Die Regelung des § 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UmwStG 2006 bezieht sich --ebenso wie § 20 Abs. 1 a.E. UmwStG 2006--
auf das "eingebrachte Betriebsvermögen" sowie auf das "übernommene Betriebsvermögen". Eingebrachtes
Betriebsvermögen ist nach § 20 Abs. 1 UmwStG 2006 "ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein Mitunternehmeranteil".
Der Wortlaut der Vorschrift beschränkt somit die Prüfung der Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UmwStG
2006 auf den einzelnen --konkreten-- Sacheinlagegegenstand (hier: "ein Mitunternehmeranteil"). Auf die Person des
Einbringenden kommt es insoweit nicht an. Nach dem insoweit eindeutigen Wortlaut sind die Voraussetzungen des
§ 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UmwStG 2006 für jeden einzelnen Sacheinlagegegenstand und im Streitfall somit für jeden
einzelnen der insgesamt vier eingebrachten Mitunternehmeranteile eigenständig zu würdigen (vgl. Patt in Dötsch/Patt
/Pung/Möhlenbrock, a.a.O., § 20 Rz 218).


25 (2) Anderes ergibt sich nicht aus den Gesetzgebungsmaterialien. Nach Auffassung des Gesetzgebers war die
Gewinnverwirklichung bei Einbringung von negativen Sacheinlagegegenständen dadurch gerechtfertigt, dass der
Einbringende neben den Anteilen an der übernehmenden Gesellschaft auch den Ausgleich seines negativen Kapitals
erhielt (BTDrucks V/3186, S. 15). Der Wert dieser neuen Anteile könne nur die Gegenleistung für die eingebrachten
stillen Reserven abzüglich des bilanzmäßig ausgewiesenen negativen Kapitals sein (BTDrucks V/3186, S. 15). Auch
diese Ausführungen des Gesetzgebers beziehen sich auf den konkreten einzelnen Sacheinlagegegenstand und
lassen sich demgemäß nicht als Begründung für die Verrechnung mehrerer Sacheinlagegegenstände anführen (a.A.
Sächsisches FG in EFG 2011, 2027; Schmitt in Schmitt/Hörtnagl/Stratz, a.a.O., § 20 UmwStG Rz 333). Vielmehr liegt
auch nach Ansicht des Gesetzgebers "hinsichtlich eines jeden Mitunternehmeranteils ein gesonderter
Einbringungsvorgang vor" (BTDrucks 16/2710, S. 43).


26 dd) Die Feststellungen des FG sind jedoch unzureichend, um entscheiden zu können, ob die negativen Kapitalkonten
der Gesellschafter der A-GbR um den Bestand des Kontos 1461 ("Verr.Kto. Organgesellschaft") in Höhe von ... EUR
zu mindern sind. Dies wäre der Fall, wenn es sich bei diesem Konto um ein Unterkonto zum Kapitalkonto handeln
würde und nicht um eine betrieblich veranlasste Verbindlichkeit gegenüber der B-GbR.


27 (1) Zur Abgrenzung der betrieblichen von der gesellschaftlichen Veranlassung ist die Ausgestaltung der
Darlehensverträge zwischen der A-GbR und der B-GbR insbesondere unter dem Gesichtspunkt des Fremdvergleichs
zu würdigen. Zwar sind die beiden Gesellschaften steuerrechtlich selbständig und daher die Rechtsgeschäfte
zwischen ihnen grundsätzlich bei der jeweiligen Gewinnermittlung zu berücksichtigen. Dies setzt aber voraus, dass
die Geschäfte der betrieblichen Betätigung der Gesellschaften zuzuordnen sind (BFH-Urteil vom 19. Juli 1984
IV R 207/83, BFHE 142, 42, BStBl II 1985, 6). Da im Streitfall aber die Kläger an beiden Gesellschaften jeweils hälftig
beteiligt waren, kann nicht von vornherein ausgeschlossen werden, dass die Darlehenshingaben ausschließlich der
Finanzierung der unternehmerischen Aktivitäten der A-GbR dienten und ihre Ursache damit in der wirtschaftlichen
Betätigung der Kläger und der Beteiligung an beiden Gesellschaften hatten (vgl. BFH-Urteil vom 6. März 2003
IV R 21/01, BFH/NV 2003, 1542).


28 (2) Ob ein Darlehensvertrag einem Fremdvergleich standhält, ist auf Grund einer Gesamtwürdigung aller Umstände
zu entscheiden. Nach der Rechtsprechung zur verdeckten Gewinnausschüttung gegenüber beherrschenden
Gesellschaftern und zu den Verträgen zwischen Angehörigen können die einzelnen Kriterien des Fremdvergleichs
dabei nicht im Sinne von absoluten Tatbestandsvoraussetzungen verstanden werden. Sie sind vielmehr indiziell dahin
zu würdigen, ob sie den Rückschluss auf eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis zulassen (vgl. u.a.
Senatsurteil vom 29. Oktober 1997 I R 24/97, BFHE 184, 482, BStBl II 1998, 573, sowie BFH-Urteil vom 18. April
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2000 VIII R 74/96, BFH/NV 2001, 152, jeweils m.w.N.). Nicht jede Abweichung vom Üblichen schließt
notwendigerweise die betriebliche Veranlassung aus. Je mehr Umstände auf eine gesellschaftliche Veranlassung
hindeuten, desto strengere Anforderungen sind an den Fremdvergleich zu stellen (BFH-Urteil vom 16. Dezember
1998 X R 139/95, BFH/NV 1999, 780, m.w.N.).


29 (3) Im Streitfall hat das FG diese Grundsätze nicht beachtet. Es hat allein aus dem tatsächlichen Ausweis des
Darlehens in der Bilanz der A-GbR geschlossen, dass es sich hierbei um eine betrieblich veranlasste Verbindlichkeit
gegenüber der B-GbR handelt. Das Urteil enthält jedoch keinerlei Ausführungen dazu, ob das Darlehen einem
Fremdvergleich standhält.


30 Das FG wird die fehlende Würdigung nachzuholen haben, da es Aufgabe des Tatrichters ist, zu beurteilen, ob eine
betriebliche Veranlassung vorliegt (BFH-Urteil in BFH/NV 2003, 1542, m.w.N.; BFH-Beschluss vom 9. Januar 2009
IV B 25/08, BFH/NV 2009, 754). Die Vorentscheidung ist deshalb aufzuheben und die Sache an das FG
zurückzuverweisen. Vorsorglich weist der Senat auf die ständige Rechtsprechung zur Prüfung der betrieblichen
Veranlassung von Darlehen hin (vgl. BFH-Urteile vom 29. Juli 2015 IV R 16/12, BFH/NV 2015, 1572; vom 16. Oktober
2014 IV R 15/11, BFHE 247, 410, BStBl II 2015, 267; in BFH/NV 2003, 1542; sowie FG München, Urteil vom 17. Juni
2013  5 K 2877/10, juris, jeweils m.w.N.).


31 3. Die Übertragung der Kostenentscheidung ergibt sich aus § 143 Abs. 2 FGO. Auch bei nur teilweiser
Zurückverweisung der Sache muss dem FG nach dem Grundsatz der Einheitlichkeit der Kostenentscheidung die
Entscheidung über die gesamten Kosten des Verfahrens übertragen werden (z.B. BFH-Urteil vom 17. März 2010
IV R 25/08, BFHE 228, 509, BStBl II 2010, 622). Dabei wird zu berücksichtigen sein, dass die Beigeladene keine
Rechtsmittel eingelegt und keine Anträge gestellt hat; sie ist daher weder an den Gerichtskosten zu beteiligen noch
steht ihr ein Kostenerstattungsanspruch zu (vgl. Brandis in Tipke/Kruse, Abgabenordnung, Finanzgerichtsordnung,
§ 135 FGO Rz 19, m.w.N.).
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